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§ 4

Leistungen nach anderen Rechtsvorschriften

Im Rahmen einer bedarfsgerechten Versorgung werden 
Hilfen nach diesem Gesetz ergänzend zu Leistungen 
nach anderen Rechtsvorschriften erbracht.

§ 5

Begriff und Ziel der Hilfen

(1) Hilfen nach diesem Gesetz sind Leistungen, die über 
die Gesundheitshilfen nach anderen Rechtsvorschriften 
hinaus die Personen nach § 1 Nummer 1 befähigen sol-
len, eigenverantwortlich und selbstbestimmt zu leben. 
Zu den Hilfen gehören insbesondere die Beratung, Be-
treuung, Hinführung zur ärztlichen oder psychotherapeu-
tischen Behandlung, die Vermittlung von Hilfen zur 
Selbsthilfe und Angeboten der Sozialen Arbeit sowie  
ehrenamtliche Hilfen.

(2) Ziel der Hilfen ist es,

1.	die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu erhalten,

2.	�die Wiedereingliederung in die Gemeinschaft zu er-
leichtern und zu fördern und

3.	�die selbstständige Lebensführung beeinträchtigende und 
die persönliche Freiheit einschränkende Maßnahmen 
entbehrlich zu machen oder zu verkürzen.

(3) Die Hilfen sollen des Weiteren dazu beitragen, dass 
Erkrankungen und Behinderungen frühzeitig erkannt 
und behandelt werden.

(4) Art, Ausmaß und Dauer der Hilfen richten sich nach 
den Erfordernissen des Einzelfalls, soweit dieses Gesetz 
nicht bestimmte Maßnahmen vorschreibt. Bei der Aus-
gestaltung der Hilfen ist die Vielfalt der Lebensumstände, 
insbesondere die kulturelle und soziale Lebenssituation 
der betroffenen Person, angemessen zu berücksichtigen.

(5) Psychisch kranken oder behinderten Menschen nahe-
stehende Personen sollen entlastet, unterstützt, ihre Be-
reitschaft zur Mitwirkung bei den Hilfen erhalten und 
gefördert werden. Die besondere Situation von Kindern 
psychisch kranker oder behinderter Menschen soll be
rücksichtigt werden.

§ 6

Sozialpsychiatrischer Dienst

(1) Die auf Ebene der Stadt- und Landkreise eingerichte-
ten sozialpsychiatrischen Dienste leisten ambulante Hil-
fen im Sinne von § 5. Die Leistungen umfassen die so
zialpsychiatrische Vorsorge, Nachsorge und psycho
soziale Krisenintervention, auch aufsuchend, sowie die 
Vermittlung sozialer Hilfen für insbesondere chronisch 
psychisch kranke oder behinderte Menschen, die nicht 
mehr oder noch nicht zu einer selbstständigen Lebens-
führung in der Lage sind.

Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten (Psychisch-

Kranken-Hilfe-Gesetz – PsychKHG)

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 12. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Teil 1

Allgemeines

§ 1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt

1.	�Hilfen für Personen, die aufgrund einer psychischen 
Störung krank oder behindert sind,

2.	�die Unterbringung von Personen im Sinne von Num-
mer 1 und

3.	�den Vollzug der als Maßregel der Besserung und  
Sicherung angeordneten Unterbringung nach § 61 Num-
mer 1 und 2 des Strafgesetzbuches (StGB).

§ 2

Grundsatz

Bei allen Hilfen und Maßnahmen aufgrund dieses Ge
setzes ist auf die individuelle Situation der Person nach  
§ 1 Nummer 1 besondere Rücksicht zu nehmen. Ihre 
Würde und ihr Wille sind zu achten.

Teil 2

Hilfen

§ 3

Allgemeines

(1) Hilfen nach diesem Gesetz werden geleistet, soweit sie 
freiwillig angenommen werden. Maßnahmen nach den 
Teilen 3 und 4 dieses Gesetzes bleiben hiervon unberührt.

(2) Die Hilfen sollen Anordnungen von Schutzmaßnah-
men und insbesondere Unterbringungen vermeiden.

(3) Die Hilfen sollen gemeindenah vorgehalten werden. 
Sie sollen möglichst wenig in die gewohnten Lebensver-
hältnisse der Person nach § 1 Nummer 1 eingreifen.

(4) Eine stationäre Behandlung soll nur dann vermittelt 
werden, wenn das Ziel der Hilfen nicht auf anderem Weg 
erreicht werden kann.

(5) Die Prävention psychischer Erkrankungen hat einen 
hohen Stellenwert.
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Kooperationsvereinbarung mit dem Ziel, im Rahmen ih-
rer Leistungsfähigkeit und in den von ihnen angebotenen 
Leistungsbereichen für Personen nach § 1 Nummer 1 
eine möglichst bedarfsgerechte, wohnortnahe Versor-
gung zu erreichen. Die Gemeindepsychiatrischen Ver-
bünde sollen mit Verbünden und Netzwerken aus ande-
ren Bereichen zusammenarbeiten. Der besondere Ko
operationsbedarf im Rahmen der kinder- und jugendpsy-
chiatrischen Versorgung soll berücksichtigt werden. Eine 
Moderation dieses Prozesses zur Versorgungsentwick-
lung durch die Stadt- und Landkreise im Rahmen ihrer 
bestehenden Zuständigkeit für die kommunale Sozialpla-
nung wird vor dem Hintergrund der positiven Erfahrun-
gen bestehender Verbünde empfohlen.

§ 8

Koordination der Hilfeangebote

Die Stadt- und Landkreise sollen im Rahmen der Da-
seinsvorsorge die Koordination der Hilfeangebote nach 
diesem Gesetz für Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 
in ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich sicherstellen. 
Sie können eine Koordinatorin oder einen Koordinator 
bestellen.

§ 9

Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher sowie  
Informations-, Beratungs- und Beschwerdestellen

(1) Die Stadt- und Landkreise bestellen unabhängige Pa-
tientenfürsprecherinnen und -fürsprecher. Die Patienten-
fürsprecherinnen und -fürsprecher prüfen Anregungen 
und Beschwerden von Personen im Sinne von § 1 Num-
mer 1 und deren Angehörigen und wirken in Zusammen-
arbeit mit den Betroffenen auf eine Problemlösung hin. 
Bei Bedarf vermitteln sie zwischen den Betroffenen und 
der stationären, teilstationären oder ambulanten psychia-
trischen Versorgungseinrichtung für psychisch Kranke. 
Voraussetzung für die Übernahme der Tätigkeit sind 
Kenntnisse über Behandlungs- und Versorgungssysteme 
für Menschen mit psychischen Erkrankungen.

(2) Die Patientenfürsprecherin oder der -fürsprecher ist 
Mitglied eines unabhängigen Gremiums auf Ebene der 
Stadt- und Landkreise (Informations-, Beratungs- und 
Beschwerdestelle). Kreisüberschreitende Kooperationen 
sind möglich. Die Informations-, Beratungs- und Be-
schwerdestelle soll sich aus mindestens einer Vertretung 
der Psychiatrie-Erfahrenen, der Angehörigen sowie einer 
Person mit professionellem Hintergrund im psychiatri-
schen Versorgungssystem zusammensetzen. Sie soll eng 
mit dem Gemeindepsychiatrischen Verbund zusammen-
arbeiten. Die Mitglieder der Informations-, Beratungs- 
und Beschwerdestellen sind zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Die Tätigkeit erfolgt im Wege des Ehrenamts, 
soweit nicht der Stadt- oder Landkreis auf freiwilliger 
Basis eine anderweitige Einbindung insbesondere in be-

(2) Die Hilfen werden von Fachkräften erbracht. Sie er-
gänzen die ärztlich-psychiatrische und psychotherapeu
tische Behandlung. Die sozialpsychiatrischen Dienste 
sollen daher insbesondere eng mit den Hausärztinnen und 
-ärzten, Nervenärztinnen und -ärzten, Fachärztinnen und 
-ärzten für Psychiatrie und Psychotherapie, Fachärztin-
nen und -ärzten für Psychosomatische Medizin, Psycho-
logischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten, am
bulanten Pflegediensten sowie der rechtlichen Betreuung 
oder der Bevollmächtigten oder dem Bevollmächtigten 
zusammenarbeiten. Diese Zusammenarbeit schließt den 
niedergelassenen Bereich ebenso wie Krankenhäuser, Ta-
geskliniken und Institutsambulanzen im Einzugsbereich 
des jeweiligen sozialpsychiatrischen Dienstes ein.

(3) Träger eines sozialpsychiatrischen Dienstes kann nur 
eine juristische Person sein. Der Träger kooperiert ver-
bindlich zumindest mit einer psychiatrischen Institutsam-
bulanz, einem Soziotherapie-Erbringer und einer psychia-
trischen Tagesstätte. Wo keine psychiatrische Institutsam-
bulanz besteht, reicht es aus, niedergelassene Fachärztin-
nen und -ärzte einzubeziehen. Der kooperative Zusam-
menschluss bedarf einer schriftlichen Vereinbarung der 
Beteiligten. Er muss keine eigene Rechtsperson darstellen.

(4) Das Land fördert die laufenden Personal- und Sach-
ausgaben für die im kooperativen Zusammenschluss 
nach Absatz 3 Satz 2 erbrachten Leistungen der sozial
psychiatrischen Dienste. Voraussetzung der Förderung 
mit Landesmitteln ist, dass

1.	�die Leistungen sich in eine Planung auf der Ebene des 
Stadt- oder Landkreises einfügen und der Stadt- oder 
Landkreis auf freiwilliger Basis die Aufgaben der Be-
darfsplanung, Koordination und finanziellen Abwick-
lung wahrnimmt,

2.	�sich der sozialpsychiatrische Dienst in einen Gemein-
depsychiatrischen Verbund im Sinne von § 7 auf der 
Ebene des Stadt- oder Landkreises einfügt und

3.	�der Stadt- oder Landkreis im Einzugsbereich des je-
weiligen sozialpsychiatrischen Dienstes sich mit Mit-
teln mindestens in Höhe der Landesförderung beteiligt.

Die Gesamtfinanzierung der Leistungen muss gesichert 
sein. Der Träger finanziert die nicht durch Zuschüsse und 
sonstige Einnahmen abgedeckten Ausgaben. Das So
zialministerium regelt die Einzelheiten der Förderung, 
insbesondere die weiteren Voraussetzungen und das Ver-
fahren, durch Verwaltungsvorschrift.

§ 7

Gemeindepsychiatrische Verbünde

In den auf Ebene der Stadt- und Landkreise gebildeten 
Gemeindepsychiatrischen Verbünden schließen sich ins-
besondere Träger ambulanter, teilstationärer und statio
närer Versorgungseinrichtungen und Dienste sowie An-
gebote der Selbst- und Bürgerhilfe zum Zwecke der Ko-
operation zusammen. Sie treffen hierzu eine schriftliche 
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einem besonders gesicherten Raum und der Zimmerein-
schluss. Die anerkannten Einrichtungen sind verpflichtet, 
unter Wahrung des Gebots der Schweigepflicht der Ange-
hörigen der Heilberufe sowie der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen, die zur Erfassung der Maßnahmen erfor-
derlichen Auskünfte in verschlüsselter Form zu erteilen.

(4) Die Ombudsstelle berichtet dem Landtag mindestens 
einmal in der Legislaturperiode zusammenfassend über 
die Ergebnisse ihrer Tätigkeit nach den Absätzen 2 und 3. 
§ 9 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 11

Landesarbeitskreis Psychiatrie

(1) Das Sozialministerium beruft zu seiner Beratung in 
Fragen der psychiatrischen Versorgung und als Forum 
der Koordination der verschiedenen Beteiligten des psy-
chiatrischen Versorgungssystems den Landesarbeitskreis 
Psychiatrie ein. Er setzt sich insbesondere aus Vertretun-
gen der kommunalen Landesverbände, Leistungsträger, 
Leistungserbringer, Sozialverbände sowie der Betrof
fenen und Angehörigen zusammen. Der Vorsitz und die 
Geschäftsführung im Landesarbeitskreis Psychiatrie ob-
liegen dem Sozialministerium.

(2) Der Landesarbeitskreis Psychiatrie gibt sich eine Ge-
schäftsordnung.

§ 12

Rahmenplanung, Landespsychiatrieplan

(1) Das Sozialministerium erstellt einen Landespsychiat-
rieplan.

(2) Der Landespsychiatrieplan enthält die Rahmenplanung 
für die Versorgung der Personen nach § 1 Nummer 1.

(3) Bei der Erstellung des Landespsychiatrieplans wird 
das Sozialministerium vom Landesarbeitskreis Psychiat-
rie beraten.

(4) Der Landespsychiatrieplan wird je nach Bedarf fortge-
schrieben. Das Sozialministerium prüft jeweils, spätestens 
nach fünf Jahren, ob eine Fortschreibung erforderlich ist.

Teil 3

Unterbringung

Abschnitt 1

Allgemeines

§ 13

Voraussetzungen der Unterbringung

(1) Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 können gegen 
ihren Willen in einer nach § 14 anerkannten Einrichtung 
untergebracht werden, wenn sie unterbringungsbedürftig 
sind.

reits vorhandene Strukturen vorsieht. Im Übrigen finden 
die §§ 11 bis 16 der Landkreisordnung sowie die §§ 15 
bis 19 der Gemeindeordnung Anwendung.

(3) Personen im Sinne von § 1 Nummer 1 und deren An-
gehörige können sich mit Anregungen und Beschwerden 
wahlweise an die Patientenfürsprecherin oder den -für-
sprecher oder die Informations-, Beratungs- und Be-
schwerdestelle wenden. Die Eingaben werden nach 
Möglichkeit im Zusammenwirken aller Gremiumsmit-
glieder einer Problemlösung zugeführt, wobei die Mit-
glieder gleichberechtigt zusammenarbeiten. Eingaben, 
die an die Patientenfürsprecherin oder den -fürsprecher 
herangetragen werden und bei denen personenbezogene 
Daten offenbart werden, dürfen nur insoweit mit den üb-
rigen Gremiumsmitgliedern besprochen werden, als die 
betroffene Person hierzu eingewilligt hat. Des Weiteren 
gibt die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle 
Auskunft über die für die möglichst wohnortnahe Versor-
gung in Betracht kommenden Hilfs- und Unterstützungs-
angebote. Die Informations-, Beratungs- und Beschwer-
destelle erteilt keine Rechtsberatung. Ihre angemessene 
Erreichbarkeit ist sicherzustellen. Ihre Tätigkeit ist zu 
dokumentieren.

(4) Die Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle 
legt der Ombudsstelle auf Landesebene (§ 10 Absatz 1) 
einen jährlichen Erfahrungsbericht vor. Kenntnisse über 
persönliche Belange, die die Mitarbeitenden der Infor-
mations-, Beratungs- und Beschwerdestelle im Rahmen 
ihrer Tätigkeit erlangt haben, dürfen nur in einer Form in 
die Berichte aufgenommen werden, die keine identifizie-
renden Rückschlüsse auf einzelne Personen zulässt, es 
sei denn, diese Kenntnisse sind zur Darstellung des 
Sachzusammenhangs in einem Bericht unerlässlich und 
die betroffene Person hat in die Aufnahme eingewilligt.

§ 10

Ombudsstelle auf Landesebene, Melderegister

(1) Auf Landesebene wird eine Ombudsstelle eingerich-
tet. Ihr gehört eine Person mit Befähigung zum Richter-
amt an.

(2) Die Ombudsstelle berät die Informations-, Beratungs- 
und Beschwerdestellen. In dieser Tätigkeit ist sie nicht an 
Weisungen gebunden. Eine Beratung der Informations-, 
Beratungs- und Beschwerdestellen in Bezug auf individu-
elle Beschwerden und sonstige Eingaben, bei denen per-
sonenbezogene Daten offenbart werden, darf nur erfol-
gen, soweit die betroffene Person eingewilligt hat.

(3) Die Ombudsstelle hat des Weiteren Sorge zu tragen 
für die landesweite zentrale Erfassung von Unterbrin-
gungsmaßnahmen und Zwangsmaßnahmen innerhalb an
erkannter Einrichtungen nach § 14 in verschlüsselter 
Form in einem Melderegister. Zwangsmaßnahmen in die-
sem Sinne sind die Zwangsbehandlung, die Fixierung, 
das Festhalten anstelle der Fixierung, die Absonderung in 
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Gerichtsbarkeit – FamFG), eine vorläufige Unterbringung 
aufgrund einer einstweiligen Anordnung (§§ 331 und 
332 FamFG) oder eine Unterbringung zur Beobachtung 
und Erstellung eines Gutachtens (§§ 322, 283 und 284 
FamFG) werden nur auf schriftlichen Antrag angeord-
net. Antragsberechtigt ist die untere Verwaltungsbe-
hörde. Befindet sich die betroffene Person bereits in 
einer anerkannten Einrichtung, so ist auch diese antrags-
berechtigt.

(2) Dem Antrag ist eine Darstellung des Sachverhalts 
und das ärztliche Zeugnis eines Gesundheitsamts beizu-
fügen, aus dem der derzeitige Krankheitszustand der 
betroffenen Person und die Unterbringungsbedürftig-
keit ersichtlich sind; aus ihm soll ferner die voraussicht-
liche Behandlungsdauer hervorgehen. Das Zeugnis des 
Gesundheitsamts kann durch das ärztliche Zeugnis ei-
ner anerkannten Einrichtung ersetzt werden; das Zeug-
nis muss von einer Fachärztin oder einem Facharzt für 
Psychiatrie und Psychotherapie, bei Kindern und Jugend
lichen von einer Fachärztin oder einem Facharzt für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie un-
terschrieben sein. Liegt ein Zeugnis zum Zeitpunkt der 
Antragstellung noch nicht vor, ist es unverzüglich nach-
zureichen.

(3) Aus dem Zeugnis soll hervorgehen, ob die betroffene 
Person ohne erhebliche Nachteile für ihren Gesundheits-
zustand durch das Gericht mündlich angehört werden 
kann.

§ 16

Fürsorgliche Aufnahme und Zurückhaltung

(1) Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, 
dass die Voraussetzungen für eine Unterbringung vorlie-
gen, und erscheint eine sofortige Unterbringung erfor-
derlich, so kann eine anerkannte Einrichtung eine Person 
aufnehmen oder zurückhalten, bevor die Unterbringung 
beantragt oder angeordnet ist.

(2) Die dringenden Gründe für die Annahme einer 
Krankheit und der Unterbringungsbedürftigkeit müssen 
vor der Aufnahme in der anerkannten Einrichtung durch 
ein ärztliches Zeugnis belegt werden, wenn der Einho-
lung eines solchen Zeugnisses keine besonderen Gründe 
entgegenstehen. Ein besonderer Grund in diesem Sinne 
liegt insbesondere vor, wenn die vorherige Einholung 
eines ärztlichen Zeugnisses nicht ohne wesentlichen 
Aufschub möglich ist und hierdurch eine unmittelbare 
Gefahr für Rechtsgüter von erheblichem Gewicht der 
betroffenen oder einer dritten Person besteht. 

(3) Die aufgenommene oder zurückgehaltene Person ist 
unverzüglich von einer Ärztin oder einem Arzt der aner-
kannten Einrichtung zu untersuchen. Bestätigt die Unter-
suchung die Annahme der Voraussetzungen für eine Un-
terbringung nicht, so ist die Person sofort zu entlassen.

(2) Steht die Person unter elterlicher Sorge oder Vor-
mundschaft oder ist für sie eine Pflegschaft oder Betreu-
ung bestellt, die das Aufenthaltsbestimmungsrecht um-
fasst, so ist nach Absatz 1 auch der Wille derjenigen 
Person maßgeblich, der das Aufenthaltsbestimmungs-
recht zusteht. Bei Bestellung einer Betreuung gilt dies 
nur, wenn die Person nach § 1 Nummer 1 nicht einwilli-
gungsfähig ist oder für sie ein Einwilligungsvorbehalt 
hinsichtlich der Aufenthaltsbestimmung angeordnet ist. 
Im Übrigen ist Absatz 1 auch anwendbar, wenn die sor-
geberechtigte Person, die zur Führung der Vormund-
schaft, der Pflegschaft oder Betreuung bestellte Person 
mit der Unterbringung einverstanden ist, eine Unterbrin-
gung nach den §§ 1631 b, 1800, 1906 und 1915 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB) aber unterbleibt.

(3) Unterbringungsbedürftig ist, wer infolge einer psy-
chischen Störung nach § 1 Nummer 1 sein Leben oder 
seine Gesundheit erheblich gefährdet oder eine erheb
liche gegenwärtige Gefahr für Rechtsgüter anderer dar-
stellt, wenn die Gefährdung oder Gefahr nicht auf andere 
Weise abgewendet werden kann.

§ 14

Anerkannte Einrichtungen

(1) Anerkannte Einrichtungen sind

1.	die Zentren für Psychiatrie,

2.	�Universitätskliniken des Landes und das psychiatri-
sche Krankenhaus des Zentralinstituts für Seelische 
Gesundheit in Mannheim,

3.	�sonstige durch die Regierungspräsidien nach Absatz 2 
zugelassene Einrichtungen.

(2) Die Zulassung sonstiger Einrichtungen zur Unter-
bringung von Personen nach § 1 Nummer 1 darf nur er-
folgen, wenn die Einrichtung insbesondere im Hinblick 
auf ihre personelle und sachliche Ausstattung, Organisa-
tion sowie medizinische und persönliche Betreuung der 
Personen nach § 1 Nummer 1 für die Unterbringung ge-
eignet ist. Die Zulassung kann entsprechend den Gege-
benheiten in der Einrichtung auf bestimmte Gruppen von 
Personen nach § 1 Nummer 1 beschränkt werden; sie 
kann mit Auflagen verbunden werden und ist widerruf-
lich. 

Abschnitt 2

Unterbringungsverfahren

§ 15

Unterbringungsantrag

(1) Die Unterbringung (§ 312 Satz 1 Nummer 3 und  
§ 151 Nummer 7 des Gesetzes über das Verfahren in Fa-
miliensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
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nach diesem Gesetz benötigt. Sie ist hierzu berechtigt, 
wenn nach Auffassung der anerkannten Einrichtung 
Maßnahmen der Verwaltungsbehörde erforderlich werden.

§ 19

Unterbringung und fachliche Betreuung

(1) Die nach diesem Gesetz untergebrachten Personen 
werden so untergebracht, behandelt und betreut, dass der 
Unterbringungszweck bei geringstem Eingriff in die per-
sönliche Freiheit erreicht wird.

(2) Soweit dieses Gesetz eine besondere Regelung nicht 
enthält, haben die untergebrachten Personen diejenigen 
Maßnahmen zu dulden, die zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung in der anerkannten Einrichtung 
notwendig sind. Die Maßnahmen müssen in einem ange-
messenen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und dürfen 
die untergebrachte Person nicht mehr und nicht länger 
als notwendig beeinträchtigen.

(3) Kinder und Jugendliche sollen je nach Eigenart und 
Schwere ihrer Krankheit und ihrem Entwicklungsstand 
gesondert untergebracht und betreut werden. Die Behand-
lung soll in hierfür spezialisierten Abteilungen der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie erfolgen. Ausnahmen sind zu 
begründen. Die §§ 1631 b, 1800 und 1915 BGB bleiben 
unberührt.

§ 20

Behandlung

(1) Wer aufgrund dieses Gesetzes in einer anerkannten 
Einrichtung untergebracht ist, hat Anspruch auf die not-
wendige Behandlung. Die Behandlung der Anlasserkran-
kung soll die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbst
bestimmung der untergebrachten Person so weit als 
möglich wieder herstellen, um ihr ein möglichst selbst-
bestimmtes, in der Gemeinschaft eingegliedertes Leben 
in Freiheit zu ermöglichen. Die Behandlung umfasst 
auch Untersuchungsmaßnahmen sowie Maßnahmen, die 
erforderlich sind, um der untergebrachten Person nach 
ihrer Entlassung ein eigenverantwortliches Leben in der 
Gemeinschaft zu ermöglichen. 

(2) Die Behandlung bedarf der Einwilligung der un
tergebrachten Person. Die Einwilligung muss auf dem 
freien Willen der insoweit einwilligungsfähigen und 
ärztlich angemessen aufgeklärten untergebrachten Per-
son beruhen. 

(3) Die Einwilligung der untergebrachten Person in die 
Behandlung, die ihrem natürlichen Willen widerspricht 
(Zwangsbehandlung), ist dann nicht erforderlich, wenn 
und solange 

1.	�sie krankheitsbedingt zur Einsicht in die Behandlungs-
bedürftigkeit der Krankheit, wegen derer ihre Unter-
bringung notwendig ist, oder zum Handeln gemäß sol-

(4) Die anerkannte Einrichtung hat den Antrag auf Anord-
nung der Unterbringung unverzüglich, spätestens aber bis 
zum Ablauf des zweiten Tags nach der Aufnahme oder 
Zurückhaltung abzusenden, falls eine weitere Unterbrin-
gung gegen den Willen der betroffenen Person erforder-
lich erscheint. Fällt die Aufnahme oder Zurückhaltung 
auf einen Freitag, ist der Antrag spätestens bis zum dar-
auffolgenden Montag, zwölf Uhr, zu stellen.

(5) Verbleibt die betroffene Person freiwillig in der aner-
kannten Einrichtung, so ist ein Antrag nach Absatz 4 zu-
rückzunehmen. Der Antragsrücknahme ist die Einwilli-
gungserklärung der betroffenen Person beizufügen.

§ 17

Ärztliche Untersuchung durch das Gesundheitsamt

Die untere Verwaltungsbehörde kann die ärztliche Un
tersuchung einer Person durch das Gesundheitsamt an-
ordnen, wenn dringende Gründe für die Annahme vor-
handen sind, dass bei dieser die Voraussetzungen für 
eine Unterbringung vorliegen. § 327 FamFG gilt ent
sprechend. Örtlich zuständig ist das Gericht, das für ein 
gleichzeitig beantragtes Unterbringungsverfahren zu-
ständig wäre.

Abschnitt 3

Die Unterbringung und ihre Durchführung

§ 18

Zuständigkeit und Ausführung der Unterbringung

(1) Die Ausführung der vom Gericht angeordneten Un-
terbringung, insbesondere die Auswahl einer geeigneten 
anerkannten Einrichtung, obliegt der unteren Verwal-
tungsbehörde. Bei der Auswahl der anerkannten Einrich-
tung sollen die Wünsche der betroffenen Person und the-
rapeutische Gesichtspunkte und der Grundsatz der 
Gemeindenähe angemessen berücksichtigt werden.

(2) Innerhalb einer anerkannten Einrichtung obliegt die-
ser die Ausführung der vom Gericht angeordneten Unter-
bringung. Die anerkannte Einrichtung unterliegt insoweit 
der Rechtsaufsicht des Regierungspräsidiums, wenn 
keine andere Regelung über die Aufsicht des Landes ge-
troffen ist.

(3) Für Maßnahmen nach Absatz 1 gilt das Landesver-
waltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG) mit der Maß
gabe, dass eine Anordnung nach § 6 Absatz 2 LVwVG 
durch das Amtsgericht erfolgt, das die Unterbringung an-
geordnet hat oder an das das Unterbringungsverfahren 
abgegeben wurde.

(4) Die anerkannte Einrichtung ist verpflichtet, der zustän-
digen unteren Verwaltungsbehörde auf Verlangen diejeni-
gen Angaben über die betroffene Person zu übermitteln, 
die die Verwaltungsbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
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wärtiger erheblicher Fremdgefährdung (Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2).

§ 21

Persönliches Eigentum, Besuchsrecht, Telefonverkehr

Die untergebrachte Person hat das Recht, ihre persön
liche Kleidung zu tragen, persönliche Gegenstände in 
ihrem Zimmer zu haben und Besuch zu empfangen, so-
weit es ihr Gesundheitszustand gestattet und die Sicher-
heit oder Ordnung der anerkannten Einrichtung nicht 
gestört wird. Unter den gleichen Voraussetzungen ist sie 
berechtigt, auf ihre Kosten Telefongespräche zu führen.

§ 22

Schrift- und Paketverkehr

(1) Schriftliche Mitteilungen der untergebrachten Person 
an ihre gesetzliche Vertretung, Verteidigung oder ihre be-
vollmächtigte Rechtsanwältin oder ihren bevollmächtig-
ten Rechtsanwalt, ihre vorsorge- oder generalbevoll-
mächtigte Person, an Beschwerdestellen, Behörden oder 
Gerichte, an die Datenschutzbeauftragten des Bundes 
und der Länder sowie die Aufsichtsbehörden nach § 38 
des Bundesdatenschutzgesetzes, an eine Volksvertretung 
des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder, 
an den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Fol-
ter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe und weitere Einrichtungen, mit denen der 
Schriftverkehr aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtung 
der Bundesrepublik Deutschland geschützt ist, sowie bei 
ausländischen Staatsangehörigen an die diplomatischen 
und konsularischen Vertretungen ihres Heimatlandes in 
der Bundesrepublik Deutschland dürfen nicht geöffnet 
und nicht zurückgehalten werden, wenn die schriftlichen 
Mitteilungen an die Anschriften dieser Stellen gerichtet 
sind und die Absenderin oder den Absender zutreffend 
angeben. Dies gilt entsprechend für schriftliche Mit
teilungen der in Satz 1 genannten Personen und Stellen 
an die untergebrachte Person. Die Schreiben dürfen, 
ohne sie zu öffnen, auf verbotene Gegenstände unter-
sucht werden.

(2) Im Übrigen dürfen schriftliche Mitteilungen und Pa-
kete der untergebrachten Person und an die unterge-
brachte Person nur eingesehen werden, wenn dies erfor-
derlich ist, um ihren Gesundheitszustand ärztlich zu 
beurteilen oder wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass eine Weiterleitung der untergebrachten Person ge-
sundheitlichen Schaden oder sonst erhebliche Nachteile 
zufügen oder den Zweck der Unterbringung gefährden 
könnte, oder dass durch die Weiterleitung an die unterge-
brachte Person die Sicherheit oder Ordnung der aner-
kannten Einrichtung gefährdet werden könnte.

(3) Schriftliche Mitteilungen und Pakete der unterge-
brachten Person, die nach Absatz 2 eingesehen werden 

cher Einsicht nicht fähig ist und die Behandlung 
nachweislich dazu dient, 

a)	� eine Lebensgefahr oder eine gegenwärtige erheb
liche Gefahr für die Gesundheit der untergebrach-
ten Person abzuwenden oder

b)	� die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbst
bestimmung der untergebrachten Person so weit als 
möglich wiederherzustellen, um ihr ein möglichst 
selbstbestimmtes, in der Gemeinschaft eingeglie-
dertes Leben in Freiheit zu ermöglichen, oder

2.	�die Behandlung dazu dient, eine Lebensgefahr oder 
eine gegenwärtige erhebliche Gefahr für die Gesund-
heit dritter Personen abzuwenden.

Die Behandlung nach Satz 1 muss im Hinblick auf das 
Behandlungsziel, das ihren Einsatz rechtfertigt, Erfolg 
versprechen. Sie darf nur als letztes Mittel eingesetzt 
werden, wenn mildere Mittel, insbesondere eine weniger 
eingreifende Behandlung, aussichtslos sind. Die Belas
tungen dürfen nicht außer Verhältnis zu dem erwartbaren 
Nutzen stehen. Dieser muss mögliche Schäden der Nicht
behandlung deutlich feststellbar überwiegen.

(4) Eine Behandlung nach Absatz 3 darf nur auf ärztliche 
Anordnung und unter ärztlicher Überwachung durchge-
führt werden. Zuvor hat eine Ärztin oder ein Arzt die un-
tergebrachte Person angemessen aufzuklären und zu ver-
suchen, ihre auf Vertrauen gegründete Zustimmung zu 
erreichen. Die Behandlungsmaßnahmen sind zu doku-
mentieren einschließlich ihres Zwangscharakters, ihrer 
Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe und 
der Wirkungsüberwachung. Eine zu dokumentierende 
Nachbesprechung durch die behandelnde Ärztin oder 
den behandelnden Arzt muss erfolgen, sobald es der Ge-
sundheitszustand zulässt.

(5) Eine Behandlung nach Absatz 3 ist auf Antrag der 
behandelnden anerkannten Einrichtung nur mit vorheri-
ger Zustimmung des Betreuungsgerichts, bei nach § 32 
untergebrachten Personen der Strafvollstreckungskam-
mer beziehungsweise der Jugendkammer zulässig. Dies 
gilt nicht in den Fällen von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a und Nummer 2, wenn hierdurch die Be-
handlung verzögert würde und sich hieraus Nachteile für 
das Leben oder die Gesundheit der gefährdeten Person 
ergeben würden (»Gefahr im Verzug«). Die gerichtliche 
Entscheidung ist unverzüglich herbeizuführen, sobald die 
untergebrachte Person nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe b weiterbehandelt wird. Für die Strafvollstre-
ckungs- und die Jugendkammern gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit über 
die Zwangsbehandlung (§§ 312 bis 339 FamFG) ent-
sprechend.

(6) Eine wirksame Patientenverfügung der zu behandeln-
den Person (§§ 1901 a und 1901 b BGB) ist zu beachten. 
Schließt sie eine Behandlung nach Absatz 3 aus, geht die 
Patientenverfügung vor, nicht jedoch in Fällen gegen-
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§ 25

Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind nur zulässig, 
wenn und solange eine gegenwärtige erhebliche Gefahr 
für die Sicherheit in der anerkannten Einrichtung besteht, 
insbesondere bei erheblicher Selbstgefährdung, der Ge-
fährdung bedeutender Rechtsgüter Dritter oder wenn die 
untergebrachte Person die Einrichtung ohne Erlaubnis 
verlassen will, und dieser Gefahr nicht mit weniger ein-
greifenden Mitteln begegnet werden kann.

(2) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind:

1.	�die Beschränkung und der Entzug des Aufenthalts im 
Freien,

2.	�die Wegnahme oder Vorenthaltung von Gegenständen,

3.	�die Absonderung in einem besonders gesicherten Raum,

4.	die Fixierung,

5.	das Festhalten anstelle der Fixierung.

(3) Jede besondere Sicherungsmaßnahme ist von einer 
Ärztin oder einem Arzt der anerkannten Einrichtung be-
fristet anzuordnen. Sie ist unverzüglich aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen für ihre Anordnung weggefal-
len sind. Wird eine Sicherungsmaßnahme nach Absatz 2 
Nummer 3 vorgenommen, hat eine engmaschige Über-
wachung durch therapeutisches oder pflegerisches Per-
sonal zu erfolgen. Bei Fixierungen ist eine unmittelbare, 
persönliche und in der Regel ständige Begleitung sicher-
zustellen, soweit die untergebrachte Person nicht aus-
drücklich darauf verzichtet. Die ärztliche Kontrolle ist 
im erforderlichen Maß zu gewährleisten.

(4) Anordnung, Begründung und Beendigung der beson-
deren Sicherungsmaßnahme sind zu dokumentieren.

(5) § 20 bleibt unberührt.

§ 26

Unmittelbarer Zwang

(1) Bedienstete der anerkannten Einrichtungen dürfen 
gegen eine untergebrachte Person unmittelbaren Zwang 
nur dann anwenden, wenn diese zur Duldung der Maß-
nahme verpflichtet ist.

(2) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Perso-
nen oder Sachen durch körperliche Gewalt oder andere 
Hilfsmittel.

(3) Die Anwendung unmittelbaren Zwangs ist anzu
drohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, 
wenn die Umstände sie nicht zulassen, insbesondere 
wenn er sofort angewendet werden muss, um eine gegen-
wärtige Gefahr abzuwenden.

(4) Eine Nachbesprechung der Anwendung unmittelba-
ren Zwangs soll abhängig vom Gesundheitszustand der 
untergebrachten Person zeitnah, möglichst gemeinsam 
mit der pflegerischen und therapeutischen Bezugsperson 
erfolgen.

dürfen, können zurückgegeben werden, wenn sich aus 
der Weiterleitung für die untergebrachte Person erheb
liche Nachteile ergäben oder der Zweck der Unterbrin-
gung gefährdet würde. Soweit die untergebrachte Person 
unter elterlicher Sorge, Vormundschaft oder Pflegschaft 
steht, sind diese Sendungen den Eltern, dem Vormund, 
der Pflegerin oder dem Pfleger zu übergeben. § 1896 Ab-
satz 4 BGB bleibt unberührt.

(4) Schriftliche Mitteilungen und Pakete an die unterge-
brachte Person, die nach Absatz 2 eingesehen werden 
dürfen, können zurückgehalten werden, wenn sie geeig-
net sind, der untergebrachten Person gesundheitlichen 
Schaden zuzufügen, den Zweck der Unterbringung oder 
die Sicherheit oder Ordnung der anerkannten Einrich-
tung zu gefährden. Im Falle der Zurückhaltung ist die 
Absenderin oder der Absender zu verständigen oder die 
Sendung zurückzusenden.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Tele-
gramme, Telefaxe sowie elektronische Nachrichten.

§ 23

Belastungserprobung

(1) Die anerkannte Einrichtung kann der untergebrachten 
Person bis zu vier Wochen Belastungserprobung gewähren. 
Die stundenweise Belastungserprobung (Ausgang) kann 
auch unter Aufsicht einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbei-
ters der anerkannten Einrichtung gewährt werden.

(2) Die Belastungserprobung kann mit Auflagen, ins
besondere der Verpflichtung zur Weiterführung der ärzt-
lichen Behandlung, verbunden werden.

(3) Die Belastungserprobung kann jederzeit widerrufen 
werden, insbesondere wenn Auflagen nicht befolgt werden.

§ 24

Religionsausübung

(1) Der untergebrachten Person darf die religiöse Betreu-
ung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren 
Wunsch ist ihr zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder  
einem Seelsorger in Verbindung zu treten. Sie hat das 
Recht, innerhalb der Einrichtung am Gottesdienst und an 
anderen religiösen Veranstaltungen ihres Bekenntnisses 
teilzunehmen und ihren Glauben nach den Regeln ihrer 
Religionsgemeinschaft auszuüben.

(2) Aus zwingenden Gründen der Behandlung sowie aus 
überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung in 
der Einrichtung kann in die Freiheit der Religionsaus
übung eingegriffen werden. Die für die Religionsge-
meinschaft der untergebrachten Person zuständige Seel
sorgerin oder der zuständige Seelsorger soll nach Mög-
lichkeit vorher gehört werden.

(3) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gel-
ten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
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sachen im Einzugsbereich der zu besichtigenden Ein-
richtung unmittelbar befasst sein. Sie sollen nach 
Möglichkeit auf Vorschlag des Landesarbeitskreises Psy-
chiatrie berufen werden. Aus wichtigen Gründen kann 
die Tätigkeit abgelehnt oder das Ausscheiden verlangt 
werden.

(3) Jede Besuchskommission legt alsbald, spätestens 
drei Monate nach einem Besuch, der Ombudsstelle auf 
Landesebene einen Besuchsbericht mit dem Ergebnis 
der Überprüfung vor. Die anerkannte Einrichtung sowie 
die zuständige Aufsichtsbehörde erhalten zugleich eine 
Durchschrift dieses Berichts. Kenntnisse über persön
liche Belange von untergebrachten Personen dürfen nur 
in einer Form in die Berichte aufgenommen werden, die 
keine identifizierenden Rückschlüsse auf einzelne Per-
sonen zulässt, es sei denn, diese Kenntnisse sind zur 
Darstellung des Sachzusammenhangs in einem Bericht 
unerlässlich und die untergebrachte Person hat in die 
Aufnahme eingewilligt. Die Ombudsstelle informiert 
den Landtag einmal in der Legislaturperiode im Rahmen 
ihres Berichts nach § 10 Absatz 4 auch zusammenfas-
send über die Ergebnisse der Arbeit der Besuchskom-
missionen.

(4) Die Mitglieder der Besuchskommissionen sind nicht 
an Weisungen gebunden. Sie sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Ihre Aufgaben nehmen sie ehrenamtlich 
wahr. Für ihre Entschädigung gelten die Vorschriften 
über die Entschädigung von ehrenamtlichen Richterin-
nen und Richtern des Justizvergütungs- und Entschädi-
gungsgesetzes entsprechend.

(5) Das Petitionsrecht, die Aufsichtspflichten und -rechte 
der zuständigen Behörden sowie das Gebot der Schwei-
gepflicht der Angehörigen der Heilberufe bleiben unbe-
rührt.

§ 28

Entlassung

(1) Die untergebrachte Person ist zu entlassen, wenn

1.	�die Unterbringungsfrist abgelaufen ist und nicht vorher 
die Fortdauer der Unterbringung angeordnet wurde,

2.	die Anordnung der Unterbringung aufgehoben ist oder

3.	�im Falle der Unterbringung nach § 16 nicht spätestens 
bis zum Ablauf des Tags nach Eingang des Antrags bei 
Gericht die Unterbringung angeordnet ist.

(2) Die untergebrachte Person ist zu entlassen, wenn der 
Grund für die Unterbringung weggefallen ist. Mit der 
Entlassung endet die Wirksamkeit des Gerichtsbeschlus-
ses, der die Unterbringung angeordnet hat.

(3) Im Falle der Entlassung nach Absatz 1 Nummer 1 
und 3 und Absatz 2 hat die anerkannte Einrichtung das 
Gericht und die Beteiligten nach § 315 FamFG zu be-
nachrichtigen.

(5) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnah-
men des unmittelbaren Zwangs ist diejenige zu wählen, 
die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich 
am wenigsten beeinträchtigt. Die Anwendung unmittel-
baren Zwangs hat zu unterbleiben, wenn ein durch ihn zu 
erwartender Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem 
angestrebten Erfolg steht.

(6) Die Anwendung unmittelbaren Zwangs ist zu doku-
mentieren.

§ 27

Besuchskommissionen

(1) Das Sozialministerium beruft Besuchskommissio-
nen, die mindestens alle drei Jahre die anerkannten Ein-
richtungen, in denen Betroffene nach diesem Gesetz un-
tergebracht werden, besuchen und daraufhin überprüfen, 
ob die mit der Unterbringung von Personen nach § 1 
Nummer 1 verbundenen besonderen Aufgaben erfüllt 
werden. Den Besuchskommissionen ist ungehinderter 
Zugang zu den Einrichtungen zu gewähren. Bei den Be-
sichtigungen ist den untergebrachten Personen Gelegen-
heit zu geben, Wünsche und Beschwerden vorzutragen. 
Die Einrichtungen sind verpflichtet, die Besuchskom-
missionen bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen und ihnen 
die gewünschten Auskünfte zu erteilen. Zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben ist den Besuchskommissionen Einsicht in 
die hierfür erforderlichen Unterlagen zu gewähren. Per-
sonenbezogene Patientenunterlagen dürfen nur mit Ein-
willigung der betroffenen untergebrachten Person einge-
sehen werden.

(2) Den Besuchskommissionen sollen angehören:

1.	�eine Fachärztin oder ein Facharzt für Psychiatrie und 
Psychotherapie, beim Besuch einer Einrichtung für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie eine Fachärztin oder 
ein Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie und  
-psychotherapie,

2.	�eine Gesundheits- und Krankenpflegerin oder ein Ge-
sundheits- und Krankenpfleger mit Berufserfahrung 
im Fachgebiet Psychiatrie und Psychotherapie,

3.	�eine Psychologische Psychotherapeutin oder ein Psy-
chologischer Psychotherapeut,

4.	�eine Betreuungsrichterin oder ein Betreuungsrichter, 
beim Besuch einer Einrichtung für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie eine Familienrichterin oder ein Fami-
lienrichter,

5.	�eine Vertretung der Informations-, Beratungs- und Be-
schwerdestellen,

6.	eine Vertretung der Psychiatrie-Erfahrenen und

7.	eine Vertretung der Angehörigen.

Die in Satz 1 genannten Personen dürfen weder in der zu 
besichtigenden anerkannten Einrichtung gegenwärtig be-
schäftigt, noch mit der Bearbeitung von Unterbringungs-
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weiligen Unterbringung nach § 126 a der Strafprozess
ordnung (StPO), die Unterbringung zur Beobachtung 
nach § 81 StPO, die Unterbringung nach den §§ 7 und 73 
des Jugendgerichtsgesetzes (JGG), den Vollzug eines  
Sicherungshaftbefehls bei der Aussetzung von freiheits
entziehenden Sicherungsmaßregeln entsprechend § 453 c 
StPO, soweit die jeweiligen dortigen Regelungen nicht 
entgegenstehen.

§ 33

Ziele des Maßregelvollzugs

(1) Durch die Behandlung im Maßregelvollzug soll die 
untergebrachte Person so weit möglich geheilt oder ihr 
Zustand so weit verbessert werden, dass sie nicht mehr 
gefährlich und eine Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft möglich ist. Bei der Unterbringung in einer Ent-
ziehungsanstalt nach § 64 StGB soll die untergebrachte 
Person durch die Behandlung von ihrem Hang, alkoholi-
sche Getränke oder andere berauschende Mittel im Über-
maß zu sich zu nehmen, geheilt werden. Der Vollzug 
dient gleichermaßen der Sicherung der untergebrachten 
Person zum Schutz der Allgemeinheit.

(2) Der Vollzug hat auf eine selbstständige Lebensfüh
rung vorzubereiten, persönliche familiäre und soziale 
Kontakte sollen gefördert und aufrechterhalten, auf eine 
berufliche Eingliederung soll hingearbeitet werden.

(3) Die Gestaltung des Vollzugs hat den allgemeinen Le-
bensverhältnissen so weit wie möglich zu entsprechen. 
Schädlichen Folgen der Freiheitseinschränkung ist ent-
gegenzuwirken.

(4) Die Vollzugsziele sollen in möglichst kurzer Zeit er-
reicht werden.

§ 34

Maßregelvollzugseinrichtungen,  
jugendliche Untergebrachte

(1) Die Behandlung und Betreuung erfolgt in psychiatri-
schen Krankenhäusern und Entziehungsanstalten nach 
dem Gesetz zur Errichtung der Zentren für Psychiatrie 
(Maßregelvollzugseinrichtungen). Diese haben ausrei-
chende Therapieangebote vorzuhalten. Eine Nachsorge 
findet durch die in Teil 2 dieses Gesetzes genannten Hilfen 
und in den forensischen Ambulanzen statt.

(2) Die Maßregelvollzugseinrichtungen haben die erfor-
derlichen Fachkräfte und Mitarbeitenden der verschie
denen Berufsgruppen in ausreichender Zahl vorzuhalten 
und für deren Sicherheit Sorge zu tragen.

(3) Den besonderen Erfordernissen der Behandlung und 
Betreuung Jugendlicher und Heranwachsender ist Rech-
nung zu tragen, Alter und Entwicklungsstand sind zu be-
rücksichtigen.

§ 29

Fortdauer der Unterbringung

Die anerkannte Einrichtung hat bei Gericht rechtzeitig 
einen Antrag auf Fortdauer der Unterbringung zu stellen, 
wenn dies nach Ablauf der bisherigen Unterbringungs-
dauer erforderlich ist. Die Notwendigkeit der Fortdauer 
der Unterbringung ist durch das Zeugnis nach § 15 Ab-
satz 2 zu belegen.

§ 30

Kosten

(1) Für die Tätigkeit der Verwaltungsbehörden werden 
im Rahmen des Unterbringungsverfahrens keine Kosten 
erhoben.

(2) Die Kosten einer nach diesem Gesetz durchgeführten 
Unterbringung fallen der untergebrachten Person, ihrem 
Kostenträger oder den Unterhaltspflichtigen zur Last.

Abschnitt 4

Datenschutz

§ 31

Datenschutz

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sind 
die jeweils geltenden datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen des Landeskrankenhausgesetzes Baden-Würt-
temberg (LKHG), des Landesdatenschutzgesetzes sowie 
des Bundesdatenschutzgesetzes anzuwenden.

(2) Die Übermittlung von Patientendaten an Personen 
und Stellen außerhalb der anerkannten Einrichtung ist 
auch zulässig, soweit dies zur Einleitung oder Durchfüh-
rung eines Betreuungsverfahrens erforderlich ist. § 46 
Absatz 1 Satz 2 LKHG gilt entsprechend.

Teil 4

Maßregelvollzug

Abschnitt 1

Ziele, Grundlagen und Organisation

§ 32

Geltungsbereich

(1) Die folgenden Vorschriften regeln den Vollzug von 
Maßregeln der Besserung und Sicherung in einem psy-
chiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) und in einer Ent-
ziehungsanstalt (§ 64 StGB).

(2) Sie gelten entsprechend für die befristete Wiederin-
vollzugsetzung nach § 67 h StGB, den Vollzug der einst-
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§ 38

Behandlung und Behandlungsplanung

(1) Die untergebrachte Person hat Anspruch auf die not-
wendige Behandlung. § 20 gilt entsprechend.

(2) Die Behandlung richtet sich nach ärztlich-therapeu
tischen Gesichtspunkten. Sie umfasst die notwendigen 
Untersuchungen sowie insbesondere ärztlich-therapeu
tische, psychotherapeutische, pflegerische, beschäfti-
gungs- und arbeitstherapeutische, heilpädagogische, so-
zialpädagogische und schulische Maßnahmen.

(3) Die Behandlung wegen der Erkrankung, die zur Un-
terbringung geführt hat, erfolgt nach einem Behand-
lungsplan. Dieser ist mit der untergebrachten Person zu 
erörtern.

§ 39

Beschäftigung und Freizeit

(1) Die untergebrachte Person erhält im Rahmen des Be-
handlungsplans arbeitstherapeutische Angebote mit dem 
Ziel, Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit auf dem  
allgemeinen Arbeitsmarkt oder in einem beschützten 
Werkstattbereich nach der Entlassung zu vermitteln, zu 
erhalten oder zu fördern.

(2) Der untergebrachten Person soll im Rahmen ihres 
Behandlungsplans bei Vorliegen entsprechender Voll-
zugslockerungen Gelegenheit zur Teilnahme an Maß-
nahmen der beruflichen Teilhabe gegeben werden.

(3) Ihr kann nach Absatz 2 ein freies Beschäftigungsver-
hältnis, eine Berufsausbildung, eine berufliche Fortbil-
dung, eine Umschulung oder eine andere ausbildende 
oder fortbildende Maßnahme außerhalb der Einrichtung 
gestattet werden.

(4) Während des Maßregelvollzugs fördert die Einrich-
tung die Aufrechterhaltung bestehender und die Anbah-
nung neuer sozialer Kontakte der untergebrachten Per-
son, soweit diese ihrer Wiedereingliederung dienen. Es 
sollen Angebote zu künstlerischer, sportlicher und ge-
sellschaftlicher Betätigung unterbreitet werden.

§ 40

Besuchsrecht

(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, Besuche zu 
empfangen, soweit es ihr Gesundheitszustand gestattet 
und die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung nicht 
gefährdet wird. Andernfalls kann die Leitung der Ein-
richtung den Besuch verbieten.

(2) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass die Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung gefährdet wird, so kann 
ein Besuch davon abhängig gemacht werden, dass sich 
die Besucherin oder der Besucher durchsuchen lässt. Die 
Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung oder der 

§ 35

Aufsicht

(1) Die Aufsicht über die Durchführung des Maßregel-
vollzugs obliegt dem Sozialministerium.

(2) Dieses übt die Rechts- und die Fachaufsicht über die 
Maßregelvollzugseinrichtungen aus.

(3) Im Rahmen ihrer Fachaufsicht kann die Aufsichts
behörde insbesondere ihr Informations-, Weisungs- und 
Selbsteintrittsrecht ausüben, letzteres, wenn Einzelwei-
sungen nicht befolgt werden. Ihr sind auf Verlangen Aus-
künfte und Berichte zu erteilen, Akten und Unterlagen 
vorzulegen und jederzeit Zutritt zu den Räumlichkeiten 
der Maßregelvollzugseinrichtungen zu gewähren. 

§ 36

Qualitätssicherung, Wissenschaft und Forschung

(1) Die Maßregelvollzugseinrichtungen haben den an
erkannten wissenschaftlichen Stand der medizinischen, 
pflegerischen, therapeutischen und heilpädagogischen 
Erkenntnisse in Behandlung, Betreuung und Wiederein-
gliederung zu berücksichtigen.

(2) Sie haben einen entsprechenden Standard hinsicht-
lich baulich-technischer und organisatorischer Sicher-
heitsvorkehrungen einzuhalten.

(3) Sie sorgen für Fort- und Weiterbildung ihrer Fach-
kräfte und Mitarbeitenden (§ 34 Absatz 2).

(4) Zur Förderung von Behandlung, Betreuung und Ein-
gliederung sollen sie mit geeigneten Personen, Organisa-
tionen, Behörden und Einrichtungen der Wissenschaft 
und Forschung zusammenarbeiten.

Abschnitt 2

Planung und Gestaltung des Maßregelvollzugs,  
Recht der untergebrachten Personen

§ 37

Durchführung des Maßregelvollzugs

(1) Die im Maßregelvollzug untergebrachten Personen 
werden so untergebracht, behandelt und betreut, dass der 
Unterbringungszweck bei geringstmöglichem Eingriff in 
die persönliche Freiheit erreicht wird.

(2) Die untergebrachte Person ist verpflichtet, an Thera-
pieangeboten der Einrichtung nach ihren Möglichkeiten 
teilzunehmen.

(3) Für den Vollzug nach § 32 gelten § 19 Absatz 2 und  
§ 24 entsprechend.
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verkehr, Freizeitgestaltung, den regelmäßigen Aufenthalt 
im Freien, den Umgang der untergebrachten Personen 
untereinander, die Bestellung von Patientensprecherin-
nen und -sprechern sowie über den Umgang mit Regel-
verstößen enthalten.

(2) Durch die Hausordnung dürfen die Rechte der unter-
gebrachten Personen nicht über die Regelungen dieses 
Gesetzes hinaus eingeschränkt werden.

Abschnitt 3

Finanzielle Regelungen

§ 43

Unterbringungs- und Nebenkosten

(1) Die Kosten einer Unterbringung nach den §§ 63 und 
64 StGB, §§ 81, 126 a und 453 c StPO und §§ 7 und 73 
JGG in den Einrichtungen des Maßregelvollzugs trägt 
das Land, soweit sie nicht von einem Träger der Sozial-
versicherung oder der untergebrachten Person nach § 48 
zu tragen sind. Zu diesen Kosten gehören auch Aufwen-
dungen zur ärztlichen und zahnärztlichen Behandlung, 
die in der Einrichtung oder außerhalb im Rahmen einer 
Lockerungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahme in 
entsprechender Anwendung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch entstehen, sowie Zahnersatz, soweit er wäh
rend der Unterbringung unvermeidbar erforderlich ist 
und kein anderer Kostenträger eintritt.

(2) Nebenkosten, wie beispielsweise Aufwendungen für 
Bekleidung oder Heil- und Hilfsmittel, trägt die unter
gebrachte Person selbst, soweit nicht vorrangig bei Vor
liegen der rechtlichen Voraussetzungen des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch der Sozialleistungsträger oder 
die Maßregelvollzugseinrichtung eintritt.

(3) Entstehen Aufwendungen zu schulischen oder beruf-
lichen Aus-, Fort-, Weiterbildungs- oder Umschulungs-
maßnahmen, sind hierfür die vorrangig verpflichteten 
Leistungsträger heranzuziehen.

§ 44

Anspruch auf medizinische Leistungen

(1) Der Anspruch der untergebrachten Personen auf medi-
zinische Leistungen richtet sich nach § 33 JVollzGB III.

(2) Ab Beginn der Belastungserprobung richtet sich die-
ser Anspruch nach § 35 JVollzGB III.

§ 45

Zuwendungen und Beihilfen

(1) Eine untergebrachte Person, die im Rahmen einer Ar-
beitstherapie tätig ist, soll hierfür eine Zuwendung erhalten.

Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung überwacht wer-
den. Die Unterhaltung darf überwacht werden, soweit 
dies im Einzelfall aus diesen Gründen erforderlich ist. 
Die optische Überwachung kann auch durch technische 
Hilfsmittel erfolgen, auf die die untergebrachte Person 
und ihre Besucher vorher hinzuweisen sind. Die Über
gabe von Gegenständen beim Besuch kann von der Er-
laubnis der Einrichtung abhängig gemacht werden. Ein 
Besuch darf abgebrochen werden, wenn durch die Fort-
setzung die Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung ge-
fährdet wird oder gesundheitliche Nachteile für die un-
tergebrachte Person zu befürchten sind.

(3) Besuche der Verteidigung oder der bevollmächtigten 
Rechtsanwältin oder des bevollmächtigten Rechtsan-
walts oder der Notarin oder des Notars in einer die 
untergebrachte Person betreffenden Rechtssache sind zu 
gestatten. Eine inhaltliche Überprüfung der von der Ver-
teidigung mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Un-
terlagen ist nicht zulässig. § 22 Buch 3 des Justizvoll-
zugsgesetzbuches (JVollzGB III) gilt entsprechend.

§ 41

Persönliches Eigentum, Telefon-, Schrift-  
und Paketverkehr, Fernsehen

(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, ihre persön-
liche Kleidung zu tragen und persönliche Gegenstände in 
ihrem Zimmer zu haben, soweit es ihr Gesundheitszu-
stand gestattet und die Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung nicht gestört wird.

(2) Sie hat das Recht, auf ihre Kosten Telefongespräche 
zu führen. § 40 gilt entsprechend.

(3) Ihr ist der Besitz und Betrieb von Mobilfunkendgerä-
ten und elektronischen Datenträgern auf dem Einrich-
tungsgelände untersagt. Begründete Ausnahmen können 
von der Einrichtung im Einzelfall zugelassen werden.

(4) Für schriftliche Mitteilungen und Pakete gilt § 22 
entsprechend.

(5) Die untergebrachte Person hat ein Recht auf Teil
nahme am Gemeinschaftsfernsehen. Dies gilt nicht, 
wenn das Ziel des Vollzugs oder die Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung gefährdet würden. In begründeten 
Ausnahmefällen kann der Besitz eines eigenen Fernseh-
geräts von der Einrichtung gestattet werden.

§ 42

Hausordnung

(1) Die mit der Durchführung der Unterbringung beauf-
tragten Maßregelvollzugseinrichtungen sollen Hausord-
nungen erlassen. Die Hausordnung kann insbesondere 
Regelungen über die Einbringung von Sachen, Ausge-
staltung der Räume, Einkaufsmöglichkeiten, Rauch- und 
Alkoholverbot, Ausgangs- und Besuchszeiten, Telefon-
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§ 48

Kostenbeitrag für die Unterbringung

Für die Erhebung eines Beitrags zu den Kosten der Un-
terbringung gilt § 51 JVollzGB III entsprechend mit der 
Maßgabe, dass in den Fällen von § 51 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 JVollzGB III an die Stelle nicht erhaltener 
Bezüge die Nichtverrichtung zugewiesener oder ermög-
lichter Arbeit tritt und in den Fällen von § 51 Absatz 1 
Satz 2 JVollzGB III der untergebrachten Person ein Be-
trag in der Höhe verbleiben muss, der dem Barbetrag 
entspricht, den in einer Einrichtung lebende und einen 
Teil der Kosten ihres Aufenthalts selbst tragende Sozial-
hilfeempfängerinnen und -empfänger zur persönlichen 
Verfügung erhalten. Bei der Bewertung einer Beschäfti-
gung als Arbeit sind die besonderen Verhältnisse des 
Maßregelvollzugs zu berücksichtigen.

Abschnitt 4

Sicherungs- und Zwangsmaßnahmen

§ 49

Besondere Sicherungsmaßnahmen  
und unmittelbarer Zwang

(1) Die §§ 25 und 26 gelten entsprechend.

(2) Zusätzliche Sicherungsmaßnahmen im Sinne von § 25 
Absatz 2 Nummer 3 sind der Zimmereinschluss auf offen 
und geschlossen geführten Stationen und im Sinne von 
§ 25 Absatz 2 Nummer 4 die Fesselung.

(3) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Trans-
port ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn aus an-
deren Gründen als denen des § 25 Absatz 1 in erhöhtem 
Maße Fluchtgefahr besteht.

§ 50

Durchsuchungen und Videoüberwachung

(1) Die untergebrachte Person sowie ihre Sachen und 
Wohnräume dürfen durchsucht werden. Die unterge-
brachte Person darf nur in Gegenwart einer dritten Per-
son, ihre Räume oder Sachen nur in ihrer oder in Gegen-
wart einer dritten Person durchsucht werden. Für eine 
mit Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung 
gilt § 64 Absatz 2 und 3 JVollzGB III entsprechend. Für 
Suchtmittelkontrollen gilt § 64 Absatz 4 JVollzGB III 
entsprechend.

(2) Die Einrichtungen können das Klinikgelände sowie 
das Innere der Gebäude offen mittels Videotechnik beob-
achten. Die Anfertigung von Aufzeichnungen hiervon 
sowie die Beobachtung der unmittelbaren Umgebung der 
Einrichtung ist zulässig, sofern dies zum Zweck der Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Ein

(2) Als Anreiz für die Teilnahme an fördernden Maßnah-
men und zum Ausgleich für insoweit nicht leistbare Ar-
beitstherapie oder Arbeit, kann ebenfalls eine Zuwen-
dung erhalten, wer an einem Unterricht oder an beruf
lichen Maßnahmen teilnimmt, die die Wiedereingliede-
rungschancen verbessern.

(3) Eine Beihilfe hierzu, die von anderer Stelle geleistet 
wird, ist auf die Zuwendung anzurechnen.

§ 46

Arbeitsentgelt, Sozialversicherungsbeiträge

(1) Eine untergebrachte Person, die in der Einrichtung  
im Rahmen der Unterbringung wirtschaftlich verwert- 
bare Arbeitsverrichtungen leistet, erhält hierfür ein Ent-
gelt.

(2) Soweit die Einrichtung verpflichtet ist, im Falle des 
Absatz 1 fällige Beiträge an die Bundesagentur für Ar-
beit abzuführen, kann sie diese vom Entgelt der unterge-
brachten Person einbehalten.

§ 47

Verfügung über Geld, Barbetrag, Eigengeld,  
Überbrückungsgeld

(1) Die untergebrachte Person kann über ihr Geld, ins
besondere eingebrachtes Geld oder laufende Bezüge im 
Sinne von §§ 45 und 46 verfügen, soweit dadurch der 
Zweck der Unterbringung und die Bildung eines Über-
brückungsgelds nach Absatz 4 nicht gefährdet werden. 
Hierzu bedarf es der Einwilligung der Einrichtung.

(2) Soweit die Voraussetzungen hierzu vorliegen, erhält 
die untergebrachte Person von der Einrichtung einen an-
gemessenen Barbetrag (Taschengeld) zur persönlichen 
Verfügung in entsprechender Anwendung der Vorschrif-
ten des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Sie ist zur 
Mitwirkung und Tatsachenangabe verpflichtet ent
sprechend den §§ 60, 65 und 66 des Ersten Buches So
zialgesetzbuch. 

(3) Die Einrichtung führt für jede untergebrachte Person 
ein Eigengeldkonto, auf dem alle Zahlungen der Einrich-
tung sowie die Beträge geführt werden, die die unterge-
brachte Person bei der Aufnahme mitbringt oder wäh
rend der Unterbringung erhält. Verfügungsberechtigt 
sind die untergebrachte Person und ihre gesetzliche Ver-
tretung.

(4) Aus den in diesem Gesetz geregelten Bezügen der 
untergebrachten Person ist ein Überbrückungsgeld zu 
bilden, das ihren notwendigen Lebensunterhalt in den 
ersten vier Wochen nach der Entlassung sichern soll. 
§ 52 JVollzGB III gilt entsprechend.
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derzeit widerrufen werden, insbesondere wenn Auflagen 
nicht befolgt werden.

Abschnitt 6

Forensische Nachsorge

§ 52

Nachsorgende Hilfen, forensische Ambulanzen

(1) Nachsorgende Hilfen sollen in enger Zusammenar-
beit zwischen der Einrichtung und forensischen Ambu-
lanzen, Einrichtungen und Diensten des Teil 2 dieses Ge-
setzes sowie der ambulanten Suchthilfe, niedergelassenen 
Psychiaterinnen und Psychiatern, psychiatrischen Insti-
tutsambulanzen, zuständigen Kostenträgern, der Bewäh-
rungshilfe und der Führungsaufsicht rechtzeitig eingelei-
tet werden, sodass eine weiterhin erforderliche Betreuung 
der aus der Unterbringung entlassenen Person gesichert 
ist. Sie dienen auch der Fortsetzung und dem Abschluss 
von in der Einrichtung im Rahmen der Behandlung be-
gonnenen Maßnahmen.

(2) Die nachsorgenden Hilfen sind auf das Ziel der Stabi-
lisierung erreichter Behandlungsfortschritte, der Einglie-
derung in die Gemeinschaft und frühzeitiger Erkennung 
von Krisensituationen auszurichten.

(3) Die Einrichtung hat dem Gericht im Benehmen mit 
der forensischen Ambulanz bei Bewährungsverfahren 
geeignete Vorschläge für Weisungen im Rahmen der 
Führungsaufsicht zu unterbreiten.

Abschnitt 7

Datenschutz

§ 53

Personenbezogene Daten

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten der 
untergebrachten Person oder Dritter gelten die Vorschrif-
ten des Landeskrankenhausgesetzes Baden-Württem-
berg, des Landesdatenschutzgesetzes und des Bundesda-
tenschutzgesetzes, soweit nicht in den folgenden Absät-
zen abweichende oder ergänzende Regelungen getroffen 
werden. 

(2) Personenbezogene Daten der untergebrachten Person 
und Dritter, insbesondere Angehöriger und gesetzliche 
Vertretungen, dürfen durch die Maßregelvollzugseinrich-
tungen, das Sozialministerium, die Strafvollstreckungs-
behörden, die Träger der Bewährungshilfe, die forensi-
schen Ambulanzen, die zuständigen Gerichte und andere 
beteiligte Behörden, wie insbesondere Polizeibehörden 
und den Strafvollzug, verarbeitet werden, soweit es für 

richtung oder zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, durch welche die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung gefährdet wird, 
erforderlich ist.

(3) Die Nutzung optisch-elektronischer Vorrichtungen ist 
in Interventions-, Aufenthalts-, Wohn- und Schlafräumen 
im begründeten Einzelfall zeitlich befristet auf ärztliche 
Anordnung erlaubt, soweit dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen erheblichen Selbst- oder Fremdgefährdung 
durch die untergebrachte Person erforderlich ist. Die 
Speicherung personenbezogener Daten ist hierbei unzu-
lässig. Nach Möglichkeit soll die untergebrachte Person 
in der Wahl der Überwachungsmöglichkeiten (Video 
oder Sitzwache) beteiligt werden. Die Datenverarbeitung 
darf auch dann erfolgen, wenn bei der Datenerhebung 
Dritte unvermeidbar betroffen sind. Auf den Umstand 
der Nutzung optisch-elektronischer Vorrichtungen ist 
durch geeignete Maßnahmen hinzuweisen. 

Abschnitt 5

Vollzugslockerungen und Entlassungsvorbereitungen

§ 51

Beurlaubung und Vollzugslockerungen

(1) Beurlaubungen und Vollzugslockerungen, bei denen 
eine Aufsicht durch Bedienstete der Einrichtung nicht 
gewährleistet ist, können von der Maßregelvollzugsein-
richtung nur mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft, die 
das Verfahren gegen die untergebrachte Person geführt 
hat, gewährt werden.

(2) Vollzugslockerungen zur Vorbereitung der Entlas-
sung, sofern danach eine Aussetzung der Vollstreckung 
zur Bewährung zu erwarten ist (extramurale Belastungs-
erprobung), sind in der Regel bis zu sechs Monate mög-
lich. In besonders begründeten Fällen ist eine Verlänge-
rung der Belastungserprobung möglich.

(3) Bei erstmaliger Gewährung von Beurlaubung aus 
dem geschlossenen Vollzug und bei Vollzugslockerun-
gen nach Absatz 2 kann die Staatsanwaltschaft bei unter-
gebrachten Personen, die wegen einer Straftat gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung oder wegen eines schweren 
Gewaltdelikts untergebracht sind, in der Regel die Vor-
lage eines unabhängigen Zweitgutachtens verlangen.

(4) Beurlaubung und Vollzugslockerungen dürfen nicht 
gewährt werden, wenn zu befürchten ist, dass sich die 
untergebrachte Person dem Vollzug der Maßregel entzie-
hen oder die Beurlaubung oder die Vollzugslockerung 
missbrauchen wird, oder wenn sonst der Zweck der 
Maßregel gefährdet würde.

(5) Die Beurlaubung kann mit Auflagen, insbesondere 
der Verpflichtung zur Weiterführung der ärztlichen Be-
handlung, verbunden werden. Die Beurlaubung kann je-
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Teil 5

Schlussbestimmungen, Grundrechte

§ 55

Verwaltungsvorschriften

Das Sozialministerium erlässt die zur Ausführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 56

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte auf informa-
tionelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes – GG), 
körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Ar
tikel 2 Absatz 2 GG), Religionsausübungsfreiheit (Ar
tikel 4 Absatz 2 GG), Schutz von Ehe und Familie (Ar
tikel 6 GG), Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 GG), Freizügigkeit 
(Artikel 11 GG), Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar
tikel 13 GG) und Eigentum (Artikel 14 GG) einge-
schränkt.

§ 57

Übergangsvorschrift

Einrichtungen im Sinne von § 14 Absatz 1 Nummer 3, 
die nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Unterbringungsge-
setzes in der Fassung vom 2. Dezember 1991 (GBl. 
S. 794) zugelassen wurden, gelten als zugelassen.

§ 58

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt das Unterbringungsgesetz in der Fassung vom 
2. Dezember 1991 (GBl. S. 794), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (GBl. S. 157), 
außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

die Gewährung von Hilfen, für die ordnungsgemäße Un-
terbringung und Behandlung, einschließlich der staat
lichen Aufsicht, und der Abwehr von Gefahren für die 
Sicherheit sowie das geordnete Zusammenleben in der 
Einrichtung, für Fahndungsmaßnahmen, für die Anschluss
vollstreckung im Strafvollzug und für die Wiedereingliede-
rung der Betroffenen nach der Entlassung erforderlich ist. 

(3) Im Rahmen des Maßregelvollzugs sind Ärztinnen und 
Ärzte, Psychologinnen und Psychologen, Gerichte und 
Behörden befugt, der Einrichtung Strafurteile, staatsan-
waltschaftliche Ermittlungssachverhalte, psychiatrische 
und psychologische Gutachten aus gerichtlichen oder 
staatsanwaltschaftlichen Verfahren, den Lebenslauf und 
Angaben über die bisherige Entwicklung sowie Angaben 
über Krankheiten, Körperschäden und Verhaltensauf
fälligkeiten der betroffenen Person zu übermitteln, es sei 
denn, dass Rechtsvorschriften außerhalb der allgemeinen 
Regelungen über die Berufs- und Amtsverschwiegenheit 
dies untersagen.

(4) Im Rahmen der vorläufigen Unterbringung nach  
§ 126 a StPO ist einer von einer Justizbehörde oder der 
Einrichtung beauftragten sachverständigen Person die 
zur Erfüllung ihres Gutachtenauftrags erforderliche Ein-
sicht in die Akten und schriftlichen Aufzeichnungen über 
die untergebrachte Person zu gewähren.

(5) Für die Auskunft und Akteneinsicht zu wissenschaft
lichen Zwecken gilt § 476 StPO entsprechend. Die Vor-
schrift über das Melderegister in § 10 Absatz 3 bleibt un-
berührt.

Abschnitt 8

Beschwerdemöglichkeiten

§ 54

Besuchskommissionen und Beschwerdemöglichkeiten

(1) Die Vorschriften über die Besuchskommissionen in  
§ 27 gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass die in  
§ 27 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Perso-
nen jeweils Erfahrung auf dem Gebiet des Maßregelvoll-
zugs aufweisen müssen und die in § 27 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 genannte Person eine Richterin oder ein 
Richter einer Strafvollstreckungskammer ist.

(2) Neben den in § 27 Absatz 1 und 5 genannten Be-
schwerdemöglichkeiten bleiben die Rechtsbehelfe nach 
§ 138 Absatz 3 und den §§ 109 bis 121 des Strafvoll-
zugsgesetzes unberührt.
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§ 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2011/24/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenz
überschreitenden Gesundheitsversorgung (ABl. L 88 vom 
4. April 2011, S. 45), geändert durch Richtlinie 2013/64/
EU (ABl. L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8), umge-
setzt. Es dient der Erleichterung des Zugangs zu einer 
sicheren und hochwertigen grenzüberschreitenden Ge-
sundheitsversorgung.

(2) Dieses Gesetz gilt für jegliche Gesundheitsversor-
gung von Patientinnen und Patienten, unabhängig davon, 
wie diese organisiert, erbracht oder finanziert wird. Es 
findet keine Anwendung, soweit bundesrechtliche Rege-
lungen insbesondere zu den Informationspflichten ab-
schließend sind.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für

1.	�Dienstleistungen im Bereich der Langzeitpflege, de-
ren Ziel darin besteht, Personen zu unterstützen, die 
auf Hilfe bei routinemäßigen, alltäglichen Verrichtun-
gen angewiesen sind,

2.	�Zuteilung von und Zugang zu Organen zum Zweck 
der Organtransplantation und

3.	�öffentliche Impfprogramme gegen Infektionskrank-
heiten, die ausschließlich dem Gesundheitsschutz der 
Bevölkerung dienen und die mit gezielten Planungs- 
und Durchführungsmaßnahmen verbunden sind.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Unter Gesundheitsversorgung im Sinne dieses Geset-
zes sind Gesundheitsdienstleistungen zu verstehen, die 
medizinisch indiziert sind und von Angehörigen der Ge-
sundheitsberufe gegenüber Patientinnen und Patienten 
erbracht werden, um deren Gesundheitszustand zu beur-
teilen, zu erhalten oder wiederherzustellen, einschließ-
lich der Verschreibung, Abgabe und Bereitstellung von 
Arzneimitteln und Medizinprodukten.

(2) Grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung ist die 
Gesundheitsversorgung, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gegenüber einer Patientin oder einem Patienten 
im Sinne von Absatz 5 aus einem anderen Versiche
rungsmitgliedstaat im Sinne von Artikel 3 Buchstabe c 
der Richtlinie 2011/24/EU erbracht oder verschrieben 
wird.

(3) Angehörige der Gesundheitsberufe im Sinne dieses 
Gesetzes sind Ärztinnen und Ärzte, Krankenschwestern 
und -pfleger für allgemeine Pflege, Zahnärztinnen und  
-ärzte, Hebammen und Entbindungspfleger oder Apo
thekerinnen und Apotheker im Sinne der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

Gesetz zur Änderung des 	
Feiertagsgesetzes

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 12. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Nach § 1 des Feiertagsgesetzes in der Fassung vom  
8. Mai 1995 (GBl. S. 450) wird folgender § 1 a einge-
fügt:

»§ 1 a

Das Reformationsfest am 31. Oktober 2017 wird einma-
lig als gesetzlicher Feiertag festgesetzt. § 2 findet bezo-
gen auf das Reformationsfest am 31. Oktober 2017 keine 
Anwendung.«

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft und am 1. November 2017 außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
2011/24/EU über die Ausübung 	

der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheits
versorgung in Baden-Württemberg 	

(Baden-Württembergisches 
Patientenmobilitätsgesetz – 	

BWPatMobG)

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 12. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:
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Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/
EG.

§ 3

Informationspflichten

Gesundheitsdienstleistende stellen für Zwecke der grenz
überschreitenden Gesundheitsversorgung in geeigneter 
Weise einschlägige Informationen in Bezug auf Verfüg-
barkeit, Qualität und Sicherheit der von ihnen erbrachten 
Gesundheitsversorgung bereit, um den jeweiligen Pa
tientinnen und Patienten zu helfen, eine sachkundige 
Entscheidung zu treffen. Sie stellen ferner klare Rech-
nungen sowie Informationen über ihren Zulassungssta-
tus, ihren Versicherungsschutz oder andere Formen des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die 
Berufshaftpflicht bereit. Soweit Gesundheitsdienstleis
tende den in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Patientinnen und Patienten bereits einschlägige Informa-
tionen hierzu zur Verfügung stellen, sind sie nach diesem 
Gesetz nicht verpflichtet, Patientinnen und Patienten aus 
anderen Mitgliedstaaten ausführlichere Informationen 
zur Verfügung zu stellen.

§ 4

Haftpflichtversicherung

(1) Gesundheitsdienstleistende, die nicht gemäß § 2 des 
Heilberufe-Kammergesetzes Mitglied einer Heilberufe-
kammer sind, haben für den Ersatz von Schäden, die 
durch eine von ihnen gemäß § 630  a des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zugesagte Behandlung entstehen, Vorsorge zu 
treffen und während ihrer Berufstätigkeit aufrechtzuer-
halten. Diese Vorsorge kann nur durch eine Haftpflicht-
versicherung mit einer für die beruflichen Behandlungs
risiken der oder des jeweiligen Gesundheitsdienstleistenden 
angemessenen Versicherungssumme oder durch eine ent-
sprechende Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflich
tung eines Kreditinstituts erbracht werden. 

(2) Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 besteht nicht, so-
fern für den Ersatz der durch eine Behandlung entstehen-
den Schäden eine im Sinne von Absatz 1 Satz 2 ange-
messene Betriebshaftpflichtversicherung oder eine im 
Hinblick auf ihren Zweck gleichwertige Regelung be-
steht oder die Grundsätze der Amtshaftung greifen.

(3) Heilpraktikerinnen und -praktiker haben das Be
stehen einer Vorsorge im Sinne von Absatz 1 auf Verlan-
gen gegenüber dem zuständigen Gesundheitsamt nach-
zuweisen.

§ 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (ABl. L 255 von 30. September 2005, 
S. 22, zuletzt ber. ABl. L 33 vom 3. Februar 2009, S. 49), 
zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 
354 vom 28. Dezember 2013, S. 132), in ihrer jeweils 
geltenden Fassung oder andere Fachkräfte, die im Ge-
sundheitsbereich Tätigkeiten ausüben, die einem regle-
mentierten Beruf im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe a der Richtlinie 2005/36/EG vorbehalten sind, oder 
Personen, die nach den Rechtsvorschriften der Bundesre-
publik Deutschland als Angehörige der Gesundheitsbe-
rufe gelten.

(4) Gesundheitsdienstleistende im Sinne dieses Gesetzes 
sind alle natürlichen oder juristischen Personen oder 
sonstige Einrichtungen, die Gesundheitsdienstleistungen 
auf der Basis einer öffentlich-rechtlichen Erlaubnis ent-
weder persönlich oder durch bei ihnen beschäftigte 
Personen gegenüber Patientinnen und Patienten erbrin-
gen. Die bei Gesundheitsdienstleistenden beschäftigten 
Personen gelten selbst nicht als Gesundheitsdienstleis-
tende.

(5) Patientin oder Patient im Sinne dieses Gesetzes  
ist jede natürliche Person, die Gesundheitsdienstleistun-
gen in Anspruch nehmen möchte oder in Anspruch 
nimmt.

(6) Arzneimittel im Sinne dieses Gesetzes sind solche 
gemäß der Definition in der Richtlinie 2001/83/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Novem-
ber 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für 
Humanarzneimittel (ABl. L 311 vom 28. November 
2001, S. 67), zuletzt geändert durch Richtlinie 2012/26/ 
EU (ABl. L 299 vom 27. Oktober 2012, S. 1), in ihrer 
jeweils geltenden Fassung.

(7) Medizinprodukte im Sinne dieses Gesetzes sind  
solche gemäß der Definition in der Richtlinie 90/385/ 
EWG des Rates vom 20. Juni 1990 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über aktive im-
plantierbare medizinische Geräte (ABl. L 189 vom  
20. Juli 1990, S. 17), zuletzt geändert durch Richtlinie 
2007/47/EG (ABl. L 247 vom 21. September 2007,  
S. 21), Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 
1993 über Medizinprodukte (ABl. L 169 vom 12. Juli 
1993, S. 1, zuletzt ber. ABl. L 72 vom 14. März 2001,  
S. 8), zuletzt geändert durch Richtlinie 2007/47/EG 
(ABl. L 247 vom 21. September 2007, S. 21), oder Richt-
linie 98/79/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 27. Oktober 1998 über In-vitro-Diagnostika 
(ABl. L 331 vom 7. Dezember 1998, S. 1, zuletzt ber. 
ABl. L 124 vom 25. Mai 2000, S. 66), zuletzt geändert 
durch Richtlinie 2011/100/EU (ABl. L 341 vom 22. De-
zember 2011, S. 50), in ihren jeweils geltenden Fassun-
gen. 

(8) Verschreibung im Sinne dieses Gesetzes ist die Ver-
schreibung eines Arzneimittels oder eines Medizinpro-
dukts durch eine hierzu berechtigte, einem reglementier-
ten Gesundheitsberuf angehörende Person im Sinne von 
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§ 14	� Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen

§ 15	 Jagdgenossenschaft

§ 16	 Jagdnutzung durch die Jagdgenossenschaft

Abschnitt 3

Beteiligung Dritter an der Jagd

§ 17	 Jagdpacht

§ 18	 Anzeige von Jagdpachtverträgen

§ 19	 Höchstzahl der pachtenden Personen

§ 20	 Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen

§ 21	 Erlöschen des Jagdpachtvertrages

§ 22	 Rechtsstellung der mitpachtenden Personen

§ 23	 Tod der pachtenden Person

§ 24	 Wechsel im Eigentum an der Grundfläche

§ 25	 Jagderlaubnis

Abschnitt 4

Jagdschein

§ 26	 Jägerprüfung, Jagdschein

§ 27	 Gebühren für Jagdschein und Jägerprüfung

§ 28	 Jagdabgabe

Abschnitt 5

Besondere Rechte und Pflichten 
bei der Jagdausübung

§ 29	 Wegerecht

§ 30	 Jagdeinrichtungen

§ 31	 Sachliche Verbote

§ 32	 Ausübung der Fangjagd mit Fallen

§ 33	 Fütterung, Kirrung

§ 34	 Abschussziele

§ 35	 Abschussplan und Streckenliste

§ 36	 Steuerung des Wildtierbestandes im Einzelfall

§ 37	 Aussetzen von Wildtieren

§ 38	� Verhindern vermeidbarer Schmerzen und Leiden der Wildtiere

§ 39	 Wildfolge

§ 40	 Örtliche Verbote

Abschnitt 6

Sicherung der Nachhaltigkeit, 
Wildtierschutz

§ 41	 Jagd- und Schonzeiten

§ 42	� Wildruhegebiete, Gebiete mit besonderen Schutzanforderungen

§ 43	 Beitrag zum Wildtiermonitoring

§ 44	 Wildtierbericht

§ 45	 Besondere Hegemaßnahmen

§ 46	 Generalwildwegeplan

§ 47	 Hegegemeinschaften

§ 48	 Wildtierschutz

§ 49	� Schutz der Wildtiere vor Hunden und Hauskatzen

§ 50	 Bekämpfung von Tierseuchen bei Wildtieren

§ 51	� Verringerung der Störung und Beunruhigung von Wildtieren

Abschnitt 7

Wild- und Jagdschaden

§ 52	 Fernhalten der Wildtiere

§ 53	 Schadensersatzpflicht bei Wildschaden

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Gesetz zur Einführung des Jagd- und 
Wildtiermanagementgesetzes*

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 12. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Jagd- und Wildtiermanagementgesetz (JWMG)

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

  § 1	 Anwendungsbereich

  § 2	 Ziele des Gesetzes

  § 3	 Jagdrecht und Jagdausübungsrecht

  § 4	 Anzeige- und Ablieferungspflichten

  § 5	 Wildtiermanagement, Jagd und Hege

  § 6	 Duldung von Hegemaßnahmen

  § 7	 Wildtiere und Managementstufen

  § 8	 Begriffsbestimmungen

  § 9	 Vorgaben des Artenschutzrechts

Abschnitt 2

Jagdbezirke

§ 10	 Eigenjagdbezirke

§ 11	 Gemeinschaftliche Jagdbezirke

§ 12	 Gestaltung der Jagdbezirke

§ 13	 Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd

* �Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und 
der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 
204 vom 21. 7. 1998, S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 26 Absatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2012 (ABl. L 316 vom 14. 11. 2012, S. 12), 
sind beachtet worden.
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sichtigung der berührten öffentlichen und privaten 
Belange, insbesondere der Belange des Tier- und Na-
turschutzes und der Tiergesundheit, zu erhalten und 
weiterzuentwickeln,

2.	�gesunde und stabile heimische Wildtierpopulationen 
unter Berücksichtigung gesellschaftlicher, ökologi-
scher und ökonomischer Belange so zu erhalten und 
zu entwickeln, dass sie in einem angemessenen Ver-
hältnis zu der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts und den landeskulturellen Verhältnis-
sen stehen,

3.	�im Bestand bedrohte Wildtierarten zu schützen, ihre 
Populationen zu stärken und ihre Lebensräume zu er-
halten und zu verbessern sowie die biologische Viel-
falt zu sichern,

4.	�geeignete Instrumente des Wildtiermanagements zum 
Umgang mit Wildtieren und zur Sicherung und Ver-
besserung ihrer Lebensgrundlagen zu etablieren und 
zu stärken,

5.	�Beeinträchtigungen einer ordnungsgemäßen land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen Nutzung durch 
Wildtiere zu vermeiden,

6.	�die Belange des Tierschutzes aus der besonderen Ver-
antwortung für das Tier als Mitgeschöpf in allen Be-
reichen der Jagd und des Wildtiermanagements, insbe-
sondere den nach Tierschutzrecht gebotenen vernünf-
tigen Grund für das Töten von Tieren, zu berücksichti-
gen,

7.	�wildtierökologische Kenntnisse zu gewinnen, zu ver-
bessern und ihre Beachtung zu gewährleisten.

§ 3

Jagdrecht und Jagdausübungsrecht

(1) Das Jagdrecht ist die ausschließliche Befugnis, auf 
einem bestimmten Gebiet Wildtiere im Sinne des § 7 Ab-
satz 1 zu hegen, auf sie die Jagd auszuüben und sie sich 
anzueignen. Mit dem Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege 
nach Maßgabe des § 5 Absatz 4 verbunden.

(2) Die Pflicht zur Hege lässt die aufgrund anderer Vor-
schriften bestehenden gleichartigen Verpflichtungen, ins
besondere solcher auf der Grundlage des Naturschutz-
rechts, unberührt. 

(3) Das Jagdrecht auf einem Grundstück steht der Person 
zu, in deren Eigentum das Grundstück steht. Es ist un-
trennbar mit dem Eigentum an dem Grundstück verbun-
den. Als selbstständiges dingliches Recht kann es nicht 
begründet werden. Auf Flächen, an denen kein Eigentum 
begründet ist, steht das Jagdrecht dem Land zu.

(4) Das Jagdrecht darf nur in Jagdbezirken nach Maß
gabe des Abschnitts 2 ausgeübt werden. Jagdbezirke, in 
denen die Jagd ausgeübt werden darf, sind entweder Ei-
genjagdbezirke (§ 10) oder gemeinschaftliche Jagdbe-
zirke (§ 11). In einem Eigenjagdbezirk ist jagdaus

§ 54	 Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden

§ 55	 Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden

§ 56	 Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden

§ 57	 Geltendmachung des Schadens

Abschnitt 8

Verwaltungsbehörden, Beiräte

§ 58	 Jagdbehörden

§ 59	 Landesbeirat Jagd und Wildtiermanagement

§ 60	 Beirat bei der unteren Jagdbehörde

§ 61	 Fachberatung

§ 62	� Sachliche Zuständigkeit, Anordnungen im Einzelfall

§ 63	 Örtliche Zuständigkeit

§ 64	� Anerkennung von Vereinigungen, Übertragung von Aufgaben

§ 65	 Staatseigene Jagden

Abschnitt 9

Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 66	 Strafvorschriften

§ 67	 Ordnungswidrigkeiten

§ 68	 Einziehung von Gegenständen

§ 69	 Verbot der Jagdausübung

Abschnitt 10

Schlussbestimmungen

§ 70	 Ermächtigungen

§ 71	 Unberührtheitsklausel

§ 72	 Übergangs- und Schlussbestimmungen

Anlage (zu § 7 Absatz 1 und 3)

Artikel 2

Änderung des Nationalparkgesetzes

Artikel 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

Das Jagdrecht, ohne das Recht der Jagdscheine, be-
stimmt sich abweichend vom Bundesjagdgesetz aus
schließlich nach diesem Gesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Verordnungen. Abweichend von 
Satz 1 bleiben die aufgrund des § 36 des Bundesjagd
gesetzes erlassenen bundesrechtlichen Rechtsverordnun-
gen und die Vorschriften des § 38 a und § 39 Absatz 2 
Nummer 5 des Bundesjagdgesetzes anwendbar.

§ 2

Ziele des Gesetzes

Dieses Gesetz trägt dazu bei,

1.	�die Jagd als naturnahe und nachhaltige Nutzungsform 
des Grundeigentums und als Kulturgut unter Berück-
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züglich an die am Fundort jagdausübungsberechtigte 
Person weiterzuleiten und ihr die abgelieferten Gegen-
stände zur Verfügung zu stellen, soweit ein Aneignungs-
recht besteht; bei Wildtieren der dem Schutzmanagement 
unterliegenden Arten gibt sie die Gegenstände an die zu-
ständige Naturschutzbehörde ab, soweit kein Aneig-
nungsrecht besteht. Besteht die Gefahr des Verderbs, 
sind die Gegenstände im Interesse der jagdausübungsbe-
rechtigten Person zu verwerten. Ist die jagdausübungs
berechtigte Person nicht festzustellen, entscheidet die 
Behörde über den Verbleib der Gegenstände, deren Ver-
wertung und Erlös.

(4) Zur Anzeige nach Absatz 3 Satz 1 sind auch die Per-
sonen, die ein Fahrzeug führen, verpflichtet, wenn sie 
Schalenwild an- oder überfahren oder Besitz oder Ge-
wahrsam an angefahrenem oder überfahrenem Schalen-
wild erlangen. Das weitere behördliche Verfahren richtet 
sich nach Absatz 3 Satz 2 bis 4.

§ 5

Wildtiermanagement, Jagd und Hege

(1) Zum Wildtiermanagement gehören alle in diesem 
Gesetz näher beschriebenen Tätigkeitsbereiche und 
Maßnahmen, die im Hinblick auf die Ziele des Gesetzes 
das Vorkommen, das Verhalten und die Populationsent-
wicklung von Wildtieren beeinflussen oder Erkenntnisse 
hierüber oder zum Umgang mit Wildtieren bringen. Die 
Steuerung des Wildtiermanagements im Rahmen dieses 
Gesetzes ist eine öffentliche Aufgabe. Jagd und Hege 
leisten wesentliche Beiträge zum Wildtiermanagement.

(2) Zum Wildtiermanagement gehören insbesondere

1.	die Wildtierforschung,

2.	�die Erfassung, Beobachtung und Überwachung be-
stimmter Wildtierarten und ihrer Lebensräume (Wild-
tiermonitoring), 

3.	�die Erstellung und Umsetzung von Fachkonzepten 
und Fachplänen,

4.	�die Information und Beratung in Fragen des Umgangs 
mit Wildtieren.

Die in Satz 1 aufgeführten im Rahmen des Wildtier
managements vorgesehenen Maßnahmen und damit ver-
bundenen Verpflichtungen lassen andere gleichartige 
Maßnahmen und Verpflichtungen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Überwachung der betreffenden Arten, insbeson-
dere diejenigen nach den Vorschriften des Naturschutz-
rechts, vorbehaltlich der Rechte der jagdausübungs
berechtigten Personen, unberührt.

(3) Die Jagd dient der nachhaltigen Nutzung von Wild-
tieren und trägt insbesondere dazu bei

1.	�Beeinträchtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forst- 
und fischereiwirtschaftlichen Nutzung zu vermeiden,

2.	�dem Entstehen und Ausbreiten von Tierseuchen entge-
genzuwirken und

übungsberechtigt diejenige Person, in deren Eigentum 
die dem Eigenjagdbezirk nach § 10 zugehörigen Grund-
flächen stehen (Inhaber oder Inhaberin des Eigenjagd-
bezirks). An die Stelle dieser Person tritt die Person, der 
als Nutznießerin die Nutzung des ganzen Eigenjagdbe-
zirks zusteht. In gemeinschaftlichen Jagdbezirken steht 
die Wahrnehmung des Jagdrechts der Jagdgenossen-
schaft zu.

(5) Die Jagdausübung umfasst das Aufsuchen, Nachstel-
len, Erlegen und Fangen von Wildtieren. Bei der Jagdaus-
übung sind insbesondere die Anforderungen des Tier-
schutzes und die Grundsätze der Waidgerechtigkeit (§ 8 
Absatz 1) zu beachten. 

(6) Das Recht zur Aneignung umfasst auch die aus
schließliche Befugnis, sich kranke oder verendete Wild-
tiere, Eier von Federwild und Abwurfstangen anzueig-
nen. Dem Recht zur Aneignung unterliegen nicht 

1.	�Wildtiere, deren Arten in Anhang IV Buchstabe a der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 
22.7.1992, S. 7), zuletzt geändert durch Richtlinie 
2013/17/EU (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 193), in 
der jeweils geltenden Fassung, genannt sind, sowie

2.	�lebende Wildtiere der sonstigen dem Schutzmanage-
ment unterliegenden Arten.

Die zuständige Naturschutzbehörde entscheidet über 
Ausnahmen von Satz 2 nach § 45 Absatz 6 oder 7 des 
Bundesnaturschutzgesetzes.

§ 4

Anzeige- und Ablieferungspflichten

(1) Trifft die jagdausübungsberechtigte Person kranke, 
verletzte oder verendete Wildtiere an, deren Arten nach 
den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes streng 
geschützt sind, hat sie dies der unteren Jagdbehörde un-
verzüglich anzuzeigen. 

(2) Die untere Jagdbehörde kann von der jagdausübungs-
berechtigten Person verlangen, dass diese ihr tot aufge-
fundene Wildtiere, deren Arten dem Schutzmanagement 
unterliegen und an denen nach § 3 Absatz 6 ein Aneig-
nungsrecht besteht, für einen angemessenen Zeitraum 
und gegen angemessene Entschädigung überlässt, soweit 
dies zu Lehr-, Wissenschafts- und Forschungszwecken 
erforderlich ist. 

(3) Erlangt eine Person an Orten, an denen sie zur Aus
übung der Jagd nicht berechtigt ist, Besitz oder Gewahr-
sam an lebenden oder verendeten Wildtieren oder an 
sonstigen Gegenständen im Sinne des § 3 Absatz 6 
Satz 1, hat sie diese unverzüglich entweder der jagdaus-
übungsberechtigten Person, der Gemeindebehörde oder 
nächsten Polizeidienststelle abzuliefern oder anzuzeigen. 
Die nach Satz 1 befasste Behörde hat die Anzeige unver-
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geeignet ist und erforderlich ist oder erforderlich sein 
kann, insbesondere um gesellschaftliche Konflikte, Be-
einträchtigungen des Naturhaushaltes, Beeinträchtigun-
gen der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Nut-
zung oder Tierseuchen zu vermeiden, oder

3.	�die Personen, denen das Jagdrecht oder das Jagdaus
übungsrecht zusteht, oder Einrichtungen, die das Ge-
setz im Rahmen des Wildtiermanagements vorsieht, 
zum Wildtiermonitoring, zur Hege oder zum Schutz 
dieser Arten wesentlich beitragen können.

Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nach dem in Absatz 9 geregelten Verfahren 
bestimmte Arten von Wildtieren, die durch Rechtsver-
ordnung dem Gesetz unterstellt sind, aus dem Anwen-
dungsbereich des Gesetzes zu entlassen.

(3) Die Wildtiere unterliegen einem 

1.	Nutzungsmanagement,

2.	Entwicklungsmanagement oder

3.	Schutzmanagement

nach Maßgabe dieses Gesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften. Die oberste Jagdbe-
hörde wird ermächtigt, nach dem in Absatz 9 geregelten 
Verfahren und nach Maßgabe der Absätze 4 bis 6 durch 
Rechtsverordnung die in der Anlage dieses Gesetzes auf-
geführten Arten der Wildtiere abweichend von der An-
lage und die Arten der Wildtiere, die diesem Gesetz nach 
Absatz 2 unterstellt sind, einer Managementstufe zuzu-
ordnen. Die oberste Jagdbehörde entscheidet nach In-
krafttreten des Gesetzes erstmals über die Zuordnung, 
sobald ein Wildtierbericht nach Maßgabe des § 44 er-
stellt ist. Die Arten der Wildtiere sind erneut zuzuordnen, 
soweit sich die für die Zuordnung maßgeblichen tatsäch-
lichen und rechtlichen Umstände ändern.

(4) Dem Nutzungsmanagement werden folgende Arten 
der Wildtiere zugeordnet, soweit sie nicht nach Absatz 5 
dem Entwicklungsmanagement oder nach Absatz 6 dem 
Schutzmanagement unterliegen:

1.	�Arten, die in für sie geeigneten Lebensräumen in Ba-
den-Württemberg Bestände mit einer für die nachhal-
tige jagdliche Nutzung ausreichenden Größe, Vitalität 
und Stabilität aufweisen und bei denen die Verwertung 
der Tiere üblich ist,

2.	�Arten, deren weiterer Ausbreitung die Ziele des Geset-
zes entgegenstehen,

3.	�Arten, deren Regulation mit jagdlichen Mitteln zum 
Schutz anderer Rechtsgüter oder bestimmter Tierarten 
geeignet und erforderlich ist.

(5) Dem Entwicklungsmanagement werden folgende Ar-
ten der Wildtiere zugeordnet, soweit sie nicht nach Ab-
satz 6 dem Schutzmanagement unterliegen oder soweit 
nicht die Ziele des Gesetzes ihrer weiteren Ausbreitung 
oder ein Regulationsbedürfnis entgegenstehen:

1.	�Arten, die nicht in allen in Baden-Württemberg für sie 
geeigneten Lebensräumen Bestände mit einer für die 

3.	�die biologische Vielfalt mit jagdlichen Mitteln zu er-
halten und der Ausbreitung invasiver Arten entgegen-
zuwirken.

(4) Die Hege trägt insbesondere dazu bei

1.	�gesunde und stabile Populationen heimischer Wild-
tierarten so zu erhalten und zu entwickeln, dass sie in 
einem angemessenen Verhältnis zu der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und den lan-
deskulturellen Verhältnissen stehen,

2.	�den Lebensraum der Wildtierarten zu erhalten und zu 
pflegen, dabei die biologische Vielfalt zu erhalten und 
zu verbessern sowie

3.	�den Bestand bedrohter Wildtierarten zu stabilisieren.

Die Maßnahmen der Hege müssen den Zielen des Satzes 1 
und wildtierbiologischen Anforderungen entsprechen. 
Die Hege muss so durchgeführt werden, dass Beein-
trächtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forst- und 
fischereiwirtschaftlichen Nutzung, insbesondere Wild-
schäden, möglichst vermieden sowie die Ziele des Natur-
schutzes nicht beeinträchtigt werden.

§ 6

Duldung von Hegemaßnahmen

Wer sein Jagdrecht nach § 17 verpachtet hat, hat auf den 
betroffenen Grundflächen Maßnahmen der jagdaus
übungsberechtigten Person im Rahmen des Wildtier
managements und der Hege im Sinne des § 5 in zumut-
barem Umfang und, soweit angemessen, gegen eine 
Entschädigung zu dulden. Bei Jagdgenossenschaften gilt 
diese Verpflichtung auch für ihre Mitglieder. Die Ver-
pflichtung nach Satz 1 gilt entsprechend für Nutzungsbe-
rechtigte, wenn die Eigentümerin oder der Eigentümer 
nicht Nutzerin oder Nutzer der Grundfläche ist.

§ 7

Wildtiere und Managementstufen

(1) Wildtiere im Sinne dieses Gesetzes sind die wild le-
benden Tiere der Tierarten, die in der Anlage zu diesem 
Gesetz aufgeführt sind oder durch Rechtsverordnung 
diesem Gesetz unterstellt werden.

(2) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, diesem 
Gesetz durch Rechtsverordnung wild lebende Vogel- und 
Säugetierarten nach dem in Absatz 9 geregelten Verfah-
ren zu unterstellen, wenn die Arten in Baden-Württem-
berg vorkommen oder in absehbarer Zeit vorkommen 
können und

1.	�die jagdliche Nutzung der Tiere dieser Arten bei Vor-
liegen eines Bestandes mit ausreichender Größe, Vita-
lität und Stabilität nachhaltig möglich und die Verwer-
tung der Tiere dieser Arten üblich sind oder

2.	�die Regulation dieser Arten zum Schutz anderer Rechts-
güter oder bestimmter Tierarten mit jagdlichen Mitteln 
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(8) Ist eine dem Gesetz unterliegende Wildtierart als in-
vasive Art einzustufen, erstellt die oberste Jagdbehörde 
unter Mitwirkung wissenschaftlicher Einrichtungen und 
anderer betroffener Landesbehörden ein Fachkonzept, 
das die Ziele, Mittel und Maßnahmen zum Management 
der invasiven Art festlegt. Die Jagdbehörden haben die 
Festlegungen bei ihren Entscheidungen und Maßnahmen 
zu beachten. Wildtiere invasiver Arten dürfen nicht ge-
hegt werden.

(9) Die oberste Jagdbehörde trifft die Entscheidungen 
nach Absatz 2 und 3 unter Berücksichtigung der Emp-
fehlungen des Landesbeirats (§ 59) und im Benehmen 
mit der obersten Naturschutzbehörde. Sind Arten betrof-
fen, die dem Schutzmanagement zugeordnet sind oder 
die bei einer Unterstellung unter dieses Gesetz dem 
Schutzmanagement zuzuordnen wären, trifft sie die Ent-
scheidung im Einvernehmen mit der obersten Natur-
schutzbehörde. Grundlage der Entscheidung ist der 
Wildtierbericht für Baden-Württemberg (§ 44), den die 
oberste Jagdbehörde dem Landesbeirat zur Beratung 
vorlegt. Die oberste Jagdbehörde beteiligt weitere auf 
Landesebene bei den Ministerien eingerichtete Beiräte 
und vergleichbare Beratungsgremien, soweit sie fachlich 
betroffen sind.

§ 8

Begriffsbestimmungen

(1) Waidgerechtigkeit ist die gute fachliche Praxis der 
Jagdausübung. Eine Jagdausübung ist nur waidgerecht, 
wenn sie allen rechtlichen Vorgaben sowie allen allge-
mein anerkannten, geschriebenen oder ungeschriebenen 
Regelungen und gesellschaftlichen Normen zur Aus-
übung der Jagd, insbesondere im Hinblick auf den Tier-
schutz, die Tiergesundheit, den Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen, das Verhalten gegenüber anderen In-
haberinnen und Inhabern des Jagdrechts, jagdausübungs-
berechtigten Personen und der Bevölkerung sowie im 
Hinblick auf die Jagdethik, entspricht.

(2) Zum Schalenwild gehören Rot-, Dam-, Sika-, Reh-, 
Gams-, Muffel- und Schwarzwild.

(3) Treibjagd im Sinne dieses Gesetzes und des § 6 Ab-
satz 2 des Feiertagsgesetzes ist die Jagd, bei der mehr  
als 15 Personen als Treiberinnen oder Treiber oder als 
Schützinnen oder Schützen teilnehmen.

(4) Gesellschaftsjagd im Sinne dieses Gesetzes und des  
§ 16 Absatz 3 des Bundesjagdgesetzes ist die Jagd, an 
der mehr als acht Personen teilnehmen.

(5) Bewegungsjagd ist eine Gesellschaftsjagd, bei der 
Wildtiere für einen kurzen Zeitraum beunruhigt und in 
Bewegung gesetzt werden. Sie dient insbesondere der 
Regulierung einer Wildtierpopulation nach wildtieröko-
logischen Erkenntnissen.

(6) Das Jagdjahr beginnt am 1. April und endet am  
31. März.

nachhaltige jagdliche Nutzung ausreichenden Größe, 
Vitalität und Stabilität aufweisen,

2.	�Arten, deren Bestände in Baden-Württemberg allge-
mein und anhaltend stark zurückgehen, 

3.	�Arten, deren Bestandsstatus in Baden-Württemberg 
nicht hinreichend geklärt ist und für die deshalb eine 
Bestandsbeeinträchtigung im Sinne der Nummer 1, 2 
oder 4 oder eine Bestandsgefährdung im Sinne von 
Absatz 6 Nummer 1 in Baden-Württemberg nicht aus-
geschlossen werden kann,

4.	�Arten, die einer besonderen Hege oder besonderer 
Maßnahmen der Überwachung, der Pflege, Erhaltung 
oder Stärkung des Bestandes nach diesem Gesetz oder 
besonderer Beschränkungen der Jagdausübung bedürfen.

(6) Dem Schutzmanagement werden folgende Arten der 
Wildtiere zugeordnet:

1.	�Arten, deren Bestände in Baden-Württemberg gefähr-
det sind,

2.	�Arten, die aufgrund ihrer natürlichen Lebensweise in 
Baden-Württemberg lediglich in geringen Beständen 
vorkommen,

3.	Arten,

a)	� die nach den Vorschriften des Bundesnaturschutz-
gesetzes zu den streng geschützten Arten gehören,

b)	� die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/ 
43/EWG genannt sind, oder

c)	� die nach den Vorschriften der Richtlinie 2009/147/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. November 2009 über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, 
S. 7), geändert durch Richtlinie 2013/17/EU (ABl.  
L 158 vom 10.6.2013, S. 193), in der jeweils gel-
tenden Fassung, in Deutschland nicht bejagt wer-
den dürfen.

Mit Hegemaßnahmen, durch Unterstützung des Wildtier-
monitorings und Berichtswesens (§ 43) und durch die 
Mitwirkung an der Erstellung und Umsetzung von Fach-
konzepten (§ 45) tragen insbesondere die Inhaberinnen 
und Inhaber des Jagdrechts und die jagdaus
übungsberechtigten Personen zum Schutzmanagement 
bei.

(7) Die Jagd darf nach Maßgabe dieses Gesetzes und auf-
grund dieses Gesetzes ausgeübt werden auf Wildtiere, 
deren Arten dem Nutzungsmanagement oder dem Ent-
wicklungsmanagement zugeordnet sind. Für Wildtierar-
ten, die dem Schutzmanagement zugeordnet sind, darf 
keine Jagdzeit bestimmt werden. Auf Wildtiere der dem 
Schutzmanagement unterliegenden Arten finden die 
§§ 36 und 51 Absatz 1 keine Anwendung; die Vorschrif-
ten des Naturschutzrechts bleiben unberührt. Die jagd
ausübungsberechtigten Personen haben die nach § 45 
Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes zulässigen 
Maßnahmen, die Arten des Schutzmanagements betref-
fen, zu dulden.
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(5) Die oberste Jagdbehörde kann durch Rechtsverord-
nung Vorschriften über die Erklärung von vollständig 
eingefriedeten oder an der Bundesgrenze liegenden zu-
sammenhängenden Grundflächen mit einer land-, forst- 
oder fischereiwirtschaftlich nutzbaren Fläche von weni-
ger als 75 Hektar zu Eigenjagdbezirken erlassen und die 
Jagdausübung in diesen Bezirken abweichend regeln.

§ 11

Gemeinschaftliche Jagdbezirke

(1) Alle Grundflächen einer Gemeinde oder einer abge-
sonderten Gemarkung, die nicht zu einem Eigenjagdbe-
zirk gehören, bilden einen gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirk, wenn sie im Zusammenhang mindestens 150 Hektar 
umfassen. 

(2) Die untere Jagdbehörde kann auf Antrag zusammen-
hängende Grundflächen, die zu verschiedenen Gemein-
den gehören, im Übrigen aber den Anforderungen des 
Absatzes 1 genügen, zu einem gemeinschaftlichen Jagd-
bezirk zusammenlegen. Sie hat dem Antrag bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Satz 1 stattzugeben, wenn der 
Antrag von Grundstückseigentümerinnen oder Grund
stückseigentümern gestellt wird, die zusammen über 
mehr als die Hälfte der zusammenhängenden Grundflä-
chen verfügen.

(3) Die untere Jagdbehörde kann auf Antrag die Bildung 
neuer selbständiger gemeinschaftlicher Jagdbezirke 
durch Teilung mindestens eines bestehenden gemein-
schaftlichen Jagdbezirks zulassen, wenn die Jagdgenos-
senschaft sie beschlossen hat, jeder Teil die Mindest-
größe von 250 Hektar hat und auf jedem Teil eine den 
Erfordernissen der Jagdpflege entsprechende Jagdaus
übung möglich ist. Ein Unterschreiten der Mindestgröße 
von 250 Hektar bis zu einer Größe von 150 Hektar kann 
die untere Jagdbehörde unter Berücksichtigung der Be-
lange der Jagdpflege zulassen.

(4) Sind Gemeinden verschiedener Landkreise oder 
Stadtkreise betroffen, entscheidet die nächsthöhere ge-
meinsame Jagdbehörde.

§ 12

Gestaltung der Jagdbezirke

(1) Natürliche und künstliche Wasserläufe, Wege, Triften 
und Eisenbahnkörper sowie ähnliche Flächen bilden, 
wenn sie nach Umfang und Gestalt für sich allein eine 
ordnungsmäßige Jagdausübung nicht gestatten, keinen 
Jagdbezirk für sich, unterbrechen nicht den Zusammen-
hang eines Jagdbezirks und stellen auch den Zusammen-
hang zur Bildung eines Jagdbezirks zwischen getrennt 
liegenden Flächen nicht her.

(2) Jagdbezirke können durch schriftliche Vereinbarung 
der Beteiligten (Jagdgenossenschaft, Inhaberinnen oder 
Inhaber eines Eigenjagdbezirks) abgerundet werden, in-

§ 9

Vorgaben des Artenschutzrechts

Die Jagdbehörden haben ihre Maßnahmen nach diesem 
Gesetz oder einer Rechtsverordnung auf der Grundlage 
dieses Gesetzes unter Beachtung der Vorgaben

1.	�des Artikels 7 Absatz 4 sowie der Artikel 8 und 9 Ab-
satz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG sowie

2.	�der Artikel 14 bis 16 der Richtlinie 92/43/EWG 

zu treffen.

Abschnitt 2

Jagdbezirke

§ 10

Eigenjagdbezirke

(1) Zusammenhängende Grundflächen mit einer land-, 
forst- oder fischereiwirtschaftlich nutzbaren Fläche von 
mindestens 75 Hektar, die im Eigentum ein und dersel-
ben Person oder Personengemeinschaft stehen, bilden 
einen Eigenjagdbezirk.

(2) Die Landesgrenze unterbricht den Zusammenhang 
von Grundflächen, die nach Absatz 1 einen Eigenjagdbe-
zirk bilden, nicht. Für den im Land Baden-Württemberg 
liegenden Teil eines Eigenjagdbezirks gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes.

(3) Ist eine Personenmehrheit oder eine juristische Per-
son Eigentümerin oder Nutznießerin eines Eigenjagd
bezirks und wird die Jagd weder durch Verpachtung noch 
durch mit der Jagd beauftragte Personen oder durch an-
erkannte Wildtierschützerinnen oder Wildtierschützer 
ausgeübt, ist jagdausübungsberechtigt diejenige Person, 
die von der verfügungsberechtigten Person der unteren 
Jagdbehörde benannt wird. Die untere Jagdbehörde kann 
der verfügungsberechtigten Person hierzu eine angemes-
sene Frist setzen. Wird innerhalb der Frist keine geeig
nete Person benannt, kann die untere Jagdbehörde die 
zur Ausübung und zum Schutze der Jagd erforderlichen 
Anordnungen auf Kosten der verfügungsberechtigten 
Person treffen. Als jagdausübungsberechtigte Personen 
dürfen auf Jagdbezirken bis zu 250 Hektar nicht mehr als 
drei Personen und für jede weitere angefangene 100 
Hektar je eine weitere Person zugelassen werden.

(4) Der Eigentümer oder die Eigentümerin eines Eigen-
jagdbezirks kann mit Zustimmung der Jagdgenossen-
schaft eines angrenzenden gemeinschaftlichen Jagd
bezirks für den Zeitraum der gesetzlichen Mindestpacht-
dauer gegenüber der unteren Jagdbehörde auf die Selb-
ständigkeit des Eigenjagdbezirks verzichten; in diesem 
Fall wird der Eigenjagdbezirk für den Zeitraum der 
gesetzlichen Mindestpachtdauer Bestandteil des gemein-
schaftlichen Jagdbezirks, sofern die untere Jagdbehörde 
dies im Hinblick auf Erfordernisse der Jagdpflege nicht 
ablehnt.
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2.	�Hofräume und Hausgärten, die unmittelbar an ein für 
den ständigen Aufenthalt von Menschen bestimmtes 
Wohngebäude angrenzen und durch irgendeine Um-
friedung begrenzt oder sonst vollständig abgeschlos-
sen sind,

3.	Friedhöfe.

(3) Die untere Jagdbehörde kann durch Anordnung ganz 
oder teilweise zu befriedeten Bezirken erklären

1.	�öffentliche Anlagen und Grundflächen, die durch Ein-
zäunung oder auf andere Weise gegen den Zutritt von 
Menschen abgeschlossen und deren Zugänge absperr-
bar sind, 

2.	�Grundflächen im Gebiet eines Bebauungsplanes oder 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, 

3.	�öffentliche Parke und Grünflächen, Bestattungswäl-
der,

4.	Wildparke, Wildfarmen, Tiergärten und Tierparke,

5.	�bewirtschaftete Anlagen der Teichwirtschaft und der 
Fischzucht, 

6.	�Gehege und ähnliche Einrichtungen nach § 34 des 
Landeswaldgesetzes sowie Tiergehege nach § 43 des 
Bundesnaturschutzgesetzes.

(4) Die untere Jagdbehörde kann Eigentümerinnen, Ei-
gentümern oder Nutzungsberechtigten von Grundflächen, 
auf denen die Jagd ruht, oder den von ihnen Beauftragten 
die Ausübung der Jagd auf Wildkaninchen, Füchse, Stein-
marder und andere Wildtierarten des Nutzungs- oder Ent-
wicklungsmanagements und die Aneignung der gefange-
nen oder erlegten Tiere für eine bestimmte Zeit auch ohne 
Jagdschein genehmigen. Die Genehmigung nach Satz 1 
setzt voraus, dass die Empfängerin oder der Empfänger 
der Genehmigung die erforderliche Artenkenntnis besitzt, 
im Falle einer Beschränkung auf die Fangjagd über einen 
Sachkundenachweis nach § 32 verfügt und bei Einbezie-
hung einer Jagdausübung mit Schusswaffen nach § 17 
Absatz 1 Nummer 4 des Bundesjagdgesetzes ausreichend 
versichert ist. Die waffenrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt.

(5) Die untere Jagdbehörde kann auf Grundflächen, auf 
denen die Jagd ruht, der jagdausübungsberechtigten Per-
son oder der von dieser beauftragten Person eine be-
stimmte Jagdausübung unter Beschränkung auf be-
stimmte Wildtierarten des Nutzungs- oder Entwicklungs-
managements und auf eine bestimmte Zeit genehmigen, 
soweit dies aus Gründen der Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder zur Abwehr 
von Gefahren durch Tierseuchen erforderlich ist. Die 
waffenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. Das 
Aneignungsrecht hat diejenige jagdausübungsberechtigte 
Person, der oder deren Beauftragten die Jagdausübung 
genehmigt wurde.

(6) Krankgeschossene, schwerkranke oder aus sonstigen 
Gründen schwer verletzte Wildtiere, die auf Grund
flächen überwechseln, auf denen die Jagd ruht oder in 

dem sie Grundflächen abtrennen, angliedern oder austau-
schen. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der 
unteren Jagdbehörde und wird erst mit deren Erteilung 
rechtswirksam; dies gilt auch für die Aufhebung und die 
Änderung einer Vereinbarung.

(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zu-
stande, kann die untere Jagdbehörde die Abrundung von 
Amts wegen vornehmen. 

(4) Abrundungen sind nur zulässig, wenn und soweit sie 
aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung 
notwendig sind und wenn dadurch nicht ein Jagdbezirk 
seine gesetzliche Mindestgröße verliert. Durch Abrun-
dung soll die Größe der Jagdbezirke möglichst wenig 
verändert werden. 

(5) Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk gehören, hat 
die untere Jagdbehörde nach den Erfordernissen der Jagd-
pflege und Jagdausübung benachbarten Jagdbezirken an-
zugliedern. Werden diese Grundflächen vollständig von 
einem anderen Jagdbezirk umschlossen, sind sie Bestand-
teil dieses Jagdbezirks; Absatz 7 gilt entsprechend.

(6) In laufende Jagdpachtverträge darf nur mit Zustim-
mung der Vertragsparteien eingegriffen werden. Wird 
der Abrundung nicht zugestimmt, tritt diese erst mit Be-
endigung des Jagdpachtvertrages der nicht zustimmen-
den Vertragspartei, bei mehreren nicht zustimmenden 
Vertragsparteien mit Beendigung des am längsten lau-
fenden Jagdpachtvertrages der nicht zustimmenden Ver-
tragsparteien in Kraft. Der Zustimmung bedarf es inso-
weit nicht, als Jagdpachtverträge vor ihrem Ablauf 
verlängert oder neu abgeschlossen werden und im Zeit-
punkt der Verlängerung oder des Neuabschlusses ein Ab-
rundungsverfahren bereits anhängig und dies den Ver-
tragsparteien bekanntgegeben ist.

(7) Bei der Angliederung von Grundflächen an einen Ei-
genjagdbezirk hat dessen Inhaberin oder Inhaber an die 
Eigentümerin oder den Eigentümer der angegliederten 
Grundflächen eine angemessene Entschädigung zu zahlen.

(8) Erstreckt sich eine Abrundung auf das Gebiet meh
rerer unterer Jagdbehörden und ist ein Einvernehmen der 
unteren Jagdbehörden nicht zu erzielen, so ist die nächst
höhere gemeinsame Jagdbehörde zuständig. Abrundun-
gen über die Landesgrenze hinweg bedürfen unbescha-
det der Zuständigkeit der unteren Jagdbehörde (Absätze 2 
und 3) der Bestätigung der oberen Jagdbehörde.

§ 13

Befriedete Bezirke, Ruhen der Jagd

(1) Auf Grundflächen, die zu keinem Jagdbezirk ge
hören, und in befriedeten Bezirken ruht die Jagd.

(2) Befriedete Bezirke sind

1.	�Gebäude, die zum Aufenthalt von Menschen dienen, 
und Gebäude, die mit solchen Gebäuden räumlich zu-
sammenhängen,
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(2) Die Befriedung soll mit Wirkung zum Ende des Jagd-
jahres erfolgen, in dem über den Antrag entschieden 
wird. Sofern dies der Jagdgenossenschaft unter Abwä-
gung mit den schutzwürdigen Belangen der Antragstelle-
rin oder des Antragstellers nicht zuzumuten ist, kann die 
untere Jagdbehörde einen späteren Zeitpunkt, der jedoch 
nicht nach dem Ende des betreffenden Jagdpachtvertra-
ges liegt, bestimmen. 

(3) Soweit dies zur Wahrung der Belange nach Absatz 1 
Satz 2 erforderlich ist, kann die Befriedung räumlich auf 
einen Teil der Antragsfläche, zeitlich sowie dahingehend 
beschränkt werden, dass eine nach Art und Umfang be-
stimmte Jagdausübung, insbesondere Bewegungsjagden, 
durch die Jagdausübungsberechtigten des gemeinschaft-
lichen Jagdbezirks auf der befriedeten Fläche zu dulden 
sind.

(4) Die Befriedung erlischt vorbehaltlich der Sätze 2 und 
3 drei Monate nach Übergang des Eigentums an der be-
friedeten Grundfläche auf eine dritte Person. Stellt die 
dritte Person während des Laufs der Frist nach Satz 1 ei-
nen Antrag auf erneute Befriedung, erlischt die be
stehende Befriedung mit dem Wirksamwerden der be
hördlichen Entscheidung über den Antrag. Verzichtet die 
dritte Person vor Ablauf der Frist nach Satz 1 auf einen 
Antrag auf erneute Befriedung, erlischt die bestehende 
Befriedung mit dem Zugang der Verzichtserklärung bei 
der unteren Jagdbehörde. Die Grundeigentümerin oder 
der Grundeigentümer hat den Eigentumswechsel der un-
teren Jagdbehörde anzuzeigen. Die Befriedung ist zu wi-
derrufen, wenn die Grundeigentümerin oder der Grund
eigentümer

1.	�schriftlich gegenüber der unteren Jagdbehörde den 
Verzicht auf die Befriedung erklärt oder 

2.	�die Jagd ausübt, einen Jagdschein löst oder die Aus
übung der Jagd durch Dritte auf einem ihr oder ihm 
gehörenden Grundstück duldet. 

Die Befriedung ist in der Regel zu widerrufen, wenn Tat-
sachen bekannt werden, die den Anspruch auf Erklärung 
zum befriedeten Bezirk entfallen lassen. Die Befriedung 
ist unter den Vorbehalt des Widerrufs zu stellen für den 
Fall, dass ein oder mehrere weitere begründete Anträge 
auf Befriedung in demselben Jagdbezirk gestellt werden 
und nicht allen Anträgen insgesamt ohne Gefährdung der 
Belange nach Absatz 1 Satz 2 stattgegeben werden kann. 

(5) Die untere Jagdbehörde kann eine beschränkte 
Jagdausübung auf den befriedeten Grundflächen anord-
nen, soweit dies zur Vermeidung übermäßiger Wildschä-
den, der Gefahr von Tierseuchen, aus Gründen des Na-
turschutzes, der Landschaftspflege oder des Tierschutzes, 
der Seuchenhygiene, der Gewährleistung der Sicherheit 
des Verkehrs auf öffentlichen Verkehrswegen oder der 
Abwendung sonstiger Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung erforderlich ist. Widerspruch und 
Klage gegen die Anordnung haben keine aufschiebende 
Wirkung. Kommt die Grundeigentümerin oder der 

denen nur eine beschränkte Jagdausübung gestattet ist, 
oder sich dort befinden, dürfen auch dort bejagt werden. 
Dies gilt nicht für Gebäude, die zum Aufenthalt von 
Menschen dienen. Der jagdausübungsberechtigten Per-
son steht das Aneignungsrecht zu. Die Grundstücks
eigentümerin oder der Grundstückseigentümer oder die 
nutzungsberechtigte Person ist unverzüglich zu benach-
richtigen; diese Personen sind zur Herausgabe der Wild-
tiere verpflichtet.

§ 14

Befriedung von Grundflächen aus ethischen Gründen

(1) Grundflächen, die zu einem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk gehören und im Eigentum einer natürlichen 
Person stehen, sind auf Antrag der Person zu befriedeten 
Bezirken zu erklären (Befriedung), wenn die Person 
glaubhaft macht, dass sie die Jagdausübung aus ethi-
schen Gründen ablehnt. Eine Befriedung ist zu versagen, 
soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass ein 
Ruhen der Jagd auf der vom Antrag umfassten Fläche 
bezogen auf den gesamten jeweiligen Jagdbezirk die Be-
lange

1.	�der Erhaltung eines artenreichen und gesunden Wild-
tierbestandes sowie der Pflege und Sicherung seiner 
Lebensgrundlagen, 

2.	�des Schutzes der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
vor übermäßigen Wildschäden, 

3.	�des Naturschutzes, der Landschaftspflege oder des 
Tierschutzes, 

4.	�des Schutzes vor Tierseuchen oder der Seuchenhygiene,

5.	�der Gewährleistung der Sicherheit des Verkehrs auf 
öffentlichen Verkehrswegen oder der Abwendung 
sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung 

gefährdet.

Ethische Gründe nach Satz 1 liegen insbesondere nicht 
vor, wenn die antragstellende Person

1.	�selbst die Jagd ausübt oder die Ausübung der Jagd 
durch Dritte auf einem ihr gehörenden Grundstück 
duldet oder 

2.	�zum Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung einen 
Jagdschein gelöst oder beantragt hat. 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
unteren Jagdbehörde zu stellen. Der Entscheidung über 
den Antrag hat neben der Anhörung der antragstellenden 
Person eine Anhörung der Jagdgenossenschaft, des Jagd-
pächters oder der Jagdpächterin, angrenzender Grund
eigentümerinnen und Grundeigentümer, des Jagdbeirats 
sowie der Träger öffentlicher Belange vorauszugehen. 
Die untere Jagdbehörde kann zur Glaubhaftmachung des 
Umstands, dass die Person die Jagdausübung aus ethi-
schen Gründen ablehnt, eine Versicherung an Eides statt 
verlangen und abnehmen. 
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(2) Die Jagdgenossenschaft ist eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts. Sie steht unter der Aufsicht des Staa-
tes; die Aufsicht wird von der unteren Jagdbehörde aus-
geübt. Der Aufsichtsbehörde stehen gegenüber der 
Jagdgenossenschaft die gleichen Befugnisse zu, wie sie 
den Rechtsaufsichtbehörden gegenüber den Gemeinden 
nach Maßgabe der Vorschriften der Gemeindeordnung 
zustehen.

(3) Die Jagdgenossenschaft wird durch den Jagdvorstand 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Der Jagdvor-
stand ist von der Jagdgenossenschaft zu wählen. Solange 
die Jagdgenossenschaft keinen Jagdvorstand gewählt hat, 
werden die Geschäfte des Jagdvorstandes auf Kosten der 
Jagdgenossenschaft vom Gemeinderat wahrgenommen. 

(4) Die Jagdgenossenschaft hat eine Satzung zu beschlie-
ßen, die der Genehmigung der unteren Jagdbehörde be-
darf. Die oberste Jagdbehörde kann im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium durch Rechtsverordnung 
Mindestanforderungen für die Satzung aufstellen, Vor-
schriften über die Einberufung, Bekanntgabe und Durch-
führung der Versammlung der Jagdgenossenschaft erlas-
sen, das Verfahren bei der Verpachtung gemeinschaftlicher 
Jagdbezirke sowie die Rechnungslegung regeln. Kommt 
die Jagdgenossenschaft der Aufforderung der unteren 
Jagdbehörde zum Beschluss einer Satzung nicht inner-
halb einer gesetzten angemessenen Frist nach, kann die 
untere Jagdbehörde eine Satzung für die Jagdgenossen-
schaft erlassen. Vor der Verpachtung des Jagdrechts an 
eine Pächterin oder einen Pächter, die oder der erstmals 
einen Jagdpachtvertrag mit der Jagdgenossenschaft 
schließt, ist die Jagdgenossenschaft zur Beschlussfassung 
einzuberufen.

(5) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen sowohl 
der Mehrheit der anwesenden und vertretenen Jagd
genossen, als auch der Mehrheit der bei der Beschluss
fassung vertretenen Grundfläche. Für Wahlen kann die 
Satzung abweichend von Satz 1 bestimmen, dass ein Be-
schluss nur der Mehrheit der anwesenden und vertrete-
nen Mitglieder der Jagdgenossenschaft bedarf. Bei Ab-
stimmungen über Verpachtungen ist das Mitglied der 
Jagdgenossenschaft, das sich um die Pacht bewirbt, 
stimmberechtigt.

(6) Die Jagdgenossenschaft kann für ihren durch sons
tige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf Umlagen 
von ihren Mitgliedern erheben. Umlagen der Jagdgenos-
senschaft können wie Gemeindeabgaben beigetrieben 
werden.

(7) Durch Beschluss der Jagdgenossenschaft kann die 
Verwaltung der Jagdgenossenschaft längstens für die 
Dauer der gesetzlichen Mindestpachtzeit dem Gemein-
derat mit dessen Zustimmung übertragen werden. Die 
Kosten der Geschäftsführung trägt die Jagdgenossen-
schaft.

(8) Für gemeinschaftliche Jagdbezirke nach § 11 Ab-
satz 2 kann der Jagdvorstand, vorbehaltlich der Wahl 

Grundeigentümer der Anordnung nicht nach, kann die 
untere Jagdbehörde für deren oder dessen Rechnung die 
Jagd ausüben lassen. 

(6) Den Ersatz für Wildschäden an Grundstücken, die 
zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören, hat die 
Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer der be-
friedeten Grundfläche nach dem Verhältnis des Flächen
anteils ihrer oder seiner Grundfläche an der bejagbaren 
Gesamtfläche des gemeinschaftlichen Jagdbezirks an
teilig zu tragen. Dies gilt nicht, sofern die schädigenden 
Wildtiere auf der befriedeten Grundfläche nicht vorkom-
men oder der Schaden auch ohne die Befriedung der 
Grundfläche eingetreten wäre.

(7) Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer 
der befriedeten Fläche und die zur Nutzung der befriede-
ten Fläche berechtigte Person haben keinen Anspruch 
auf Ersatz von Wildschäden. Die Grundeigentümerin 
oder der Grundeigentümer und die zur Nutzung der be-
friedeten Fläche berechtigte Person haben auf der befrie-
deten Grundfläche die Maßnahmen der jagdausübungs-
berechtigten Personen des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks zur Erfüllung ihrer Verpflichtung nach § 43 im 
Rahmen des geltenden Rechts und soweit erforderlich zu 
dulden.

(8) Die Grundsätze der Wildfolge sind im Verhältnis des 
gemeinschaftlichen Jagdbezirks zu der nach Absatz 1 be-
friedeten Grundfläche entsprechend anzuwenden. Einer 
Vereinbarung nach § 39 bedarf es nicht. Die Grund
eigentümerin oder der Grundeigentümer des befriedeten 
Grundstücks ist über die Notwendigkeit der Wildfolge, 
soweit Belange des Tierschutzes nicht entgegenstehen 
bereits vor Beginn der Wildfolge, unverzüglich in Kennt-
nis zu setzen. 

(9) Das Recht zur Aneignung von Wildtieren steht in den 
Fällen des Absatzes 3 und der nach Absatz 5 behördlich 
angeordneten Jagd und der Wildfolge nach Absatz 8 der 
jagdausübungsberechtigten Person des Jagdbezirks oder 
der zur Jagd beauftragten Person zu. 

(10) Die Absätze 1 bis 9 sind auf Grundflächen, die ei-
nem Eigenjagdbezirk kraft Gesetzes oder auf Grund 
behördlicher Entscheidung angegliedert sind, entspre-
chend anzuwenden.

§ 15

Jagdgenossenschaft

(1) Die Eigentümerinnen und Eigentümer der Grundflä-
chen, die zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehö-
ren, bilden eine Jagdgenossenschaft. Eigentümerinnen 
und Eigentümer von Grundflächen, auf denen die Jagd 
nicht ausgeübt werden darf, gehören der Jagdgenossen-
schaft nicht an. Die Jagdgenossenschaft hat ein Verzeich-
nis ihrer Mitglieder unter Angabe der jeweiligen Grund-
flächenanteile im gemeinschaftlichen Jagdbezirk zu 
erstellen und bei Bedarf fortzuführen.
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staltung dient und die Pachtdauer diejenige des angren-
zenden Jagdbezirks nicht übersteigt.

(3) Die Gesamtfläche, auf der einer pachtenden Person 
die Wahrnehmung des Jagdrechts zusteht, darf nicht 
mehr als 1000 Hektar umfassen. Die Inhaberin oder der 
Inhaber eines oder mehrerer Eigenjagdbezirke mit einer 
Gesamtfläche von mehr als 1000 Hektar darf nur zu-
pachten, wenn zugleich die Wahrnehmung des Jagd-
rechts im gleichen Umfang verpachtet wird; bei einer 
Gesamtfläche von weniger als 1000 Hektar darf die In-
haberin oder der Inhaber nur bis zu einer Gesamtfläche 
von höchstens 1000 Hektar, auf der sie oder er jagdaus
übungsberechtigt ist, zupachten. Ist ein Jagdpachtvertrag 
mit mehreren pachtenden Personen geschlossen oder 
liegt ein Fall der Unterverpachtung vor, gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Ge-
samtfläche nur die Flächen angerechnet werden, die nach 
dem Jagdpachtvertrag anteilig auf die jeweilige pach-
tende Person entfallen. Grundflächen, auf denen die Jagd 
ruht, bleiben bei der Ermittlung der Flächenobergrenzen 
nach den Sätzen 1 bis 3 unberücksichtigt. Die untere 
Jagdbehörde kann für besondere Einzelfälle Ausnahmen 
von Satz 1 und 2 unter Berücksichtigung der Belange der 
Jagdpflege zulassen. Solche Ausnahmen sind auf be-
stimmte Jagdpachtflächen zu beschränken. Örtlich zu-
ständig ist die Behörde, in deren Bezirk die Jagdpachtflä-
che oder deren größerer Teil liegt.

(4) Der Jagdpachtvertrag ist schriftlich abzuschließen. 
Die Pachtdauer hat mindestens sechs Jahre zu betragen. 
In begründeten Fällen, insbesondere wenn zu besorgen 
ist, dass ansonsten ein geeignetes Pachtverhältnis nicht 
zustande kommt, kann sie mit Zustimmung der unteren 
Jagdbehörde bis auf drei Jahre abgesenkt werden. Ein 
laufender Jagdpachtvertrag kann auch auf kürzere Zeit 
verlängert werden. Beginn und Ende der Pachtzeit sollen 
mit Beginn und Ende des Jagdjahres zusammenfallen. 

(5) Pachtende Person darf nur sein, wer einen auf seinen 
Namen lautenden gültigen Jahresjagdschein besitzt und 
einen solchen während dreier Jagdjahre in Deutschland 
besessen hat. Für besondere Einzelfälle kann die untere 
Jagdbehörde Ausnahmen zulassen, die auf bestimmte 
Jagdpachtflächen beschränkt sind. Örtlich zuständig ist 
die Behörde, in deren Bezirk die Jagdpachtfläche oder 
deren größerer Teil liegt. Jagdgenossenschaften sind in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 pachtfähig. 

(6) Die Fläche, auf der einer jagdausübungsberechtigten 
Person nach Absatz 3 die Wahrnehmung des Jagdrechts 
zusteht, ist von der unteren Jagdbehörde in den Jagd-
schein einzutragen.

§ 18

Anzeige von Jagdpachtverträgen

(1) Die verpachtende Person hat der unteren Jagdbehörde 
den Abschluss des Jagdpachtvertrages unter Vorlage der 

durch die Jagdgenossenschaft, von der unteren Jagd
behörde oder im Falle des § 11 Absatz 4 von der nächst-
höheren gemeinsamen Jagdbehörde bestimmt werden.

§ 16

Jagdnutzung durch die Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft kann das Jagdrecht durch 
Verpachtung wahrnehmen oder die Jagd für eigene Rech-
nung durch angestellte oder sonst beauftragte Jägerinnen 
und Jäger wahrnehmen lassen. Die Jagdgenossenschaft 
kann die Verpachtung auf den Kreis ihrer Mitglieder be-
schränken. Für angestellte oder sonst beauftragte Jäge-
rinnen und Jäger gelten die Vorschriften des § 17 Absatz 
3, 5 und 6 sowie des § 19 Absatz 1 entsprechend; die be-
auftragten Personen sind im Rahmen ihrer Beauftragung 
innerhalb ihres Dienstbereiches jagdausübungsberech-
tigte Personen. Mit Zustimmung der unteren Jagdbe-
hörde kann die Jagdgenossenschaft die Jagd ruhen las-
sen.

(2) Die Jagdgenossenschaft beschließt über die Verwen-
dung des Reinertrages der Jagdnutzung. Beschließt die 
Jagdgenossenschaft, den Reinertrag nicht an ihre Mit-
glieder nach dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer 
beteiligten Grundflächen zu verteilen, kann jedes Mit-
glied der Jagdgenossenschaft, das dem Beschluss nicht 
zugestimmt hat, die Auszahlung seines Anteils verlan-
gen. Der Anspruch erlischt, wenn er bis zum Ablauf ei-
nes Monats nach Bekanntmachung der Beschlussfassung 
nicht schriftlich oder mündlich zu Protokoll des Jagdvor-
standes geltend gemacht wird.

Abschnitt 3

Beteiligung Dritter an der Jagd

§ 17

Jagdpacht

(1) Die Wahrnehmung des Jagdrechts in seiner Gesamt-
heit kann an Dritte verpachtet werden. Die pachtende 
Person ist jagdausübungsberechtigte Person. Ein Teil des 
Jagdausübungsrechts kann nicht Gegenstand eines Jagd-
pachtvertrages sein. 

(2) Die Verpachtung eines Teils eines Jagdbezirks bedarf 
der Zustimmung der unteren Jagdbehörde. Diese darf der 
Teilverpachtung nur zustimmen, wenn sowohl der ver-
pachtete als auch der verbleibende Teil die Mindestgröße 
von 75 Hektar bei Eigenjagdbezirken und von 250 Hek-
tar bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken haben und je-
weils eine den Erfordernissen der Jagdpflege entspre-
chende Jagdausübung in Revieren möglich ist. Der 
Verpachtung eines Teils von geringerer Größe an die 
jagdausübungsberechtigte Person eines angrenzenden 
Jagdbezirks oder an die angrenzende Jagdgenossenschaft 
ist zuzustimmen, soweit dies einer besseren Revierge-
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§ 20

Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen

(1) Ein Jagdpachtvertrag, der bei seinem Abschluss oder 
seiner Verlängerung gegen § 17 Absatz 1 Satz 3, Ab-
satz 2, 3 oder 5 oder § 19 verstößt, ist nichtig.

(2) Die untere Jagdbehörde kann für die Dauer eines über 
die Nichtigkeit oder die Beanstandung des Pachtvertra-
ges anhängigen Verfahrens die zur Ausübung und zum 
Schutze der Jagd erforderlichen Anordnungen treffen. 
Die Kosten der Anordnung und ihrer Durchführung hat 
die im Verfahren unterliegende Partei zu tragen.

§ 21

Erlöschen des Jagdpachtvertrages

(1) Die pachtende Person hat auf Verlangen der für ihren 
Jagdbezirk zuständigen unteren Jagdbehörde vor Beginn 
eines Jagdjahres nachzuweisen, dass sie einen für das 
kommende Jagdjahr gültigen Jagdschein besitzt oder die 
Voraussetzungen für dessen Erteilung erfüllt hat. Dies 
gilt nicht für die nach § 17 Absatz 2 Satz 3 pachtende 
Jagdgenossenschaft.

(2) Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn der pachtenden 
Person der Jagdschein unanfechtbar entzogen worden ist. 
Er erlischt auch dann, wenn die Gültigkeitsdauer des 
Jagdscheines abgelaufen ist und entweder die untere 
Jagdbehörde die Erteilung eines neuen Jagdscheines un-
anfechtbar abgelehnt hat oder die pachtende Person die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines neuen Jagd-
scheines innerhalb einer von der unteren Jagdbehörde 
gesetzten Frist nicht erfüllt. Die pachtende Person hat der 
verpachtenden Person den aus dem Erlöschen des Jagd-
pachtvertrages entstehenden Schaden zu ersetzen, wenn 
sie ein Verschulden trifft.

(3) Ist die pachtende Person aus Gründen, die sie nicht zu 
vertreten hat, gehindert, bis zum Ablauf der Gültigkeits-
dauer des alten einen neuen Jagdschein zu erwerben oder 
die Voraussetzungen für dessen Erteilung zu erfüllen, hat 
sie dies der für ihren Jagdbezirk zuständigen unteren 
Jagdbehörde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. In die-
sem Fall erlischt der Jagdpachtvertrag erst dann, wenn 
die pachtende Person nicht innerhalb einer von der Jagd-
behörde gesetzten angemessenen Frist einen Jahresjagd-
schein erworben oder die Voraussetzungen für dessen 
Erteilung erfüllt hat. Solange ein Jagdschein nicht erteilt 
ist, kann die untere Jagdbehörde die zur Ausübung und 
zum Schutze der Jagd erforderlichen Anordnungen auf 
Kosten der pachtenden Person treffen.

§ 22

Rechtsstellung der mitpachtenden Personen

Ist ein Jagdpachtvertrag mit mehreren pachtenden Perso-
nen geschlossen, bleibt er, wenn er im Verhältnis zu einer 

Vertragsurkunde innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
Dies gilt auch für die Aufhebung und jede Änderung des 
Pachtvertrages.

(2) Die untere Jagdbehörde kann den Jagdpachtvertrag 
binnen drei Wochen nach Eingang der Anzeige beanstan-
den, wenn die Vorschriften über die Pachtdauer nicht be-
achtet sind oder zu erwarten ist, dass durch ein vertrags-
gemäßes Verhalten die Vorschriften des § 3 Absatz 1 
Satz 2 verletzt werden oder eine den Erfordernissen der 
Jagdpflege entsprechende Jagdausübung nicht gewähr-
leistet ist. Mit der Beanstandung sind die Vertragspar-
teien aufzufordern, den Jagdpachtvertrag binnen einer 
Frist von mindestens drei Wochen nach Zustellung des 
Beanstandungsbescheides aufzuheben oder in bestimm-
ter Weise zu ändern. Kommen die Vertragsparteien die-
ser Aufforderung nicht nach, gilt der Jagdpachtvertrag 
mit Ablauf der Frist als aufgehoben, sofern nicht eine 
Vertragspartei innerhalb der Frist einen Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung durch das erstinstanzlich zustän-
dige Amtsgericht stellt. Das Gericht kann entweder den 
Jagdpachtvertrag aufheben oder feststellen, dass er nicht 
zu beanstanden ist; die Vorschriften des Gesetzes über 
das gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen gel-
ten entsprechend mit der Maßgabe, dass das Gericht 
ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richterinnen und Rich-
ter entscheidet.

(3) Vor Ablauf von drei Wochen nach Anzeige des 
Jagdpachtvertrages durch eine Vertragspartei darf die 
pachtende Person die Jagd nicht ausüben, sofern nicht 
die untere Jagdbehörde die Ausübung zu einem frühe-
ren Zeitpunkt gestattet. Im Falle einer Beanstandung 
nach Absatz 2 darf die pachtende Person die Jagd erst 
ausüben, wenn die Beanstandung behoben oder durch 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung festgestellt 
ist, dass der Jagdpachtvertrag nicht zu beanstanden  
ist.

§ 19

Höchstzahl der pachtenden Personen

(1) Die Zahl der pachtenden Personen, die nebeneinan-
der in einem Jagdbezirk zugelassen werden können (Mit-
pacht), wird bei Jagdbezirken bis 250 Hektar auf drei 
beschränkt. In größeren Jagdbezirken kann für jede wei-
tere angefangene 100 Hektar je eine weitere pachtende 
Person zugelassen werden. Die Sätze 1 und 2 gelten auch 
für verpachtete Teile eines Jagdbezirks nach § 17 Ab-
satz 2.

(2) Jagdpacht im Sinne der §§ 17, 18 und 20 bis 24 ist 
auch die Weiterverpachtung und Unterverpachtung. In 
diesen Fällen findet Absatz 1 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass die Zahl der jagdausübungsberechtigten Per-
sonen die zulässige Zahl der pachtenden Personen nicht 
übersteigen darf.



Nr. 21	 GBl. vom 28. November 2014� 561

könnte. Das Gleiche gilt für den Fall der Zwangsverstei-
gerung einer Grundfläche.

§ 25

Jagderlaubnis

(1) Die jagdausübungsberechtigte Person kann einer drit-
ten natürlichen Person (Jagdgast) die Erlaubnis erteilen, 
sich in bestimmtem Umfang an der Jagdausübung zu be-
teiligen (Jagderlaubnis). Bei mehreren jagdausübungs
berechtigten Personen muss eine Jagderlaubnis von allen 
jagdausübungsberechtigten Personen erteilt sein. Die 
jagdausübungsberechtigten Personen können sich gegen-
seitig zur Erteilung von Jagderlaubnissen schriftlich be-
vollmächtigen.

(2) Die untere Jagdbehörde kann aus Gründen der Jagd-
pflege oder der öffentlichen Sicherheit für bestimmte 
Jagdbezirke die Erteilung von Jagderlaubnissen oder 
eine sonstige Beteiligung anderer an der Jagd beschrän-
ken oder ganz untersagen.

(3) Soweit der Jagdgast bei der Jagdausübung nicht von 
einer jagdausübungsberechtigten Person, einer aner-
kannten Wildtierschützerin oder einem anerkannten 
Wildtierschützer begleitet wird, hat er eine schriftliche 
Jagderlaubnis bei sich zu führen. Sofern eine jagdaus-
übungsberechtigte Person gemäß Absatz 1 Satz 3 bevoll-
mächtigt ist und den Jagdgast begleitet, bedarf es der 
Begleitung oder einer schriftlichen Jagderlaubnis der be-
vollmächtigenden Person nicht.

(4) Der Jagdgast ist nicht jagdausübungsberechtigte Per-
son im Sinne dieses Gesetzes.

Abschnitt 4

Jagdschein

§ 26

Jägerprüfung, Jagdschein

(1) Bei der Jägerprüfung sind ausreichende Kenntnisse 
und Fertigkeiten auf den in § 15 Absatz 5 des Bundes-
jagdgesetzes und bei der Falknerprüfung solche auf den 
in § 15 Absatz 7 des Bundesjagdgesetzes genannten Ge-
bieten nachzuweisen.

(2) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Nähere über die Jägerprüfung und 
die Falknerprüfung, insbesondere die Zulassungsvoraus-
setzungen, die jagdliche Ausbildung, die Prüfungsgebiete, 
die Berufung der Prüferinnen und Prüfer, das Prüfungs-
verfahren und die Bewertung der Prüfungsleistungen zu 
regeln (§ 15 Absatz 5 und 7 des Bundesjagdgesetzes).

(3) Die oberste Jagdbehörde kann die Organisation und 
Durchführung der Jägerprüfung an sachkundige Dritte 
übertragen (Beleihung), wenn

dieser Personen gekündigt wird oder erlischt, mit den üb-
rigen bestehen; dies gilt nicht, wenn der Jagdpachtver-
trag infolge des Ausscheidens einer pachtenden Person 
den Vorschriften des § 17 Absatz 3 nicht mehr entspricht 
und dieser Mangel bis zum Beginn des nächsten Jagdjah-
res oder, wenn dies mit zumutbarem Aufwand nicht mehr 
möglich ist, bis zum Ablauf von vier Wochen nach Be-
ginn des neuen Jagdjahres nicht behoben wird. Ist im 
Falle des Satzes 1 einer verbleibenden Vertragspartei das 
Fortbestehen des Jagdpachtvertrages aufgrund des Aus-
scheidens einer pachtenden Person nicht zuzumuten, 
kann sie den Jagdpachtvertrag mit sofortiger Wirkung 
kündigen; die Kündigung muss unverzüglich nach Er
langung der Kenntnis von dem Kündigungsgrund erfol-
gen.

§ 23

Tod der pachtenden Person

(1) Im Fall des Todes einer pachtenden Person haben die 
Erben der unteren Jagdbehörde die jagdausübungsbe-
rechtigten Erben unter Beachtung des § 19 zu benennen. 
Ist keiner der Erben pachtfähig (§ 17 Absatz 5), haben 
die Erben der unteren Jagdbehörde eine pachtfähige Per-
son als jagdausübungsberechtigte Person zu benennen.

(2) Die untere Jagdbehörde kann den Erben eine ange-
messene Frist zur Benennung der jagdausübungsberech-
tigten Person setzen. Kommen die Erben der Aufforde-
rung innerhalb der Frist nicht nach, kann die untere 
Jagdbehörde die zur Ausübung und zum Schutze der 
Jagd erforderlichen Anordnungen auf Kosten der Erben 
treffen.

§ 24

Wechsel im Eigentum an der Grundfläche

(1) Werden die Grundflächen eines Eigenjagdbezirks 
ganz oder teilweise veräußert, finden die Vorschriften 
der §§ 566 bis 567 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-
sprechende Anwendung. Das Gleiche gilt im Falle der 
Zwangsversteigerung nach den Vorschriften der §§ 57 
bis 57b des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung; das Kündigungsrecht der Er
steherin oder des Erstehers ist jedoch ausgeschlossen, 
wenn nur ein Teil des Eigenjagdbezirks versteigert ist 
und dieser Teil nicht allein schon die Erfordernisse eines 
Eigenjagdbezirks erfüllt.

(2) Wird eine zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk 
gehörige Grundfläche veräußert, hat dies auf den Jagd-
pachtvertrag keinen Einfluss; die Erwerberin oder der 
Erwerber wird vom Zeitpunkt des Erwerbes an auch 
dann für die Dauer des Jagdpachtvertrages Mitglied der 
Jagdgenossenschaft, wenn die veräußerte Grundfläche 
an sich mit anderen Grundflächen der Erwerberin oder 
des Erwerbers zusammen einen Eigenjagdbezirk bilden 
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hörung derjenigen anerkannten Vereinigungen der Jäge-
rinnen und Jäger, welche die Inhaberinnen und Inhaber 
eines baden-württembergischen Jahresjagdscheines für 
Inländer oder diesen Gleichgestellte vertreten, die zu-
sammen mehr als 25 vom Hundert des jährlichen Auf-
kommens an der Jagdabgabe aufbringen.

(2) Für die Jagdabgabe finden die §§ 9, 11, 18, 21 und 22 
des Landesgebührengesetzes entsprechende Anwendung.

(3) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Finanz
ministerium die Höhe der Jagdabgabe festzusetzen. 
Beim Tagesjagdschein beträgt die Jagdabgabe mindes
tens 20 Euro und höchstens 30 Euro. Im Übrigen beträgt 
sie für jedes Jagdjahr, für das der Jagdschein gültig ist, 
mindestens 38 Euro und höchstens 60 Euro.

Abschnitt 5

Besondere Rechte und Pflichten 

bei der Jagdausübung

§ 29

Wegerecht

Wer die Jagd ausübt, aber den Weg zum Jagdbezirk nicht 
auf einem zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg 
oder nur auf einem unzumutbaren Umweg nehmen kann, 
ist zum Betreten und, soweit erforderlich, zum Befahren 
eines fremden Jagdbezirks in Jagdausrüstung auch auf 
einem nicht zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg 
befugt, der nötigenfalls von der unteren Jagdbehörde 
festgelegt wird (Jägernotweg). Bei Benutzung des Not-
wegs dürfen Schusswaffen nur ungeladen und in einem 
Überzug oder mit verbundenem Schloss oder zerlegt 
mitgeführt werden. Der Eigentümer oder die Eigentüme-
rin des Grundstücks, über das der Notweg führt, hat An-
spruch auf eine angemessene Entschädigung.

§ 30

Jagdeinrichtungen

(1) Die jagdausübungsberechtigte Person darf auf land- 
und forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken beson-
dere Anlagen wie Ansitze, Jagdhütten, Futterplätze und 
andere ähnliche Jagdeinrichtungen nur mit Zustimmung 
der Grundeigentümerin oder des Grundeigentümers er-
richten; die Eigentümerin oder der Eigentümer ist zur 
Erteilung der Zustimmung verpflichtet, wenn ihr oder 
ihm die Duldung der Anlage zugemutet werden kann und 
sie oder er eine angemessene Entschädigung erhält.

(2) In gemeinschaftlichen Jagdbezirken sind die nach 
Absatz 1 auf fremdem Grund und Boden errichteten An-
sitze der Jagdnachfolgerin oder dem Jagdnachfolger auf 
ihr oder sein Verlangen gegen angemessene Entschädi-
gung zu überlassen.

1.	diese zuverlässig sind,

2.	�keine überwiegenden öffentlichen Interessen entge-
genstehen und

3.	�gewährleistet ist, dass die Vorschriften des Jagdrechts 
über die Jägerprüfung eingehalten werden.

Die Beleihung kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden, insbesondere befristet, unter Bedingungen er-
teilt und mit Auflagen oder dem Vorbehalt des Widerrufs 
verbunden werden. Die Beleihung und deren Widerruf 
sind öffentlich bekannt zu machen.

(4) Der Jagdschein wird von der unteren Jagdbehörde  
erteilt, in deren Bezirk die den Antrag stellende Person 
ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Haupt-
wohnung hat; abweichend von § 13 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 des Nationalparkgesetzes (NLPG) ist die Na-
tionalparkverwaltung des Nationalparks Schwarzwald 
nicht für Entscheidungen nach den §§ 15 bis 18 a des 
Bundesjagdgesetzes zuständig. Hat die den Antrag stel-
lende Person im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
keine Wohnung, ist die untere Jagdbehörde zuständig, in 
deren Bezirk die den Antrag stellende Person die Jagd 
ausüben will. Jagdscheine werden nach § 15 des Bundes-
jagdgesetzes als Tagesjagdschein, als Einjahresjagdschein 
für die Dauer eines Jagdjahres oder als Dreijahres
jagdschein für die Dauer von drei Jagdjahren ausgestellt.

(5) Für die Zulassung von Ausnahmen nach § 15 Absatz 6 
des Bundesjagdgesetzes ist die untere Jagdbehörde zu-
ständig, in deren Bereich die Bewerberin oder der Be-
werber die Jagd ausschließlich oder vornehmlich aus
üben will.

§ 27

Gebühren für Jagdschein und Jägerprüfung

Für die Erteilung des Jagdscheines und die Teilnahme an 
der Jägerprüfung werden Gebühren erhoben. Für die Er-
hebung der Gebühren und Auslagen gilt bei Wahrneh-
mung dieser Aufgaben durch die Landratsämter oder 
durch Dritte das Landesgebührengesetz und bei Wahr-
nehmung dieser Aufgaben durch die Stadtkreise das 
Kommunalabgabengesetz.

§ 28

Jagdabgabe

(1) Neben der Gebühr für den Jagdschein ist eine Jagdab-
gabe zu entrichten, die an das Land abzuführen und für 
Zwecke der Jagdförderung, der jagdlichen und wildbio-
logischen Forschung sowie der Wildschadensverhütung 
zu verwenden ist. Die anerkannten Vereinigungen der Jä-
gerinnen und Jäger können Vorschläge für die Verwen-
dung der Mittel aus der Jagdabgabe im Rahmen der 
Zweckbestimmung nach Satz 1 einreichen. Die oberste 
Jagdbehörde entscheidet über die Verwendung nach An-
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ist das Erlegen von Schwarzwild und in der Zeit nach 
Sonnenuntergang bis 22 Uhr das Erlegen von weibli-
chem Rotwild und Rotwildkälbern,

10.	a)  �künstliche Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen 
zum Anstrahlen oder Beleuchten des Zieles und 
Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine 
elektronische Verstärkung besitzen und für Schuss
waffen bestimmt sind, beim Fang oder Erlegen von 
Wildtieren zu verwenden,

b)	� Tonbandgeräte oder elektrische Schläge ertei-
lende Geräte beim Fang oder Erlegen von Wild-
tieren zu verwenden sowie zur Nachtzeit an 
künstlichen Lichtquellen Federwild zu fangen,

c)	� Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reusen 
oder ähnliche Einrichtungen sowie lebende Lock-
vögel bei der Jagd auf Federwild zu verwenden,

11.	Saufänge, Fang- oder Fallgruben anzulegen,

12.	�Schlingen jeder Art, in denen sich ein Wildtier fan-
gen kann, aufzustellen,

13.	Selbstschussgeräte zu verwenden, 

14.	�Wildtiere aus Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen oder 
fahrenden Wasserfahrzeugen zu erlegen; das Verbot 
umfasst nicht das Erlegen von Wildtieren aus Kraft-
fahrzeugen durch Körperbehinderte mit Erlaubnis 
der unteren Jagdbehörde,

15.	die Hetzjagd auf gesunde Wildtiere auszuüben,

16.	�Wildtiere zu vergiften oder vergiftete oder betäu-
bende Köder zu verwenden,

17.	�die Baujagd mit einem Hund am Naturbau auszu
üben, es sei denn, sie ist erforderlich, um eine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit abzuwehren,

18.	�Arzneimittel, natürliche und synthetische Lockmittel, 
die aufgrund ihrer Inhaltsstoffe die Gesundheit von 
Wildtieren oder Menschen gefährden können, sowie 
Lockmittel, die Tierseuchen verbreiten können, an 
Wildtiere zu verabreichen oder auszubringen.

(2) Die in Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a und b vorge-
schriebenen Energiewerte und Mindestkaliber können 
unterschritten werden, wenn von einem staatlichen oder 
staatlich anerkannten Fachinstitut die Verwendbarkeit 
der Munition für bestimmte jagdliche Zwecke und die 
tierschutzgerechte Tötungswirkung bestätigt wird. Auf 
der kleinsten Verpackungseinheit der Munition sind das 
Fachinstitut, das die Prüfung vorgenommen hat, sowie 
der Verwendungszweck anzugeben.

(3) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, die Ver-
bote des Absatzes 1 durch Rechtsverordnung zu erwei-
tern oder einzuschränken, soweit dies aus besonderen 
Gründen erforderlich ist, insbesondere aus Gründen der 
Tierseuchenbekämpfung, zur Vermeidung erheblicher 
land-, forst- und fischereiwirtschaftlicher Schäden, zur 
Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben von Men-
schen oder für erhebliche Sachwerte, zum Schutz der 

(3) Das Betreten von Jagdeinrichtungen ohne besondere 
Befugnis ist nicht zulässig.

§ 31

Sachliche Verbote

(1) Verboten ist im Rahmen der Jagdausübung,

  1.	�ohne eine innerhalb der zurückliegenden 12 Monate 
unternommene Übung in der Schießfertigkeit an Be-
wegungsjagden teilzunehmen oder mit Schrot auf 
Vögel zu schießen,

  2.	�mit Schrot auf Schalenwild zu schießen, ausgenom-
men ist der Fangschuss,

  3.	�auf Wildtiere mit Bolzen oder Pfeilen, Posten oder 
gehacktem Blei zu schießen,

  4.	�Schalenwild mit Munition, deren Inhaltsstoffe ein 
nachgewiesenes Risiko für eine Gefährdung der Ge-
sundheit von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
bei Verzehr des Wildbrets besitzen, zu erlegen, aus-
genommen ist der Fangschuss,

  5.	�mit Bleischrot die Jagd an und über Gewässern aus-
zuüben,

  6.	�mit Schrot in Vogelgruppen zu schießen, es sei denn, 
eine Verletzung von Vögeln durch Randschrote ist 
nach dem gewöhnlichen Geschehensablauf nicht zu 
erwarten,

  7.	a)  �auf Rehwild mit Büchsenpatronen zu schießen, 
deren Auftreffenergie auf 100 Meter (E 100) we-
niger als 1000 Joule beträgt; ausgenommen ist der 
Fangschuss,

b)	� auf alles übrige Schalenwild mit Büchsenpatro-
nen unter einem Kaliber von 6,5 mm zu schießen; 
im Kaliber 6,5 mm und darüber müssen die Büch-
senpatronen eine Auftreffenergie auf 100 Meter 
(E 100) von mindestens 2000 Joule haben; ausge-
nommen ist der Fangschuss,

c)	� auf Wildtiere mit halbautomatischen oder auto-
matischen Waffen, die mehr als zwei Patronen in 
das Magazin aufnehmen können, zu schießen,

d)	� auf Wildtiere mit Pistolen oder Revolvern zu 
schießen; ausgenommen ist die Abgabe von Fang-
schüssen, wenn die Mündungsenergie der Ge-
schosse mindestens 200 Joule beträgt, sowie die 
Bau- und Fallenjagd, wenn die Mündungsenergie 
der Geschosse mindestens 100 Joule beträgt, 

  8.	�die Bewegungsjagd bei Nacht oder, wenn Wildtiere 
durch besondere Umstände großflächig einer stark 
erhöhten Verletzungsgefahr ausgesetzt sind, auszu
üben,

  9.	�Schalenwild sowie Federwild zur Nachtzeit zu erle-
gen; als Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb Stun-
den nach Sonnenuntergang bis eineinhalb Stunden 
vor Sonnenaufgang; ausgenommen von dem Verbot 
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tionenüberprüfung, Verwendung und Registrierung der 
Fallen und über die Kontrolle des Falleneinsatzes.

§ 33

Fütterung, Kirrung

(1) Im Rahmen der Hegeverpflichtung nach § 3 Absatz 1 
Satz 2 haben die Inhaberinnen und Inhaber des Jagd-
rechts und die jagdausübungsberechtigten Personen die 
natürlichen Lebensgrundlagen der Wildtiere zu schüt-
zen, zu erhalten und gegebenenfalls zu verbessern, ins-
besondere durch Maßnahmen der Reviergestaltung und 
Äsungsverbesserung den Wildtieren eine natürliche 
Äsung zu sichern.

(2) Die Fütterung von Schalenwild, einschließlich der 
Fütterung zur Ablenkung, ist verboten. Abweichend von 
Satz 1 ist in Ausnahmefällen eine Fütterung durch 
jagdausübungsberechtigte Personen nach Maßgabe des 
Absatzes 3 zulässig, wenn die Fütterung der obersten 
Jagdbehörde angezeigt und eine Konzeption zur Fütte-
rung vorgelegt wird, welche die Anforderungen der 
Sätze 3 bis 8 beachtet. Die Konzeption muss wildtie-
rökologische Erkenntnisse beachten, sich insbesondere 
auf den Lebensraum des Schalenwildes beziehen und 
mindestens 2500 Hektar jagdbare Fläche umfassen. Sie 
muss die verfolgten Ziele, die zu verwendenden Futter-
mittel und Einrichtungen sowie den Umfang und die Art 
und Weise der Fütterung darstellen. Eine Fütterung ist 
nur zulässig, soweit sie aus den in § 31 Absatz 3 genann-
ten Gründen erforderlich ist. Zur Fütterung dürfen nur 
solche Futtermittel ausgebracht werden, die der natürli-
chen Nahrung des Schalenwildes entsprechen und artge-
recht sind. Ablenkfütterungen für Schwarzwild dürfen 
im Rahmen der Konzeption nur innerhalb des Waldes 
und mit einem Abstand von mehr als 300 Metern zum 
Waldrand betrieben werden. In dem Bereich bis zu ei-
nem Abstand von 300 Metern von der Grenze eines 
Jagdbezirks sind Fütterungen unzulässig, es sei denn, die 
in dem angrenzenden Jagdbezirk jagdausübungsberech-
tigte Person hat schriftlich zugestimmt.

(3) Nach Ablauf von drei Monaten nach Vorlage der Füt-
terungskonzeption und Anzeige der geplanten Fütterung 
durch die jagdausübungsberechtigten Personen darf die 
Fütterung auf Grundlage der Konzeption für die folgen-
den sechs Jahre durchgeführt werden, es sei denn, die 
oberste Jagdbehörde beanstandet, dass die Konzeption 
den Anforderungen nach Absatz 2 nicht entspricht. Im 
Umkreis von 300 Metern um zulässig betriebene Fütte-
rungen ruht die Jagd. 

(4) Wildenten, Wildgänse und Schwäne, die diesem Ge-
setz unterliegen, dürfen nur von jagdausübungsberech-
tigten Personen und nur dann gefüttert werden, wenn die 
untere Jagdbehörde wegen Futternot eine Fütterung an-
ordnet oder ihre Fütterung zur Ablenkung außerhalb der 
Jagdzeit und bis spätestens sechs Wochen vor Beginn der 
Jagdzeit stattfindet.

Wildtiere, aus Gründen des Tierschutzes, zu wissen-
schaftlichen Lehr- und Forschungszwecken oder bei Stö-
rung des biologischen Gleichgewichts. Unter den glei-
chen Voraussetzungen können die Verbote auch durch 
Einzelanordnung der obersten Jagdbehörde einge-
schränkt und Ausnahmen zugelassen werden. Einschrän-
kungen und Ausnahmen sind nur unter Beachtung der 
Vorgaben des § 9 zulässig.

(4) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Zuständigkeit für bestimmte Ein-
zelanordnungen nach Absatz 3 Satz 2 auf die oberen oder 
unteren Jagdbehörden zu übertragen.

(5) Die untere Jagdbehörde kann aus besonderen Grün-
den im Sinne des Absatzes 3 unter Beachtung der Vorga-
ben des § 9 Ausnahmen zulassen von den Verboten des 
Absatzes 1 Nummer 9.

§ 32

Ausübung der Fangjagd mit Fallen

(1) Bei der Verwendung von Fallen ist ein tierschutzge-
rechter Fang sicherzustellen und dafür Sorge zu tragen, 
dass Gefahren für Menschen und nicht bejagbare Tiere 
vermieden werden. Verwendet werden dürfen nur Fallen, 
deren Bauart zugelassen ist und die auf ihre zuverlässige 
Funktion überprüft sind.

(2) Lebendfangfallen müssen nach ihrer Bauart so be-
schaffen sein, dass sie einen unversehrten Fang gewähr-
leisten.

(3) Die Fangjagd mit Fallen, die töten, ist verboten. Un-
ter den Voraussetzungen des § 31 Absatz 3 kann die un-
tere Jagdbehörde ausnahmsweise Totfangfallen zulassen. 
Totfangfallen müssen nach ihrer Bauart sofortiges Töten 
gewährleisten und dürfen nur in geschlossenen Räumen, 
Fangbunkern oder Fanggärten mit geeigneter Verblen-
dung nach oben oder auf andere Weise so aufgestellt 
werden, dass von ihnen keine Gefährdung von Men-
schen, besonders geschützten Tieren oder Haustieren 
ausgeht.

(4) Für Eigentümerinnen, Eigentümer oder Nutzungsbe-
rechtigte von Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, ge-
nügt für eine im Rahmen des § 13 Absatz 4 erlaubte 
Fangjagd ein Fallensachkundenachweis. Dieser ist zu er-
teilen, wenn die volljährige Bewerberin oder der volljäh-
rige Bewerber an einem mindestens 20 Stunden umfas-
senden Fallenlehrgang einer auf Grund der Vorschriften 
der Jägerprüfungsordnung anerkannten ausbildenden 
Person oder der Jagdschule des Landesjagdverbandes 
teilgenommen hat. Die oberste Jagdbehörde wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere über die 
Erteilung von Sachkundenachweisen, insbesondere das 
Verfahren zu regeln.

(5) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Bauart bestimmter Fallen zuzulas-
sen sowie nähere Vorschriften zu erlassen über die Funk-
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nach Absatz 1 neu erstellt werden; sie sollen Maßnah-
men der Hege und des Wildtiermanagements, die das je-
weilige Gebiet betreffen, berücksichtigen und können 
solche Maßnahmen vorsehen. Sie können auch Aussagen 
über den Abschuss anderer Wildtiere enthalten.

(3) Kommt eine Zielvereinbarung nach Absatz 2 Satz 1 
nicht zustande, haben die Vertragsparteien dies der un
teren Jagdbehörde binnen einen Monats nach Beginn des 
Jagdjahres anzuzeigen. Die untere Jagdbehörde kann von 
den in Absatz 2 genannten Personen verlangen, ihr den 
Inhalt der Zielvereinbarung oder Zielsetzung mitzutei-
len.

(4) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Form und 
zum Inhalt der Zielvereinbarung und der Zielsetzung 
nach Absatz 2 zu treffen.

§ 35

Abschussplan und Streckenliste

(1) Für Rot-, Gams-, Sika-, Dam- und Muffelwild hat die 
untere Jagdbehörde einen Abschussplan festzusetzen, so-
weit hierfür keine Hegegemeinschaft nach § 47 Absatz 2 
oder 4 zuständig ist oder die oberste Jagdbehörde nach 
Absatz 8 Nummer 4 nichts anderes bestimmt. In begrün-
deten Ausnahmefällen kann die untere Jagdbehörde ab-
weichend von Satz 1 von der Festsetzung absehen. Be-
steht keine Zielvereinbarung oder Zielsetzung im Sinne 
des § 34 Absatz 2, kann sie einen Abschussplan für Reh-
wild festsetzen, soweit dies erforderlich ist, um eine den 
Vorgaben des § 34 Absatz 1 entsprechende Jagdaus-
übung sicherzustellen.

(2) Der Abschussplan legt den Abschuss für einen Zeit-
raum von ein bis drei Jahren, getrennt nach Wildtierarten 
und Geschlecht mit Ausnahme von Jungtieren im ersten 
Lebensjahr, beim Rotwild auch nach Altersstufen, fest.

(3) Die jagdausübungsberechtigten Personen haben für 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wildtierarten und bei 
Aufforderung durch die untere Jagdbehörde auch für 
Rehwild zum Ende des Abschussplanzeitraums nach Ab-
satz 2 bis zum 15. April einen Vorschlag für den Ab-
schussplan einzureichen. Bei Jagdverpachtung muss der 
Planvorschlag im Einvernehmen mit der verpachtenden 
Person erfolgen. 

(4) Die untere Jagdbehörde setzt den Abschussplan auf 
der Grundlage des § 34 Absatz 1 fest. Ist das Gebiet einer 
bestätigten Hegegemeinschaft betroffen, ist diese anzu-
hören. Ist ein Abschussplan für eine Wildtierart festge-
setzt, dürfen die von dem Plan erfassten Wildtiere nur 
auf Grund und im Rahmen des Plans erlegt werden.

(5) Die jagdausübungsberechtigte Person ist verpflichtet, 
den Abschussplan notfalls unter Hinzuziehung anderer 
Personen, welche die Jagd ausüben dürfen, zu erfüllen. 

(5) Das Anlocken von Wildtieren mit geringen Futter-
mengen zur Erleichterung der Bejagung (Kirrung) ist 
während der Jagdzeit erlaubt. Während der allgemeinen 
Schonzeit nach § 41 Absatz 2 ist die Kirrung auch auf 
den Flächen, auf denen die Jagdausübung auf Schwarz-
wild zulässig bleibt, unzulässig. In dem Bereich bis zu 
einem Abstand von 100 Metern von der Grenze eines 
Jagdbezirks sind Kirrungen und sonstige Maßnahmen 
zum Anlocken von Wildtieren unzulässig, es sei denn, 
die in dem angrenzenden Jagdbezirk jagdausübungsbe-
rechtigte Person hat den Maßnahmen schriftlich zuge-
stimmt. Die Kirrung von Schwarzwild ist nur im Wald 
zulässig.

(6) Die untere Jagdbehörde kann aus besonderen Grün-
den Ablenkungsfütterungen und Kirrungen zeitlich, 
räumlich und auf bestimmte Wildtierarten begrenzt un-
tersagen.

(7) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu treffen 

1.	�über die Anforderungen, die an eine Konzeption nach 
Absatz 2 zu stellen sind,

2.	�zur Verhinderung einer missbräuchlichen Wildfütte-
rung, Ablenkungsfütterung und Kirrung,

3.	�zu bestimmten Gebieten, in denen Ablenkungsfütte-
rungen und Kirrungen untersagt sind, wenn die Ge-
biete dadurch beeinträchtigt werden können,

4.	�über die zulässigen Futter- und Kirrmittel, Fütterungs- 
und Kirrungseinrichtungen sowie die Art und Weise 
des Ausbringens der Futter- und Kirrmittel.

§ 34

Abschussziele

(1) Der Abschuss der Wildtiere ist so zu regeln, dass er 
den Zielen des Gesetzes nach § 2 entspricht. Die unteren 
Forstbehörden erstellen in den staatlichen und kommu-
nalen Eigenjagdbezirken sowie in den gemeinschaft
lichen Jagdbezirken für die einzelnen Jagdreviere forst
liche Gutachten über den Einfluss des Wildverbisses auf 
die Erreichung waldbaulicher Ziele. Die Gutachten sol-
len Vorschläge zur Abschussplanung enthalten. Die übri-
gen betroffenen Fachbehörden bei den unteren Verwal-
tungsbehörden nehmen, soweit erforderlich, zur Errei-
chung der Ziele nach § 2 Stellung.

(2) Im Falle der Jagdpacht haben die Vertragsparteien 
eine Zielvereinbarung über den Abschuss von Rehwild 
im Pachtgebiet zu treffen. In den übrigen Fällen haben 
die Inhaberinnen oder Inhaber eines Eigenjagdbezirks 
sowie die Jagdgenossenschaften die Ziele hinsichtlich 
des Abschusses von Rehwild im jeweiligen Jagdbezirk 
festzusetzen (Zielsetzung). Zielvereinbarung und Ziel-
setzung müssen den Vorgaben des Absatzes 1 entspre-
chen und alle drei Jahre nach Vorliegen des Gutachtens 
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§ 36

Steuerung des Wildtierbestandes im Einzelfall

(1) Die untere Jagdbehörde kann anordnen, dass die 
jagdausübungsberechtigte Person, unabhängig von den 
Vorschriften zu Jagd- und Schonzeiten, innerhalb einer 
bestimmten Frist in bestimmtem Umfang den Wildtier-
bestand zu verringern oder einzelne Wildtiere zu erlegen 
hat, wenn dies mit Rücksicht auf überwiegende Gründe 
des öffentlichen Interesses, insbesondere auf die Interes-
sen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und die Be-
lange des Naturschutzes, der Landschaftspflege, zur Be-
kämpfung von Tierseuchen oder zur Abwehr von Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit notwendig ist.

(2) Die untere Jagdbehörde kann die Jagdausübung auf 
bestimmte Arten von Wildtieren in bestimmten Jagdbe-
zirken oder in bestimmten Revieren dauernd oder zeit-
weise gänzlich verbieten oder beschränken, soweit dies 
aufgrund der Bestandssituation der Arten erforderlich ist, 
um die Bedrohung des Bestandes zu verhindern. Weist 
der Wildtierbericht für Arten des Entwicklungsmanage-
ments auf ein Erfordernis nach Satz 1 hin, hat die untere 
Jagdbehörde die geeigneten Maßnahmen nach Satz 1 
treffen. 

(3) Soweit die in Absatz 1 oder 2 genannten Voraussetzun-
gen vorliegen, kann die untere Jagdbehörde im Einzelfall 
anordnen, dass die jagdausübungsberechtigte Person mit 
jagdlichen Mitteln an der Umsetzung revierübergreifender 
Konzepte, die den Zielen des § 5 Absatz 3 und 4 dienen, 
mitwirkt oder ihre Jagdausübung an derartigen Konzep-
ten ausrichtet, soweit dies erforderlich und der jagdaus-
übungsberechtigten Person zumutbar ist. Die untere 
Jagdbehörde kann dazu eine bestimmte Art und einen be-
stimmten Umfang der Jagdausübung vorschreiben.

(4) Kommt die jagdausübungsberechtigte Person einer 
Anordnung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht nach, kann 
die untere Jagdbehörde die Anordnung nach den Vor-
schriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes 
durchsetzen, insbesondere für Rechnung der jagdaus
übungsberechtigten Person den Wildtierbestand verrin-
gern lassen. Die erlegten Wildtiere sind gegen einen an-
gemessenen Aufwendungsersatz der jagdausübungsbe-
rechtigten Person zu überlassen.

§ 37

Aussetzen von Wildtieren

(1) Tiere der diesem Gesetz unterstellten Arten dürfen 
nur mit Genehmigung der obersten Jagdbehörde in der 
freien Natur ausgesetzt werden. Bei Arten, die dem 
Schutzmanagement unterliegen, bedarf die Genehmi-
gung des Einvernehmens der obersten Naturschutzbe-
hörde; Absatz 3 bleibt unberührt. Dem Aussetzen dürfen 
die in § 5 Absatz 3 und 4 genannten Ziele und Belange 
nicht entgegenstehen.

Die untere Jagdbehörde trifft die zur Erfüllung des Ab-
schussplans erforderlichen Anordnungen; § 36 Absatz 4 
findet entsprechende Anwendung.

(6) Die jagdausübungsberechtigte Person hat über er
legte und verendete Wildtiere mit Ausnahme der vor Be-
ginn ihrer Jagdzeit verendeten Jungtiere eine Liste (Stre-
ckenliste) zu führen, die der unteren Jagdbehörde auf 
Verlangen jederzeit, spätestens jährlich am Ende des 
Jagdjahres, zu übermitteln ist. Darüber hinaus kann die 
untere Jagdbehörde anordnen, ihr jeden Abschuss von 
Schalenwild, das einem Abschussplan unterliegt, zu mel-
den und das erlegte Stück oder Teile desselben vorzule-
gen.

(7) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 setzt eine Hege-
gemeinschaft nach § 47 Absatz 2 oder 4 den Abschuss-
plan für von ihr bewirtschaftete Wildtierarten anstelle 
der unteren Jagdbehörde fest und trifft die Anordnungen 
nach Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2.

(8) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung

1.	�nähere Bestimmungen über die Abschusspläne, die 
Überwachung ihrer Einhaltung und ihre zwangsweise 
Durchsetzung zu treffen,

2.	�nähere Bestimmungen über die fachlichen Anforde-
rungen und das Verfahren zur Erstellung der Gutach-
ten nach § 34 Absatz 1, die Erhebung und Verarbei-
tung von Daten über die Verhältnisse in den Jagdbezir-
ken, insbesondere über den Bestand der Wildtierarten, 
sowie über den Inhalt und die Übermittlung der Stre-
ckenliste zu treffen,

3.	�unter besonderer Berücksichtigung der Hegegrund
sätze nach § 5 Absatz 4 Rotwildgebiete auszuweisen, 
aufzuheben und für die Bejagung des Rotwildes be-
sondere Bestimmungen zu erlassen,

4.	�zu bestimmen, dass auf die in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Arten die Vorschriften des § 34 und des Absatzes 1 
Satz 3 für Rehwild Anwendung finden, wenn die Ziele 
des Gesetzes nicht entgegenstehen.

(9) In Abweichung von Absatz 4 Satz 3 kann die oberste 
Jagdbehörde für bestimmte Jagdbezirke

1.	zu wissenschaftlichen Zwecken,

2.	zu Forschungszwecken oder

3.	zur Durchführung von Pilotprojekten 

durch Einzelanordnung die jagdausübungsberechtigte 
Person von der Pflicht, Abschüsse von Schalenwild nur 
auf Grund und im Rahmen eines Abschussplans durch-
zuführen, entbinden. Die Ausnahme ist nur zulässig, 
wenn die jagdausübungsberechtigte Person und 

1.	�bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken die Jagdgenos-
senschaft,

2.	�bei Eigenjagdbezirken die Inhaberin oder der Inhaber 
des Eigenjagdbezirks

zugestimmt haben.
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§ 39

Wildfolge

(1) Ein krankgeschossenes, schwerkrankes oder aus sons
tigen Gründen schwer verletztes Wildtier, das in ein frem-
des Jagdrevier wechselt, darf verfolgt werden, um es vor 
vermeidbaren Schmerzen oder Leiden zu bewahren 
(Wildfolge), wenn die Wildfolge mit der jagdausübungs-
berechtigten Person dieses Jagdreviers schriftlich verein-
bart worden ist. Die Vereinbarung muss die Wildfolge 
zumindest nach Maßgabe des Absatzes 2 Nummer 1 bis 5 
erlauben.

(2) Wenn eine schriftliche Vereinbarung nach Absatz 1 
nicht besteht, darf die Wildfolge nach folgender Maß
gabe ausgeübt werden:

1.	�Wechselt ein krankgeschossenes, schwerkrankes oder 
aus sonstigen Gründen schwer verletztes Wildtier über 
die Grenze des Jagdreviers und ist es für einen  
sicheren Schuss erreichbar, ist es von der zur Jagdaus-
übung befugten Person von ihrem Jagdrevier aus zu 
erlegen und am Erlegungsort zu versorgen. Wildtiere 
sind auch zu versorgen, wenn sie in Sichtweite im 
Nachbarrevier verenden.

2.	�Wildtiere darf die zur Jagdausübung befugte Person 
sicherstellen, muss sie aber unverzüglich der Revier-
nachbarin oder dem Reviernachbarn abliefern.

3.	�Das Erlegen von Wildtieren im benachbarten Revier 
ist der dort jagdausübungsberechtigten Person oder 
deren Vertretung durch die das Wildtier erlegende Per-
son unverzüglich zu melden.

4.	�Wechselt ein krankgeschossenes, schwerkrankes oder 
aus sonstigen Gründen schwer verletztes Wildtier über 
die Grenze des Jagdreviers und ist es für einen  
sicheren Schuss nicht erreichbar, hat die zur Jagdaus-
übung befugte Person die Stelle des Überwechselns, 
gegebenenfalls den Anschuss nach Möglichkeit kennt-
lich zu machen. Die jagdausübungsberechtigte Person 
des Nachbarreviers oder deren Vertretungsperson ist 
unverzüglich zu benachrichtigen. Für die Nachsuche 
hat sich die zur Jagdausübung befugte Person oder 
eine mit den Vorgängen vertraute Person zur Verfü-
gung zu stellen. Kann nur durch sofortige Aufnahme 
oder Weiterführung der Nachsuche mit einem geeig-
neten Jagdhund ein krankgeschossenes, schwerkran-
kes oder aus sonstigen Gründen schwer verletztes 
Wildtier vor vermeidbaren Schmerzen oder Leiden be-
wahrt werden, darf die zur Jagdausübung befugte Per-
son Nachbarreviere für die Nachsuche mit geeigneten 
Jagdwaffen betreten, wenn sie die jeweiligen jagdaus-
übungsberechtigten Personen zuvor nicht oder nicht 
unverzüglich benachrichtigt hat. Nach Beendigung 
der Nachsuche sind letztere unverzüglich zu benach-
richtigen.

5.	�Zum Zwecke der Wildfolge dürfen anerkannte Nach-
suchegespanne ohne Zustimmung der jagdausübungs-

(2) Absatz 1 gilt nicht für eingefangene oder aufgezo
gene Wildtiere, die der Natur entnommen worden sind, 
um sie aufzuziehen, gesundzupflegen, tierärztlich oder 
wissenschaftlich zu untersuchen oder vor dem Verlust zu 
bewahren, und im Anschluss daran wieder freigelassen 
werden. Dasselbe gilt für die nach § 13 Absatz 4 gefan-
genen Wildtiere, sofern sie im Jagdbezirk der jeweiligen 
Gemeinde freigelassen werden.

(3) Absatz 1 gilt nicht für Fasanen und Rebhühner, die 
zur Bestandsstützung ausgesetzt werden. Diese Tiere 
dürfen im laufenden und folgenden Jagdjahr nicht erlegt 
werden.

§ 38

Verhindern vermeidbarer Schmerzen  
und Leiden der Wildtiere

(1) Die zur Jagdausübung befugten Personen sind ver-
pflichtet, den Wildtieren Schmerzen oder Leiden zu er-
sparen, die über das unvermeidbare Maß hinausgehen. 
Um krankgeschossene Wildtiere vor das unvermeidbare 
Maß übersteigenden Schmerzen oder Leiden zu bewah-
ren, sind diese unverzüglich zu erlegen; das gleiche gilt 
für schwerkranke oder auf andere Weise schwer verletzte 
Wildtiere, es sei denn, dass es genügt und möglich ist, sie 
zu fangen und zu versorgen. Erlegt die zur Jagdausübung 
befugte Person im Falle des Satzes 2 ein Wildtier der 
nach den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes 
streng geschützten Arten, hat sie das Wildtier an eines 
der Chemischen und Veterinäruntersuchungsämter Stutt-
gart, Karlsruhe oder Freiburg oder an das Staatliche 
Tierärztliche Untersuchungsamt Aulendorf – Diagnos
tikzentrum zur Untersuchung abzugeben und unter 
Vorlage des Untersuchungsbefundes der unteren Jagdbe-
hörde darzulegen, dass das Erlegen zur Verhinderung un
nötiger Schmerzen und Leiden erforderlich war; die un-
tere Jagdbehörde setzt die höhere Naturschutzbehörde 
über den Vorgang in Kenntnis.

(2) Die jagdausübungsberechtigte Person ist verpflichtet, 
für eine unverzügliche und fachgerechte Nachsuche 
krank geschossener, schwerkranker oder auf andere 
Weise schwer verletzter Wildtiere auch über die Grenze 
des Jagdbezirks hinaus zu sorgen.

(3) Bei Such- und Bewegungsjagden sowie bei jeglicher 
Bejagung von Federwild sind geeignete Jagdhunde mit-
zuführen und zur Nachsuche zu verwenden. Für sonstige 
Nachsuchen sind brauchbare Jagdhunde bereitzuhalten 
und einzusetzen, wenn es nach den Umständen erforder-
lich ist. Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu treffen über 
die Anforderungen, die nach Absatz 2 sowie Satz 1 und 2 
an die Eignung der Jagdhunde zu stellen sind, und die 
Ausbildung der Jagdhunde zur Wahrung der Belange des 
Tierschutzes zu regeln.
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wild im Wald bis zu einem Abstand von 200 Metern vom 
Waldaußenrand und in der offenen Landschaft sowie das 
Aufsuchen und Nachstellen im Rahmen der Ausbildung 
von Jagdhunden zulässig.

(3) In den Setz- und Brutzeiten dürfen bis zum Selbstän-
digwerden der Jungtiere die für die Aufzucht notwendigen 
Elterntiere, auch die von Wildtieren ohne Schonzeit, nicht 
bejagt werden. Die obere Jagdbehörde kann für bestimmte 
Arten von Wildtieren, die nicht dem Schutzmanagement 
unterliegen, aus besonderen Gründen, insbesondere bei 
Störung des biologischen Gleichgewichts oder bei schwe-
rer Schädigung der Landeskultur, oder in Einzelfällen zu 
wissenschaftlichen Lehr- und Forschungszwecken Aus-
nahmen unter Beachtung der Vorgaben des § 9 zulassen.

(4) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, unter Be-
achtung der Ziele und Maßgaben dieses Gesetzes sowie 
der in § 9 genannten Vorgaben durch Rechtsverordnung 
für die Arten von Wildtieren, die dem Nutzungs- oder 
Entwicklungsmanagement unterliegen, Jagd- und Schon-
zeiten im Sinne des Absatzes 1 zu bestimmen. Dabei 
kann es für verschiedene Gebiete oder Naturräume un-
terschiedliche Jagd- und Schonzeiten bestimmen.

(5) Die oberen Jagdbehörden werden ermächtigt, unter 
Beachtung der Ziele und Maßgaben dieses Gesetzes so-
wie der in § 9 genannten Vorgaben durch Rechtsverord-
nung 

1.	�für bestimmte Arten von Wildtieren, die dem Nut-
zungs- oder Entwicklungsmanagement unterliegen, 
aus besonderen Gründen, insbesondere aus Gründen 
der Tierseuchenbekämpfung und der Landeskultur, 
zur Vermeidung übermäßiger Wildschäden, zu wissen-
schaftlichen Lehr- und Forschungszwecken, bei Stö-
rung des biologischen Gleichgewichts oder der Wild-
hege, für bestimmte Gebiete die Schonzeiten abzukür-
zen oder aufzuheben oder besondere Jagdzeiten zu 
bestimmen,

2.	�Ausnahmen von dem Jagdverbot in den Setz- und 
Brutzeiten nach Absatz 3 Satz 1 unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 3 Satz 2 zu bestimmen.

(6) Die untere Jagdbehörde kann unter Beachtung der 
Vorgaben des § 9

1.	�für den Lebendfang von Wildtieren, deren Arten nicht 
dem Schutzmanagement unterliegen, in Einzelfällen 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 zulassen,

2.	�für bestimmte Gebiete oder für einzelne Jagdbezirke 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 5 Nummer 1 
im Einvernehmen mit der oberen Jagdbehörde auch 
durch Einzelanordnung die Schonzeiten mit Aus
nahme der Schonzeiten nach Absatz 2 abkürzen oder 
aufheben oder besondere Jagdzeiten bestimmen.

(7) Das Sammeln der Eier von Federwild und Ausneh-
men der Gelege ist verboten. Die zuständige Natur-
schutzbehörde entscheidet über Ausnahmen von Satz 1 
nach § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes.

berechtigten Personen des angrenzenden Reviers die 
Reviergrenzen unter Mitführung geeigneter Jagdwaf-
fen sowie in Begleitung einer weiteren zur Nachsuche 
ausgerüsteten Person, die Inhaberin eines Jagdscheins 
ist und ebenfalls geeignete Jagdwaffen führen darf, 
überschreiten, die Wildtiere erlegen und versorgen. 
Nach Beendigung der Nachsuche sind die jagdaus
übungsberechtigten Personen unverzüglich zu benach-
richtigen.

(3) Ein erlegtes Wildtier, das der Abschussplanung unter-
liegt, ist auf den Abschussplan derjenigen Person anzu-
rechnen, in deren Revier das Wildtier angeschossen 
wurde.

(4) Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, zur Sicher-
stellung einer ordnungsgemäßen und wirksamen Durch-
führung der Wildfolge durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen über die Anerkennung der Nachsuchege-
spanne und deren Voraussetzungen zu treffen.

(5) Das Überjagen von Hunden auf angrenzende Jagd
reviere ist von den jagdausübungsberechtigten Personen 
der angrenzenden Jagdreviere bei bis zu drei auf der
selben Grundfläche durchgeführten Bewegungsjagden 
im Jagdjahr zu dulden, wenn ihnen die Durchführung der 
Bewegungsjagd spätestens 48 Stunden vor Beginn ange-
kündigt wurde. Wenn es die jagdausübungsberechtigte 
Person des angrenzenden Jagdreviers verlangt, dürfen 
die auf der Bewegungsjagd eingesetzten Jagdhunde nur 
mit einem Mindestabstand von 200 Metern zur Revier-
grenze geschnallt werden. 

§ 40

Örtliche Verbote

An Orten, an denen die Jagdausübung nach den Umstän-
den des Einzelfalles die öffentliche Ruhe, Ordnung oder 
Sicherheit stören oder das Leben von Menschen gefähr-
den würde, darf die Jagd nicht ausgeübt werden.

Abschnitt 6

Sicherung der Nachhaltigkeit, Wildtierschutz

§ 41

Jagd- und Schonzeiten

(1) Die Jagd auf Wildtiere darf nur zu bestimmten Zeiten 
ausgeübt werden (Jagdzeiten). Außerhalb der Jagdzeiten 
sind Wildtiere mit der Jagd zu verschonen (Schonzeiten). 
Ist eine Jagdzeit für eine Wildtierart nicht bestimmt, ist 
die Art während des ganzen Jahres mit der Jagd zu ver-
schonen.

(2) In der Zeit vom 1. März bis 30. April sind sämtliche 
Wildtiere mit der Jagd zu verschonen (allgemeine Schon-
zeit). Abweichend von Satz 1 sind die Jagd auf Schwarz-
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in einem Umfeld von 250 Metern, gemessen vom Zu-
gangsbereich der Querungshilfe, untersagt. Davon nicht 
erfasst werden die in §§ 38 und 39 geregelten Rechte und 
Pflichten. Die untere Jagdbehörde kann abweichend von 
Satz 1 eine nach Art, Umfang und Dauer bestimmte 
Jagdausübung im Benehmen mit der höheren Natur-
schutzbehörde unter Beachtung der Vorgaben des § 9 zu-
lassen, soweit dies aus besonderen Gründen, insbeson-
dere aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung oder zur 
Vermeidung erheblicher land- und forstwirtschaftlicher 
Schäden, erforderlich ist.

§ 43

Beitrag zum Wildtiermonitoring

Die jagdausübungsberechtigte Person hat der unteren 
Jagdbehörde zum Ende jeden Jagdjahres über ihre Be
obachtungen zu Wildtieren und zu den Verhältnissen im 
jeweiligen Jagdrevier und Jagdjahr, insbesondere zu  
Bestand, Lebensraum und Zustand, zu berichten. Die 
Pflichten zum Monitoring nach dem Tiergesundheitsge-
setz und den darauf beruhenden Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, 
zum Zweck der fortlaufenden und systematischen Erfas-
sung, Beobachtung und Überwachung der Wildtiere, für 
Zwecke der Wildtierforschung und zu dem Zweck, die 
tatsächlichen Grundlagen für Maßnahmen des Wildtier-
managements zu ermitteln, in einer Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen über die nach Satz 1 anzugeben-
den Daten, deren Erhebung und Verarbeitung zu treffen.

§ 44

Wildtierbericht

(1) Die oberste Jagdbehörde erstellt alle drei Jahre und 
bei besonderer Veranlassung einen Wildtierbericht für 
Baden-Württemberg. Dabei werden wissenschaftliche 
Einrichtungen und andere betroffene Landesbehörden 
beteiligt. Die Aussagen des Wildtierberichts zu Wildtier-
arten, die nach den Vorschriften des Bundesnaturschutz-
gesetzes streng geschützt sind, trifft die oberste Jagdbe-
hörde im Einvernehmen mit der obersten Naturschutzbe-
hörde.

(2) Grundlage des Wildtierberichts sind die Ergebnisse 
der Wildtierforschung für Baden-Württemberg. Dazu 
zählen insbesondere wissenschaftliche Bestandserhebun-
gen, die Gutachten nach § 34 Absatz 1 und Streckenlisten 
nach § 35 Absatz 6, die Ergebnisse des Wildtiermoni
torings nach § 43 sowie die Berichte nach Artikel 17 der 
Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 12 der Richtlinie 
2009/147/EG.

(3) Der Wildtierbericht hat Aussagen zu treffen über

1.	�die Bestandssituation und Bestandsentwicklung der in 
Baden-Württemberg vorkommenden Arten der Wild-
tiere sowie die Ursachen für Bestandsveränderungen, 

§ 42

Wildruhegebiete, Gebiete mit besonderen  
Schutzanforderungen

(1) Gebiete, in denen ein besonderer Schutz der Wildtiere 
oder bestimmter Wildtierarten aus wissenschaftlichen 
oder hegerischen Gründen, wegen ihrer Bedeutung als 
Ruhe-, Fortpflanzungs- oder Nahrungsstätte oder ihrer 
Bedeutung für die Verbindung ihrer Lebensräume erfor-
derlich ist, können durch Rechtsverordnung der oberen 
Jagdbehörde im Benehmen mit der höheren Naturschutz-
behörde zu Wildruhegebieten erklärt werden.

(2) In der Rechtsverordnung sind der Schutzgegenstand, 
der wesentliche Schutzzweck und die dazu erforder
lichen Ge- und Verbote sowie Schutz- und Pflegemaß-
nahmen zu bestimmen. Sie kann auch Regelungen ent-
halten über notwendige Beschränkungen der Jagdaus
übung, der wirtschaftlichen Nutzung, des Gemeinge-
brauchs an oberirdischen Gewässern oder der Befugnis 
zum Betreten des Gebietes. Soweit eine hiernach ge
troffene Anordnung enteignende Wirkung hat, ist die be-
troffene Person in Geld angemessen zu entschädigen;  
die §§ 7 bis 16 des Landesenteignungsgesetzes gelten 
entsprechend.

(3) Vor Erlass der Rechtsverordnung sind die betroffenen 
Eigentümerinnen, Eigentümer und sonstigen Berechtig-
ten anzuhören. § 74 Absatz 1, 2 und 7 sowie § 35 Absatz 
2 des Naturschutzgesetzes sind entsprechend anzuwen-
den.

(4) Die untere Jagdbehörde kann durch Rechtsverord-
nung oder Einzelanordnung das Betreten von Teilen der 
offenen Landschaft und des Waldes

1.	�zum Schutz der den Wildtieren als Setz-, Brut- und 
Nistgelegenheiten dienenden Lebensbereiche,

2.	zur Durchführung zulässiger Fütterungsmaßnahmen

vorübergehend untersagen oder beschränken. Absatz 3 
gilt entsprechend.

(5) Die Jagdausübung in Schutzgebieten nach den Vor-
schriften des Naturschutzrechts und des Landeswald
gesetzes darf dem jeweiligen Schutzzweck nicht wider-
sprechen. Die für die Erklärung zum Schutzgebiet 
zuständige Behörde trifft für Naturschutzgebiete, Kern
zonen von Biosphärengebieten, flächenhafte Natur
denkmale und für Bann- und Schonwälder die dazu 
erforderlichen Regelungen im Rahmen der hierfür gel
tenden Vorschriften des Naturschutzrechts und des Lan
deswaldgesetzes im Benehmen mit der Jagdbehörde 
derselben Verwaltungsebene. Die Wahrnehmung des 
Jagdrechts ist zu gestatten, soweit der Schutzzweck nicht 
entgegensteht. Die Jagd und das Wildtiermanagement im 
Nationalpark Schwarzwald müssen den Vorschriften des 
Nationalparkgesetzes und den Vorgaben des National-
parkplans entsprechen.

(6) Bei Querungshilfen für Wildtiere, insbesondere Grün
brücken und Grünunterführungen, ist die Jagdausübung 
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§ 47

Hegegemeinschaften

(1) Die jagdausübungsberechtigten Personen, Inhaberin-
nen und Inhaber der Eigenjagdbezirke und Jagdgenos-
senschaften mehrerer zusammenhängender Jagdbezirke 
können sich auf privatrechtlicher Grundlage zusammen-
schließen, um Maßnahmen der Bejagung, der Hege und 
des Wildtiermanagements jagdbezirksübergreifend ab
zustimmen und nach einheitlichen Grundsätzen durch
zuführen (Hegegemeinschaft). Die untere Jagdbehörde 
wirkt auf die Bildung einer Hegegemeinschaft hin, wenn 
dies aus den in § 5 Absatz 3 und 4 genannten Gründen 
geboten ist. Entspricht eine Hegegemeinschaft nach ihrer 
räumlichen Abgrenzung den Erfordernissen der Hege, ist 
sie von der unteren Jagdbehörde auf Antrag zu bestäti-
gen. Die Hegegemeinschaft soll fachkundige Vertreterin-
nen und Vertreter betroffener Interessengruppen, Ver-
bände und Einrichtungen beteiligen.

(2) Eine oder mehrere Hegegemeinschaften im Sinne des 
Absatzes 1 bilden eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, wenn 

1.	�auf ihren Antrag hin die oberste Jagdbehörde feststellt, 
dass es aus den in § 5 Absatz 3 und 4 genannten Grün-
den, insbesondere zur großräumigen Bewirtschaf-
tung bestimmter wandernder Wildtierarten oder zum 
Schutz gefährdeter Wildtierarten, nach wildökologi-
schen und jagdfachlichen Erkenntnissen in dem Gebiet 
der Hegegemeinschaften erforderlich ist, Maßnahmen 
der Bejagung, der Hege und des Wildtiermanagements 
jagdbezirksübergreifend abzustimmen und in abge-
stimmter Weise durchzuführen, und

2.	�alle jagdausübungsberechtigten Personen, Inhaberin-
nen und Inhaber der Eigenjagdbezirke und die Jagdge-
nossenschaften des betroffenen Gebiets Mitglieder der 
antragstellenden Hegegemeinschaften sind.

Die Hegegemeinschaft übernimmt als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts die in der Feststellung nach Satz 1 
Nummer 1 durch die oberste Jagdbehörde bezeichneten 
Aufgaben.

(3) Soweit es im Einzelfall aus den in § 5 Absatz 3 und 4 
genannten Gründen, insbesondere zur großräumigen Be-
wirtschaftung bestimmter wandernder Wildtierarten oder 
zum Schutz gefährdeter Wildtierarten, nach wildökolo
gischen und jagdfachlichen Erkenntnissen in einem be-
stimmten Gebiet erforderlich ist, im Rahmen einer Hege-
gemeinschaft Maßnahmen der Bejagung, der Hege und 
des Wildtiermanagements jagdbezirksübergreifend ab
zustimmen und in abgestimmter Weise durchzuführen, 
kann die oberste Jagdbehörde die jagdausübungsberech-
tigten Personen, die Inhaberinnen und Inhaber der Eigen-
jagdbezirke und die Jagdgenossenschaften des Gebiets 
auffordern, innerhalb einer bestimmten Frist eine Hege-
gemeinschaft zu bilden. Die Aufforderung muss be-
stimmte Aufgaben der Hegegemeinschaft im Rahmen 

2.	den Lebensraum dieser Arten,

3.	�die Gebiete, in denen die Bestandssituation bestimm-
ter Arten von Wildtieren, die dem Entwicklungs
management unterliegen, eine Beschränkung der 
Jagdausübung oder eine Jagdruhe erfordert,

4.	�die in Baden-Württemberg auftretenden Konflikte mit 
Wildtieren.

(4) Der Wildtierbericht hat Empfehlungen darüber zu ent-
halten, ob diesem Gesetz weitere in Baden-Württemberg 
wild lebende Tierarten unterstellt, in welche Manage-
mentstufe nach § 7 die dem Gesetz unterliegenden Arten 
der Wildtiere zugeordnet und ob Tierarten aus dem An-
wendungsbereich des Gesetzes entlassen werden sollen. 
Er soll Empfehlungen zu Maßnahmen der Hege und des 
Wildtiermanagements im Sinne des § 5 enthalten.

(5) Die Zuständigkeiten für die europarechtlichen Be-
richtspflichten bleiben unberührt.

§ 45

Besondere Hegemaßnahmen

Die Inhaberinnen und Inhaber des Jagdrechts und die 
jagdausübungsberechtigten Personen sollen zur Er
reichung der Ziele des § 5 Absatz 4 in angemessenem 
Umfang besondere Hegemaßnahmen, die zugunsten von 
dem Entwicklungs- und Schutzmanagement zugeordne-
ten Wildtierarten erforderlich werden, ergreifen und sich 
an der Aufstellung und Umsetzung von revierübergrei-
fenden Konzepten zur Erreichung dieser Ziele beteiligen.

§ 46

Generalwildwegeplan

(1) Der Generalwildwegeplan stellt die Flächen und Kor-
ridore in Baden-Württemberg dar, die für die Vernetzung 
der Waldlebensräume der Wildtiere im Rahmen eines 
länderübergreifenden Biotopverbundes unter Berück
sichtigung der gegebenen Flächennutzung erforderlich 
sind. Der Generalwildwegeplan soll auf bestehende Bar-
rieren, die der Vernetzung der Lebensräume entgegenste-
hen oder diese erschweren, und auf Maßnahmen, welche 
die Vernetzung der Lebensräume fördern können, hin-
weisen.

(2) Die oberste Jagdbehörde erstellt den Generalwildwe-
geplan unter Beteiligung wissenschaftlicher Einrichtun-
gen alle zehn Jahre oder bei besonderer Veranlassung.  
§ 44 Absatz 2 gilt entsprechend. Der Generalwildwege-
plan ist zu begründen.

(3) Der Inhalt des Generalwildwegeplans ist von öffentli-
chen Stellen als Informations-, Planungs- und Abwä-
gungsgrundlage bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen sowie Entscheidungen über die Zulässigkeit 
raumbedeutsamer Maßnahmen im Rahmen der fachge-
setzlichen Abwägungssystematik zu berücksichtigen. 
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bedarf Umlagen von den Mitgliedern erheben. Die Umla-
gen können wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden.

§ 48

Wildtierschutz

(1) Die jagdausübungsberechtigten Personen können an-
erkannte Wildtierschützerinnen und Wildtierschützer be-
auftragen, in ihren Jagdrevieren die Befugnisse des § 49 
wahrzunehmen und Aufgaben im Rahmen der Hege und 
des Wildtiermanagements zu übernehmen. Die Wildtier-
schützerinnen und Wildtierschützer können in mehreren 
Jagdrevieren beauftragt werden. Anerkannte Wildtier-
schützerinnen und Wildtierschützer sind im Rahmen ih-
rer Beauftragung zur Jagdausübung in den jeweiligen 
Jagdrevieren befugt. Die Befugnis erlischt spätestens, 
sobald das Jagdausübungsrecht der beauftragenden Per-
son entfällt.

(2) Die untere Jagdbehörde erkennt eine Person auf An-
trag als Wildtierschützerin oder Wildtierschützer für ei-
nen bestimmten Jagdbezirk an, wenn auf sie ein gültiger 
Jagdschein ausgestellt ist, sie die fachliche und persön
liche Eignung besitzt und die jeweilige jagdausübungs-
berechtigte Person ihr Einverständnis erklärt. Die untere 
Jagdbehörde kann die Anerkennung widerrufen, wenn 
die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht mehr vorliegen 
oder die Wildtierschützerin oder der Wildtierschützer 
dies beantragt.

(3) Die unteren Jagdbehörden sollen mit anerkannten 
Wildtierschützerinnen und Wildtierschützern in deren 
Aufgabenbereich zusammenarbeiten. In diesem Rahmen 
können die anerkannten Wildtierschützer den öffentlichen 
Stellen und privaten Personen insbesondere bei Fragen 
der Hege und Habitatgestaltung, des Wildtiermonitorings, 
der Jagd in Schutzgebieten in Abstimmung mit der für die 
Erklärung zum Schutzgebiet zuständigen Behörde, des 
Umgangs mit Wildtieren im Siedlungsraum und bei Un-
fällen mit Wildtieren als Ansprechpartner dienen.

§ 49

Schutz der Wildtiere vor Hunden und Hauskatzen

(1) Die jagdausübungsberechtigte Person und anerkannte 
Wildtierschützerinnen und Wildtierschützer dürfen in ih-
rem Jagdbezirk Hunde, die erkennbar Wildtieren nach-
stellen und diese gefährden, mit schriftlicher Genehmi-
gung der Ortspolizeibehörde im Einzelfall töten, wenn

1.	�das Einwirken auf ermittelbare Halterinnen und Halter 
sowie Begleitpersonen erfolglos war und 

2.	�andere mildere und zumutbare Maßnahmen des Wild-
tierschutzes, insbesondere das Einfangen des Hundes, 
nicht erfolgsversprechend sind.

Das Recht nach Satz 1 umfasst nicht die Tötung von 
Blinden-, Hirten-, Jagd-, Polizei- und Rettungshunden, 
die als solche kenntlich sind.

des Satzes 1 für das betroffene Gebiet bezeichnen und 
auf die Rechtsfolge des Absatzes 4 hinweisen.

(4) Wird die Aufforderung nach Absatz 3 innerhalb der 
Frist nicht befolgt, bilden fortan alle jagdausübungs
berechtigten Personen, Inhaberinnen und Inhaber der Ei-
genjagdbezirke und Jagdgenossenschaften des betroffe-
nen Gebiets kraft Gesetzes eine Hegegemeinschaft als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit den in der Auf-
forderung bezeichneten Aufgaben. Dies gilt auch, wenn 
die Aufforderung befolgt wird und die oberste Jagdbe-
hörde den Adressaten der Aufforderung gegenüber nach 
Ablauf einer diesen gesetzten Frist feststellt, dass die ge-
bildete Hegegemeinschaft die bezeichneten Aufgaben 
nicht erfüllt. 

(5) Aufgaben der Hegegemeinschaft nach Absatz 2 oder 4 
können insbesondere sein

1.	�die jagdbezirksübergreifende Abstimmung von Hege-
maßnahmen zur Gestaltung des Lebensraumes von 
Wildtieren, auch im Zusammenwirken mit anderen 
Personen und Einrichtungen im Bereich der Land-
schaftspflege,

2.	�die Festsetzung und Durchsetzung der Abschusspläne 
für bestimmte von der Hegegemeinschaft zu bewirt-
schaftende Arten von Wildtieren,

3.	�die jagdbezirksübergreifende Steuerung des Abschus-
ses, insbesondere zur Anpassung der Wildtierbestände 
an den Lebensraum unter Beachtung land- und forst-
wirtschaftlicher Erfordernisse, und die Kontrolle der 
Abschussregelungen,

4.	�die Entwicklung und Durchführung von jagdbezirks
übergreifenden Konzepten im Rahmen des Wildtier
managements, insbesondere zum Schutz bestimmter 
Wildtierarten und zur Vermeidung übermäßiger Wild-
schäden,

5.	die Vereinbarung von Wildfolgeregelungen.

(6) Eine Hegegemeinschaft nach Absatz 2 oder 4 steht 
unter der Aufsicht der unteren Jagdbehörde. Der Auf-
sichtsbehörde stehen die gleichen Befugnisse zu, wie sie 
den Rechtsaufsichtbehörden gegenüber den Gemeinden 
nach Maßgabe der Vorschriften der Gemeindeordnung 
zustehen.

(7) Eine Hegegemeinschaft nach Absatz 2 oder 4 hat sich 
eine Satzung zu geben, die der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde bedarf. Stellt die Hegegemeinschaft inner-
halb einer von der Aufsichtsbehörde bestimmten Frist 
keine Satzung auf, die den Vorschriften dieses Gesetzes 
oder aufgrund dieses Gesetzes entspricht, erlässt die Auf-
sichtsbehörde die Satzung und macht sie auf Kosten der 
Hegegemeinschaft bekannt. Die Satzung hat insbeson-
dere Regelungen zu treffen über die Beschlussfassung, 
Stimmengewichtung, Organe und Umlagen der Hegege-
meinschaft.

(8) Eine Hegegemeinschaft nach Absatz 2 oder 4 kann für 
ihren durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanz-
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holung auf das Betreten von Straßen und Wegen be-
schränkt und Hunde dabei an der Leine zu führen sind. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnun-
gen nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. Die 
Notzeit und die Anordnungen nach Satz 1 sind öffentlich 
bekanntzugeben. Während der Notzeit ruht die Jagd in 
den von der Anordnung nach Satz 1 erfassten Gebieten.

(4) Notzeit im Sinne des Gesetzes ist der Zeitraum, in 
dem besondere Umweltbedingungen zu einer schwer-
wiegenden Beeinträchtigung des Energiehaushaltes der 
Wildtiere führen und eine besondere Ruhe und Schonung 
der Wildtiere erfordern.

(5) Soweit dies zur Verringerung der Beunruhigung von 
Wildtieren erforderlich ist, kann die untere Jagdbehörde für 
den Zeitraum der allgemeinen Schonzeit (§ 41 Absatz 2) 
durch Allgemeinverfügung für bestimmte Gebiete anord-
nen, dass beim Betreten des Waldes zum Zwecke der Er-
holung Hunde an der Leine zu führen sind.

Abschnitt 7

Wild- und Jagdschaden

§ 52

Fernhalten der Wildtiere

(1) Die jagdausübungsberechtigte Person sowie die Ei-
gentümerin oder der Eigentümer oder die nutzungs
berechtigte Person eines Grundstücks sind berechtigt, 
Wildtiere von den Grundstücken fernzuhalten oder zu 
verscheuchen, soweit dies zur Verhütung von Wildschä-
den erforderlich ist. Die Eigentümerin oder der Eigen
tümer und die nutzungsberechtigte Person eines Grund-
stücks haben nach Satz 1 erforderliche, vorübergehend 
vorgesehene Einrichtungen zur Fernhaltung von Wildtie-
ren in zumutbarem Umfang zu dulden, soweit sie nach 
sonstigen Vorschriften zulässig sind.

(2) Die jagdausübungsberechtigte Person darf bei Maß-
nahmen im Sinne des Absatzes 1 die Grundstücke nicht 
beschädigen, die Eigentümerin oder der Eigentümer oder 
die nutzungsberechtigte Person darf die Wildtiere weder 
gefährden noch verletzen.

§ 53

Schadensersatzpflicht bei Wildschaden

(1) Wird ein Grundstück, das zu einem gemeinschaft
lichen Jagdbezirk gehört oder einem gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk angegliedert ist, durch Schalenwild oder 
Wildkaninchen beschädigt, so hat die Jagdgenossenschaft 
der geschädigten Person den Wildschaden zu ersetzen. 
Der aus dem Vermögen der Jagdgenossenschaft geleistete 
Ersatz ist von den einzelnen Mitgliedern der Jagdgenos-
senschaft nach dem Verhältnis des Flächeninhalts ihrer 
beteiligten Grundstücke zu tragen. Hat bei einer Jagdver-
pachtung die pachtende Person den Ersatz des Wildscha-

(2) Die jagdausübungsberechtigte Person und anerkannte 
Wildtierschützerinnen und Wildtierschützer dürfen in ih-
rem Jagdbezirk streunende Hauskatzen mit Genehmi-
gung der unteren Jagdbehörde in Wildruhegebieten nach 
§ 42 und mit Genehmigung der zuständigen Natur-
schutzbehörde in Schutzgebieten nach den Vorschriften 
des Naturschutzrechts im Einzelfall töten, sofern der 
Schutzzweck es erfordert und andere mildere und zumut-
bare Maßnahmen nicht erfolgversprechend sind. 

(3) Lebend gefangene Hunde und Katzen sind als Fund-
sachen zu behandeln.

§ 50

Bekämpfung von Tierseuchen bei Wildtieren

(1) Tritt eine nach den Vorschriften des Tiergesundheits-
rechts anzeigepflichtige Tierseuche bei Wildtieren auf 
oder treten Erscheinungen auf, die den Ausbruch einer 
solchen Tierseuche befürchten lassen, so haben die 
jagdausübungsberechtigten Personen und die zur Jagd
ausübung befugten Personen dies unverzüglich der nach 
Tiergesundheitsrecht zuständigen Behörde anzuzeigen. 
Die untere Jagdbehörde wirkt bei den zur Bekämpfung 
der Seuche erforderlichen Maßnahmen der zuständigen 
Behörden mit.

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, haben die 
jagdausübungsberechtigten Personen und solche Perso-
nen, die zur Jagdausübung befugt sind, ohne Jagdaus-
übungsberechtigte zu sein, unverzüglich die erlegten 
oder verendet aufgefundenen Wildtiere, bei denen sich 
Erscheinungen zeigen, die den Ausbruch einer anzeige-
pflichtigen Tierseuche befürchten lassen, oder Teile der-
selben der Untersuchung zur Abklärung der Krankheits-
ursache zuzuführen.

§ 51

Verringerung der Störung und Beunruhigung  
von Wildtieren

(1) Es ist verboten, Wildtiere unbefugt an ihren Zu-
flucht-, Nist-, Brut- oder Einständen durch Aufsuchen, 
Fotografieren, Filmen oder sonstige Handlungen zu stö-
ren. Das Verbot steht einer ordnungsgemäßen Ausübung 
der Land- und Forstwirtschaft, der Jagd und Fischerei 
nicht entgegen.

(2) Die untere Jagdbehörde kann in Einzelfällen zu wis-
senschaftlichen Lehr- und Forschungszwecken für be-
stimmte Arten von Wildtieren Ausnahmen von dem Ver-
bot nach Absatz 1 unter Beachtung der Vorgaben des § 9 
zulassen.

(3) Soweit dies zur Verringerung der Beunruhigung von 
Wildtieren erforderlich ist, kann die untere Jagdbehörde 
in Notzeiten für bestimmte Gebiete durch Allgemeinver-
fügung anordnen, dass sich das Recht zum Betreten des 
Waldes und der offenen Landschaft zum Zwecke der Er-
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Wildschäden unternommen hat. § 55 Absatz 1 dieses Ge-
setzes und § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleiben 
unberührt.

§ 55

Schutzvorrichtungen gegen Wildschaden

(1) Ein Anspruch auf Ersatz von Wildschaden ist nicht 
gegeben, wenn die geschädigte Person die zur Abwehr 
von Wildschaden getroffenen Maßnahmen verhindert 
oder unwirksam macht.

(2) Gärten, Obstgärten, Baumschulen, Alleen, einzeln 
stehende Bäume sowie Forstkulturen anderer als der im 
Jagdbezirk vorkommenden Hauptholzarten und Frei-
landpflanzungen von Garten- oder hochwertigen Han-
delsgewächsen gelten als Sonderkulturen im Sinne die-
ses Gesetzes. Wildschaden, der an Sonderkulturen 
entsteht, wird nicht ersetzt, wenn die Herstellung übli-
cher Schutzvorrichtungen unterblieben ist, die unter ge-
wöhnlichen Umständen zur Abwendung des Schadens 
ausreichen. Hauptholzarten sind diejenigen Baumarten, 
die im jeweiligen Jagdbezirk einen Flächenanteil von 
mindestens fünf vom Hundert im Ausgangsbestand auf-
weisen, es sei denn, es ist vertraglich etwas anderes be-
stimmt.

(3) Streuobstwiesen, die wie Grünland genutzt werden 
und auf denen regelmäßig weniger als 150 Obstbäume je 
Hektar stehen, sind keine Sonderkulturen im Sinne des 
Gesetzes. Nicht ersatzpflichtig sind Wühlschäden an 
Streuobstwiesen, wenn zum Schadenszeitpunkt das Fall-
obst nicht fachgerecht abgeerntet ist. 

(4) Wildschäden an Weinbergen sind zu ersetzen, auch 
wenn Schutzvorrichtungen zur Abwendung des Scha-
dens nicht errichtet sind. 

§ 56

Schadensersatzpflicht bei Jagdschaden

(1) Wer die Jagd ausübt, hat dabei die berechtigten In
teressen der Eigentümerinnen, Eigentümer und Nut
zungsberechtigten von Grundstücken zu beachten, insbe
sondere besäte Felder und nicht abgemähte Wiesen 
möglichst zu schonen. Die Ausübung der Treibjagd auf 
Feldern, die mit reifender Halm- oder Samenfrucht oder 
mit Tabak bestanden sind, ist verboten; die Such- und 
sonstige Bewegungsjagd ist nur insoweit zulässig, als sie  
ohne Schaden für die reifenden Früchte durchgeführt 
werden kann.

(2) Die jagdausübungsberechtigte Person haftet der Ei-
gentümerin oder dem Eigentümer oder der nutzungsbe-
rechtigten Person eines Grundstücks für jeden aus miss
bräuchlicher Jagdausübung entstehenden Schaden; sie 
haftet auch für den Jagdschaden, der von einer ihrer 
Wildtierschützerinnen, einem ihrer Wildtierschützer oder 
einem ihrer Jagdgäste verursacht wird.

dens ganz oder teilweise übernommen, so trifft die Er-
satzpflicht die pachtende Person. Die Ersatzpflicht der 
Jagdgenossenschaft bleibt bestehen, soweit die geschä-
digte Person Ersatz von der pachtenden Person nicht er-
langen kann. Die Ansprüche der Jagdgenossenschaft ge-
gen ihre Mitglieder werden nach § 15 Absatz 6 Satz 2 
beigetrieben.

(2) Wildschaden durch Schalenwild oder Wildkaninchen 
an Grundstücken, die einem Eigenjagdbezirk angeglie-
dert sind, hat die Eigentümerin oder der Eigentümer oder 
die nutznießende Person des Eigenjagdbezirks zu erset-
zen. Bei Jagdverpachtung haftet die pachtende Person, 
wenn diese sich im Jagdpachtvertrag zum Ersatz des 
Wildschadens verpflichtet hat. In diesem Falle haftet die 
Eigentümerin oder der Eigentümer oder die nutznie-
ßende Person nur, soweit die geschädigte Person Ersatz 
von der pachtenden Person nicht erlangen kann.

(3) Bei Grundstücken, die zu einem Eigenjagdbezirk gehö-
ren, richtet sich, abgesehen von den Fällen des Absatzes 2, 
die Verpflichtung zum Ersatz von Wildschaden nach dem 
zwischen der geschädigten Person und der jagdausübungs-
berechtigten Person bestehenden Rechtsverhältnis. Sofern 
nichts anderes bestimmt ist, ist die jagdausübungsberech
tigte Person ersatzpflichtig, wenn sie durch unzulängli-
chen Abschuss den Schaden verschuldet hat.

(4) Wird durch ein aus einem Gehege ausgetretenes und 
dort gehegtes Stück Schalenwild Wildschaden angerich-
tet, so ist ausschließlich die Person zum Ersatz verpflich-
tet, der die Aufsicht über das Gehege obliegt.

(5) Wildschaden an Grundstücken, auf denen die Jagd 
nicht ausgeübt werden darf, wird nicht erstattet. Diese 
Grundstücke bleiben bei der Berechnung der anteiligen 
Ersatzleistung für den Wildschaden an anderen Grund-
stücken gemäß Absatz 1 Satz 2 außer Ansatz, soweit kein 
Fall des § 14 Absatz 6 vorliegt. 

§ 54

Umfang der Ersatzpflicht bei Wildschaden

(1) Nach § 53 ist auch der Wildschaden zu ersetzen, der 
an den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeug-
nissen eines Grundstücks eintritt.

(2) Werden Bodenerzeugnisse, deren voller Wert sich 
erst zur Zeit der Ernte bemessen lässt, vor diesem Zeit-
punkt durch Wildtiere beschädigt, so ist der Wildschaden 
in dem Umfang zu ersetzen, wie er sich zur Zeit der 
Ernte darstellt. Bei der Feststellung der Schadenshöhe ist 
jedoch zu berücksichtigen, ob der Schaden nach den 
Grundsätzen einer ordentlichen Wirtschaft durch Wie-
deranbau im gleichen Wirtschaftsjahr ausgeglichen wer-
den kann.

(3) Wildschaden an Maiskulturen ist den geschädigten 
Personen nur zu 80 vom Hundert zu ersetzen, es sei denn, 
die geschädigte Person weist nach, dass sie die üblichen 
und allgemein zumutbaren Maßnahmen zur Abwehr von 
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ständig. Abweichend von Satz 1 ist auf dem Gebiet des 
Nationalparks Schwarzwald (§ 2 NLPG) die National-
parkverwaltung gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
NLPG obere Jagdbehörde.

(3) Untere Jagdbehörden sind die Landratsämter und in 
den Stadtkreisen die Gemeinden als untere Verwaltungs-
behörden; abweichend hiervon ist auf dem Gebiet des 
Nationalparks Schwarzwald (§ 2 NLPG) die National-
parkverwaltung gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
NLPG untere Jagdbehörde. 

§ 59

Landesbeirat Jagd und Wildtiermanagement

(1) Zur Beratung der obersten Jagdbehörde wird ein Bei-
rat gebildet.

(2) Der Beirat besteht aus fünf Vertreterinnen oder Ver-
tretern aus dem Kreis der anerkannten Vereinigungen der 
Jägerinnen und Jäger, je drei Vertreterinnen oder Vertre-
tern der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft sowie aus 
dem Kreis der anerkannten Naturschutzverbände mit 
Ausnahme der Vereinigungen der Jägerinnen und Jäger, 
je zwei Vertreterinnen oder Vertretern aus dem Kreis der 
Jagdgenossenschaften, der Gemeinden, der Tierschutz-
verbände, einer Vertreterin oder einem Vertreter der Ve-
terinärverwaltung sowie je einer Vertreterin oder einem 
Vertreter der im Landtag vertretenen Fraktionen. Vorsit-
zendes Mitglied des Beirats ist die Ministerin oder der 
Minister der obersten Jagdbehörde oder die zu ihrer oder 
seiner Vertretung bestimmte Person. Die oberste Jagdbe-
hörde beruft die Mitglieder des Beirats auf Vorschlag der 
jeweiligen Fachverbände. Solange ein Fachverband nicht 
besteht oder wenn kein Vorschlag eingeht, werden die 
Mitglieder von der obersten Jagdbehörde in entsprechen
der Zusammensetzung ausgewählt. Für jedes Mitglied ist 
ein stellvertretendes Mitglied zu bestimmen. Der Vor-
schlag der Fachverbände und die Berufung der Mitglie-
der sowie der stellvertretenden Mitglieder sollen Frauen 
zur Hälfte berücksichtigen.

(3) Der Beirat ist in allen Fragen von grundsätzlicher und 
allgemeiner Bedeutung sowie in allen wichtigen Einzel-
fragen zu hören. Er ist ferner einzuberufen, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder dies beantragt.

(4) Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich tätig; 
sie werden auf die Dauer von sechs Jahren berufen. Ab-
berufung aus wichtigem Grund ist zulässig. Den Auf-
wand, der ihnen bei der Ausübung ihrer Aufgaben ent-
steht, trägt das Land.

§ 60

Beirat bei der unteren Jagdbehörde

(1) Bei der unteren Jagdbehörde mit Ausnahme der Nati-
onalparkverwaltung des Nationalparks Schwarzwald 
wird ein Beirat eingerichtet. Dem Beirat sollen fünf Ver-

§ 57

Geltendmachung des Schadens

(1) Der Anspruch auf Ersatz von Wild- oder Jagdschaden 
erlischt, wenn die geschädigte Person den Schadensfall 
nicht binnen einer Woche, nachdem sie von dem Scha-
den Kenntnis erhalten hat oder bei Beachtung gehöriger 
Sorgfalt erhalten hätte, bei der Gemeinde, auf deren Ge-
markung das beschädigte Grundstück liegt, anmeldet. 
Bei Schaden an forstwirtschaftlich genutzten Grundstü-
cken genügt es, wenn der Schaden einmal jährlich bis 
zum 15. Mai angemeldet wird. Die Anmeldung soll die 
als ersatzpflichtig in Anspruch genommene Person be-
zeichnen und den geltend gemachten Schaden beziffern.

(2) Die Gemeinde bescheinigt der geschädigten Person 
die Anmeldung des Wild- oder Jagdschadens. Sie gibt 
die Anmeldung unverzüglich der als ersatzpflichtig in 
Anspruch genommenen Person bekannt.

(3) Nach Ausstellung der Bescheinigung über die An-
meldung des Wild- oder Jagdschadens weist die Ge-
meinde die geschädigte Person und die als ersatzpflichtig 
in Anspruch genommene Person auf die von den unteren 
Jagdbehörden nach Absatz 4 anerkannten Wildschadens-
schätzerinnen und Wildschadensschätzer hin.

(4) Die unteren Jagdbehörden erkennen Personen auf de-
ren Antrag als Wildschadensschätzerinnen oder Wild-
schadensschätzer auf die Dauer von fünf Jahren an, wenn 
diese geeignet und befähigt sind, zum Zweck der gütli-
chen außergerichtlichen Einigung Wild- und Jagdschä-
den zu schätzen, hierzu Ortstermine durchzuführen und 
auf eine gütliche Einigung hinzuwirken. Die oberste 
Jagdbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen über das Verfahren in Wild- und 
Jagdschadenssachen und zum Zwecke der Förderung  
einer außergerichtlichen gütlichen Einigung in Wild- und 
Jagdschadenssachen nähere Bestimmungen über die An-
forderungen an Personen zu treffen, welche die unteren 
Jagdbehörden als Wildschadensschätzerinnen oder Wild-
schadensschätzer anerkennen. 

Abschnitt 8

Verwaltungsbehörden, Beiräte

§ 58

Jagdbehörden

(1) Oberste Jagdbehörde ist das Ministerium für Länd
lichen Raum und Verbraucherschutz. Es ordnet und be-
aufsichtigt das gesamte Jagdwesen und Wildtiermanage-
ment nach den gesetzlichen Vorschriften.

(2) Obere Jagdbehörde ist das zuständige Regierungsprä-
sidium. Die obere Jagdbehörde beaufsichtigt die unteren 
Jagdbehörden und ist für die ihr nach diesem Gesetz und 
auf Grund dieses Gesetzes zugewiesenen Aufgaben zu-
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nen Personen zu vermitteln und den Austausch der 
Interessen und Kenntnisse zu fördern,

4.	�Maßnahmen im Bereich des Wildtiermonitorings zu 
unterstützen und zu koordinieren,

5.	�die Verbreitung wildtierökologischer Kenntnisse zu 
fördern.

In arten- und naturschutzfachlichen und -rechtlichen Fra-
gen verbleibt es bei der Zuständigkeit der Naturschutz-
behörden.

(2) Die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-
Württemberg, die Wildforschungsstelle Baden-Württem-
berg und die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und 
Naturschutz Baden-Württemberg erstellen im Hinblick 
auf die Aufgaben nach Absatz 1 ein Fortbildungs- und 
Informationsangebot und fördern den Wissensaustausch 
der für die Fachberatung zuständigen Personen.

§ 62

Sachliche Zuständigkeit, Anordnungen im Einzelfall

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist die untere 
Jagdbehörde zuständige Behörde im Sinne des Bundes-
jagdgesetzes.

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, können die unte-
ren Jagdbehörden im Einzelfall die Anordnungen treffen, 
die zur Beseitigung festgestellter oder zur Verhinderung 
künftiger Verstöße gegen dieses Gesetz oder die auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
erforderlich sind.

(3) Die untere Jagdbehörde kann

1.	�bei längerer Erkrankung oder sonstiger längerer Ver-
hinderung der jagdausübungsberechtigten Person oder

2.	im Falle eines Verbots der Jagdausübung (§ 69),

die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung des Jagdrechts 
erforderlichen Maßnahmen auf Kosten der jagdaus
übungsberechtigten Person treffen.

§ 63

Örtliche Zuständigkeit

Soweit im Bundesjagdgesetz zum Recht der Jagdscheine, 
in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes nichts 
anderes bestimmt ist, ist die Jagdbehörde in allen Ange-
legenheiten örtlich zuständig, die sich auf Jagdbezirke 
ihres Gebietes beziehen. Erstreckt sich ein Jagdbezirk 
oder das Gebiet einer Hegegemeinschaft auf das Gebiet 
mehrerer Jagdbehörden, so ist die Jagdbehörde zustän-
dig, in deren Gebiet der der Fläche nach größte Teil des 
Jagdbezirks oder der Hegegemeinschaft liegt. In Zwei-
felsfällen bestimmt die nächsthöhere gemeinsame Jagd-
behörde auf Antrag einer der beteiligten Jagdbehörden 
oder eines sonstigen Beteiligten die örtlich zuständige 
Jagdbehörde.

treterinnen oder Vertreter der Jägerinnen und Jäger, je 
eine Vertreterin oder ein Vertreter der Jagdgenossen-
schaften, der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft, der 
Gemeinden im Zuständigkeitsgebiet der unteren Jagdbe-
hörde, der unteren Naturschutzbehörde sowie der unte-
ren Veterinärbehörde angehören. Bestehen auf dem Ge-
biet, für das die untere Jagdbehörde zuständig ist, 
Hegegemeinschaften nach § 47 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 
oder 4, soll dem Beirat ein Vertreter je Hegegemeinschaft 
angehören. 

(2) Vorsitzendes Mitglied des Beirats ist die Leiterin oder 
der Leiter der unteren Verwaltungsbehörde oder die sie 
oder ihn vertretende Person. Die untere Jagdbehörde re-
gelt das Verfahren zur Bestellung und Abberufung der 
Mitglieder des Beirats sowie das Verfahren zu seiner Be-
teiligung nach Absatz 3. Die Vorschriften des § 59 Ab-
satz 2 Satz 3 bis 6 sowie Absatz 4 Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend.

(3) Der Beirat soll die untere Jagdbehörde in jagdlichen 
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung beraten. Grund
sätzliche Bedeutung haben insbesondere 

1.	Maßnahmen nach § 51 Absatz 3,

2.	Grundsätze der Abschussplanung,

3.	die Ausweisung von Wildruhegebieten nach § 42,

4.	�die Einrichtung von Hegegemeinschaften nach § 47 
durch die oberste Jagdbehörde.

§ 61

Fachberatung

(1) Die unteren Jagdbehörden mit Ausnahme der Natio-
nalparkverwaltung sollen ein Angebot für eine fachkun-
dige Beratung und Unterstützung im Umgang mit Wild-
tieren und in Fragen des Wildtiermanagements bereithal-
ten. Die bei der unteren Jagdbehörde für die Fachbera-
tung zuständigen Personen (Wildtierbeauftragte) sollen 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche berufliche 
Qualifikation und eine im Bereich des Jagdwesens, des 
Wildtiermanagements und des Naturschutzes angemes
sene Sachkunde besitzen sowie die Voraussetzungen für 
die Erteilung eines Jagdscheins nach § 15 Absatz 5 Satz 1 
des Bundesjagdgesetzes erfüllen. Aufgabe der Fachbera-
tung kann es insbesondere sein,

1.	�öffentliche Stellen, insbesondere Gemeinden sowie 
Hegegemeinschaften, private Personen und die Öf-
fentlichkeit in Fragen des Umgangs mit Wildtieren zu 
informieren und zu beraten sowie beim Umgang mit 
Wildtieren zu unterstützen,

2.	�die Aufstellung abgestimmter Konzepte sowie deren 
Umsetzung, insbesondere im Bereich der Bejagung, 
zu koordinieren und zu betreuen,

3.	�Kontakte zwischen den im Bereich des Wildtierma-
nagements tätigen oder von diesem Bereich betroffe-
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Abschnitt 9

Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 66

Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-
strafe wird bestraft, wer 

1.	�entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 36 
Absatz 2 Wildtiere erlegt,

2.	�entgegen § 41 Absatz 1 Satz 3 Wildtiere nicht mit der 
Jagd verschont,

3.	entgegen § 41 Absatz 3 ein Elterntier bejagt.

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe; in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 3 gilt dies jedoch nur, wenn 
ein Wildtier der dem Schutzmanagement unterliegenden 
Arten betroffen ist.

§ 67

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

  1.	�entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 Wildtiere oder sonstige 
Gegenstände einer der dort genannten Stellen nicht 
unverzüglich abliefert oder ihr den Besitz oder Ge-
wahrsam nicht unverzüglich anzeigt oder entgegen  
§ 10 Absatz 3 Satz 4 mehr Jagdausübungsberechtigte 
zulässt, als nach dieser Vorschrift zugelassen werden 
dürfen,

  2.	�auf vollständig eingefriedeten Grundflächen die Jagd 
entgegen einer durch Rechtsverordnung nach § 10 
Absatz 5 vorgeschriebenen Beschränkung ausübt,

  3.	�entgegen § 13 Absatz 6 Satz 2 in Gebäuden, die dem 
Aufenthalt von Menschen dienen, jagt,

  4.	�entgegen § 13 Absatz 6 Satz 4 als Grundstückseigen
tümer oder Grundstückeigentümerin oder nutzungsbe
rechtigte Person Wildtiere nicht herausgibt,

  5.	�in befriedeten Bezirken die Jagd ausübt oder dort ei-
ner Beschränkung der Jagd (§ 13) zuwiderhandelt,

  6.	�den Abschluss, die Änderung oder Aufhebung eines 
Jagdpachtvertrages nicht innerhalb der Frist des § 18 
Absatz 1 anzeigt,

  7.	�auf Grund eines nach § 20 Absatz 1 nichtigen Jagd-
pachtvertrages oder entgegen § 18 Absatz 3 die Jagd 
ausübt,

  8.	als Jagdgast entgegen § 25 Absatz 3 die Jagd ausübt,

  9.	�gegen ein Verbot des § 31 Absatz 1 Nummer 3, 8 
bis 12, 14, 15, 17 oder 18 verstößt,

10.	�entgegen § 32 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 4 Fallen 
verwendet oder unter Missachtung des § 32 Absatz 3 
Totfangfallen aufstellt,

§ 64

Anerkennung von Vereinigungen,  
Übertragung von Aufgaben

(1) Die oberste Jagdbehörde erkennt eine landesweit or-
ganisierte Vereinigung der Jägerinnen und Jäger auf An-
trag an, wenn sie

1.	�nach ihrer Satzung vorwiegend das Jagdwesen, den 
Tier- und Naturschutz sowie die Ziele dieses Gesetzes 
fördert,

2.	�nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuer-
gesetzes von der Körperschaftsteuer befreit ist, weil 
sie gemeinnützige Zwecke verfolgt,

3.	�die Gewähr für eine sachgerechte, rechtmäßige und 
satzungsgemäße Tätigkeit bietet, wobei Art und Um-
fang ihrer bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis 
sowie ihre Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen sind,

4.	�im Zeitpunkt der Anerkennung seit mindestens drei 
Jahren im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist.

(2) Die oberste Jagdbehörde kann sachkundigen Perso-
nen einschließlich anerkannter Vereinigungen der Jäge-
rinnen und Jäger Aufgaben auf dem Gebiet des Jagdwe-
sens, insbesondere im Bereich der Aus- und Fortbildung, 
der Prüfung von Fallen, der Ausbildung und Prüfung von 
Jagdhunden und der Anerkennung von Nachsuchege
spannen, übertragen, soweit

1.	�diese Personen zuverlässig und nach ihrer Organisa
tion, Ausstattung und personellen Besetzung in der 
Lage sind, die zu übertragenden Aufgaben zu erfüllen,

2.	�sie eine den Zielen des Gesetzes entsprechende Aufga-
benerfüllung versprechen,

3.	�keine überwiegenden öffentlichen Interessen entge-
genstehen und

4.	�die Personen gewährleisten, dass sie die maßgeblichen 
rechtlichen Bestimmungen einhalten.

(3) Die Vorschriften des § 26 Absatz 3 Satz 2 und 3 gel-
ten im Falle einer Beleihung entsprechend.

§ 65

Staatseigene Jagden

(1) Das Jagdrecht in den Eigenjagdbezirken des Landes 
wird in der Regel von den Forstbehörden ausgeübt.

(2) Die Befugnisse der unteren und der oberen Jagdbe
hörde werden sowohl bei der in Absatz 1 genannten Nut-
zungsform des Jagdrechts als auch bei der Verpachtung 
eines staatlichen Jagdbezirks von den zuständigen Forst-
behörden wahrgenommen; ausgenommen davon bleiben 
die Befugnisse, die sich auf Grund der §§ 15 bis 18 a des 
Bundesjagdgesetzes sowie auf Grund der §§ 12, 26 und 50 
dieses Gesetzes ergeben.
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10.	�außerhalb einer befugten Jagdausübung Hunde in ei-
nem nicht befriedeten Gebiet außerhalb seiner Ein-
wirkungsmöglichkeit frei laufen lässt,

11.	� die Jagd ausübt, obwohl ihm die Jagdausübung ver-
boten ist (§ 69),

12.	�entgegen § 41 Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 2 Wild
tiere nicht mit der Jagd verschont,

13.	gegen die Vorschrift des § 42 Absatz 6 verstößt,

14.	�entgegen § 50 Absatz 1 das Auftreten oder den Ver-
dacht des Auftretens einer Tierseuche bei Wildtieren 
nicht unverzüglich der zuständigen Behörde anzeigt 
oder entgegen § 50 Absatz 2 nicht unverzüglich die 
genannten Wildtiere der Untersuchung zuführt,

15.	�einer Anordnung nach § 51 Absatz 3 Satz 1 zuwider-
handelt und unbefugt während bekanntgemachter 
Notzeiten die in der Anordnung bezeichneten Ge-
biete außerhalb von Straßen oder Wegen betritt oder 
dort einen Leinenzwang nicht einhält oder wer in 
Gebieten, für die eine Notzeit bekanntgemacht ist, 
entgegen § 51 Absatz 3 Satz 4 die Jagd während der 
Notzeit ausübt, 

16.	�einer Anordnung nach § 51 Absatz 5 zuwiderhandelt,

17.	�einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung zuwiderhandelt, soweit sie für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist.

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer fahrlässig ent
gegen § 41 Absatz 3 ein Elterntier bejagt, soweit dieser 
Verstoß nicht bereits nach § 66 Absatz 2 strafbar ist.

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 5 000 Euro geahndet werden.

(5) Zuständige Verwaltungsbehörde (§ 36 Absatz 1 Num-
mer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach diesem Gesetz und dem Bundesjagdgesetz ist die 
untere Jagdbehörde.

§ 68

Einziehung von Gegenständen

(1) Ist eine Straftat nach § 66 oder eine Ordnungswidrig-
keit nach § 67 Absatz 1 bis 3 dieses Gesetzes oder nach  
§ 39 Absatz 2 Nummer 5 des Bundesjagdgesetzes began-
gen worden, so können

1.	�Gegenstände, auf die sich die Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit bezieht, und

2.	�Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorberei-
tung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind,

eingezogen werden.

(2) § 74 a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

11.	entgegen § 33 Absatz 2 oder 3 füttert,

12.	�einen Abschussplan entgegen § 35 Absatz 5 Satz 1 
nicht erfüllt,

13.	�den Vorschriften des § 37 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 2, 
§ 40 oder § 51 Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt, 

14.	�es entgegen § 39 Absatz 2 unterlässt, das Überwech-
seln von krankgeschossenen, schwerkranken oder 
aus sonstigen Gründen schwer verletzten Wildtieren 
der jagdausübungsberechtigten Person des Nachbar-
reviers oder deren Vertreterin oder Vertreter unver-
züglich zu melden, oder mitgenommene Wildtiere 
der jagdausübungsberechtigten Person des Nachbar-
reviers nicht unverzüglich abliefert,

15.	�als jagdausübungsberechtigte Person, Wildtierschüt-
zerin oder Wildtierschützer entgegen § 49 Absatz 1 
oder 2 und ohne sonstige Befugnis Hunde oder Kat-
zen tötet,

16.	�das berechtigte Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen 
oder Fangen von Wildtieren behindert,

17.	�zum Verscheuchen von Wildtieren Mittel anwendet, 
durch die Wildtiere verletzt oder gefährdet werden  
(§ 52 Absatz 2),

18.	�den Vorschriften des § 56 Absatz 1 zuwiderhandelt 
und dadurch Jagdschaden anrichtet.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

  1.	�entgegen § 4 Absatz 4 als die ein Fahrzeug führende 
Person Schalenwild an- oder überfährt und dies nicht 
unverzüglich einer der in § 4 Absatz 3 genannten 
Stellen anzeigt,

  2.	�entgegen einer vollziehbaren Anordnung der unteren 
Jagdbehörde gemäß § 10 Absatz 3 Satz 3 oder gemäß 
§ 25 Absatz 2 die Jagd ausübt,

  3.	�den Vorschriften des § 31 Absatz 1 Nummer 1, 2, 4 
bis 7, 13 oder 16 zuwiderhandelt,

  4.	gegen die Vorschriften des § 33 Absatz 4 verstößt,

  5.	entgegen § 33 Absatz 3 Satz 2 die Jagd ausübt,

  6.	�Wildtiere, die nur im Rahmen eines Abschussplans 
bejagt werden dürfen, erlegt, bevor der Abschussplan 
festgesetzt ist, oder den Abschussplan überschreitet  
(§ 35 Absatz 4),

  7.	�entgegen § 35 Absatz 6 Satz 1 die Streckenliste nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig der unteren Jagd-
behörde übermittelt,

  8.	�entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 35 
Absatz 6 Satz 2 einer Abschussmelde- oder Vorlage-
pflicht nicht nachkommt,

  9.	�entgegen § 38 Absatz 3 Satz 1 geeignete Jagdhunde 
nicht mitführt oder verwendet oder entgegen § 38 
Absatz 3 Satz 2 bei sonstigen Nachsuchen nicht be-
reithält oder den Umständen entsprechend einsetzt,
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f)	� der Umlage von Kosten, die für die Erledigung der 
Aufgaben der Hegegemeinschaft anfallen, und de-
ren Beitreibung,

g)	� der beratenden Mitwirkung der von den Aufgaben 
und dem Gebiet der Hegegemeinschaft betroffenen 
Interessengruppen, Verbände und Einrichtungen 
durch fachkundige Vertreterinnen und Vertreter,

h)	� der Neugestaltung des Gebiets der Hegegemein-
schaft sowie des Ausscheidens von Mitgliedern.

2.	�die behördliche Überwachung des gewerbsmäßigen 
Ankaufs, Verkaufs und Tausches sowie der gewerbs-
mäßigen Verarbeitung von Wildbret und die behörd
liche Überwachung der Wildhandelsbücher sowie im 
Einvernehmen mit der obersten Naturschutzbehörde 
das Aufnehmen, die Pflege und die Aufzucht verletzter 
oder kranker Wildtiere und deren Verbleib zu regeln, 
wobei die Vorschriften sich auch auf tote Wildtiere, auf 
Teile der Wildtiere sowie auf die Nester und die aus 
Wildtieren gewonnenen Erzeugnisse erstrecken kön-
nen,

3.	�das Nähere über die Bestätigung von Hegegemein-
schaften nach § 47 Absatz 1 Satz 3 und die Beteili-
gung von Hegegemeinschaften nach § 35 Absatz 4 
Satz 2 und § 60 Absatz 1 Satz 3 zu regeln,

4.	�zur Gewährleistung der Ziele nach §§ 2 und 5 Absatz 3 
sowie der Anforderungen des § 5 Absatz 4 das Hegen 
oder Aussetzen bestimmter Wildtierarten zu beschrän-
ken oder zu verbieten,

5.	�die Wildschadensersatzpflicht nach § 53 auf andere 
Wildtierarten auszudehnen,

6.	�zu bestimmen, welche Schutzvorkehrungen als üblich 
anzusehen sind (§ 55 Absatz 2 Satz 2).

§ 71

Unberührtheitsklausel

Vorschriften des Lebensmittelrechts, Tiergesundheits-
rechts und Tierschutzrechts bleiben unberührt.

§ 72

Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Jagdpachtver-
träge und Verträge über entgeltliche Jagderlaubnisse fin-
den auf Jagdpachtverträge und Verträge über entgeltliche 
Jagderlaubnisse, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
rechtswirksam bestehen, keine Anwendung; für diese 
Verträge gelten die vor dem Inkrafttreten geltenden Vor-
schriften. Satz 1 gilt nicht für Verlängerungen dieser Ver-
träge.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes endet die Amtszeit 
der vor Inkrafttreten berufenen Mitglieder des Jagdbei-
rats nach § 34 des Landesjagdgesetzes und der Beisitzer 
des Kreisjagdamts nach § 35 des Landesjagdgesetzes.

§ 69

Verbot der Jagdausübung

(1) Wird gegen jemanden

1.	�wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 67, die er un-
ter grober oder beharrlicher Verletzung der Pflichten 
bei der Jagdausübung begangen hat, eine Geldbuße 
festgesetzt, oder

2.	�wegen einer Straftat, die er bei oder im Zusammen-
hang mit der Jagdausübung begangen hat, eine Strafe 
verhängt,

so kann ihm in der Entscheidung für die Dauer von ei-
nem Monat bis zu zwei Jahren verboten werden, die Jagd 
auszuüben.

(2) Das Verbot der Jagdausübung wird mit der Rechts-
kraft der Entscheidung wirksam. Für seine Dauer wird 
ein erteilter Jagdschein, solange er nicht abgelaufen ist, 
amtlich verwahrt; das gleiche gilt für einen nach Ablauf 
des Jagdjahres neu erteilten Jagdschein. Wird er nicht 
freiwillig herausgegeben, so ist er zu beschlagnahmen.

(3) Ist ein Jagdschein amtlich zu verwahren, so wird die 
Verbotsfrist erst von dem Tage an gerechnet, an dem dies 
geschieht. In die Verbotsfrist wird die Zeit nicht einge-
rechnet, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung 
in einer Anstalt verwahrt wird.

(4) Über den Beginn der Verbotsfrist nach Absatz 3 Satz 1 
ist der Täter im Anschluss an die Verkündung der Ent-
scheidung oder bei deren Zustellung zu belehren.

Abschnitt 10

Schlussbestimmungen

§ 70

Ermächtigungen

Die oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung

1.	�das Nähere zu Hegegemeinschaften nach § 47 Absatz 2 
und 4 zu bestimmen hinsichtlich

a)	� der Bildung der Hegegemeinschaften sowie des 
Verfahrens, einschließlich der Bereitstellung und 
Übermittlung der erforderlichen personenbezoge-
nen Daten, und der Kriterien zur Festlegung deren 
Gebiets,

b)	 der Aufgaben der Hegegemeinschaft,

c)	� der Anforderungen an die Satzung der Hegege-
meinschaft,

d)	� der Organe der Hegegemeinschaft, deren Befug-
nisse und Aufgaben, der Geschäftsführung und 
Vertretung,

e)	� der Beschlussfassung und Stimmengewichtung, bei 
der die jeweils vertretene bejagbare Grundfläche zu 
berücksichtigen ist,
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2. Federwild

(3) Abweichend von § 1 bleiben die §§ 21 und 39 Absatz 2 
Nummer 3 des Bundesjagdgesetzes bis zum Ablauf des 
31. März 2016 anwendbar.

(4) Bis zu dem Zeitpunkt, in dem § 19 Absatz 2 Satz 1,  
§ 20 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 27, § 40 Absatz 1 Nummer 9 
und 13 sowie § 40 Absatz 2 Nummer 4 und 5 des Lan-
desjagdgesetzes außer Kraft treten, ist die untere Jagdbe-
hörde für Maßnahmen aufgrund dieser Vorschriften zu-
ständig sowie zuständige Verwaltungsbehörde (§ 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten) für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten.

(5) Die §§ 68 und 69 finden entsprechende Anwendung, 
soweit Ordnungswidrigkeiten nach den in Absatz 3 und 4 
genannten Vorschriften begangen worden sind.

(6) Rechtsverordnungen, die zur Durchführung des Lan-
desjagdgesetzes ergangen sind, bleiben in Kraft. Die 
oberste Jagdbehörde wird ermächtigt, die nach Satz 1 
fortgeltenden Vorschriften durch Rechtsverordnung auf-
zuheben.

(7) Wildschutzgebiete, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes bestehen, gelten als Wildruhege-
biete (§ 42 Absatz 1).

Anlage
(zu § 7 Absatz 1 und 3)

Die im Folgenden aufgeführten Tierarten sind Wildtiere 
im Sinne des Gesetzes. Die Tierarten sind zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes den Managementstufen 
nach § 7 Absatz 3 bis 6 nach der folgenden Aufstellung 
zugeordnet; eine abweichende Zuordnung durch Rechts-
verordnung nach § 7 Absatz 3 bleibt unberührt:

1. Haarwild

Tierart: Zuordnung: 
Dachs (Meles meles) Nutzungsmanagement 
Damwild (Dama dama) Nutzungsmanagement 
Fuchs (Vulpes vulpes) Nutzungsmanagement 
Gamswild  
(Rupicapra rupicapra) 

Nutzungsmanagement 

Hermelin  
(Mustela erminea) 

Nutzungsmanagement 

Marderhund  
(Nyctereutes procyonoides) 

Nutzungsmanagement 

Mink (Neovison vison) Nutzungsmanagement 
Muffelwild  
(Ovis ammon musimon) 

Nutzungsmanagement 

Nutria (Myocastor coypus) Nutzungsmanagement 
Rehwild  
(Capreolus capreolus) 

Nutzungsmanagement 

Rotwild (Cervus elaphus) Nutzungsmanagement 
Schwarzwild (Sus scrofa) Nutzungsmanagement 
Sikawild (Cervus nippon) Nutzungsmanagement 
Steinmarder (Martes foina) Nutzungsmanagement 
Waschbär (Procyon lotor) Nutzungsmanagement 
Wildkaninchen 
(Oryctolagus cuniculus) 

Nutzungsmanagement 

Baummarder  
(Martes martes) 

Entwicklungsmanagement

Feldhase (Lepus europaeus) Entwicklungsmanagement
Iltis (Mustela putorius) Entwicklungsmanagement
Luchs (Lynx lynx) Schutzmanagement 
Wildkatze (Felis silvestris) Schutzmanagement 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tierart: Zuordnung: 
Dachs (Meles meles) Nutzungsmanagement 
Damwild (Dama dama) Nutzungsmanagement 
Fuchs (Vulpes vulpes) Nutzungsmanagement 
Gamswild  
(Rupicapra rupicapra) 

Nutzungsmanagement 

Hermelin  
(Mustela erminea) 

Nutzungsmanagement 

Marderhund  
(Nyctereutes procyonoides) 

Nutzungsmanagement 

Mink (Neovison vison) Nutzungsmanagement 
Muffelwild  
(Ovis ammon musimon) 

Nutzungsmanagement 

Nutria (Myocastor coypus) Nutzungsmanagement 
Rehwild  
(Capreolus capreolus) 

Nutzungsmanagement 

Rotwild (Cervus elaphus) Nutzungsmanagement 
Schwarzwild (Sus scrofa) Nutzungsmanagement 
Sikawild (Cervus nippon) Nutzungsmanagement 
Steinmarder (Martes foina) Nutzungsmanagement 
Waschbär (Procyon lotor) Nutzungsmanagement 
Wildkaninchen 
(Oryctolagus cuniculus) 

Nutzungsmanagement 

Baummarder  
(Martes martes) 

Entwicklungsmanagement

Feldhase (Lepus europaeus) Entwicklungsmanagement
Iltis (Mustela putorius) Entwicklungsmanagement
Luchs (Lynx lynx) Schutzmanagement 
Wildkatze (Felis silvestris) Schutzmanagement 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tierart: Zuordnung: 
Blässhuhn (Fulica atra) Nutzungsmanagement 
Elster (Pica pica) Nutzungsmanagement 
Höckerschwan  
(Cygnus olor) 

Nutzungsmanagement 

Kanadagans  
(Branta canadensis) 

Nutzungsmanagement 

Nilgans  
(Alopochen aegyptiacus) 

Nutzungsmanagement 

Rabenkrähe  
(Corvus corone) 

Nutzungsmanagement 

Reiherente  
(Aythya fuligula) 

Nutzungsmanagement 

Ringeltaube  
(Columba palumbus) 

Nutzungsmanagement 

Stockente  
(Anas platyrhynchus) 

Nutzungsmanagement 

Tafelente (Aythya ferina) Nutzungsmanagement 
Türkentaube  
(Streptopelia decaoctoa) 

Nutzungsmanagement 

Fasan (Phasianus colchicus) Entwicklungsmanagement
Graugans (Anser anser) Entwicklungsmanagement
Krickente (Anas crecca) Entwicklungsmanagement
Pfeifente (Anas penelope) Entwicklungsmanagement
Rostgans  
(Tadorna ferruginea) 

Entwicklungsmanagement

Schnatterente  
(Anas strepera) 

Entwicklungsmanagement

Waldschnepfe  
(Scolopax rusticola) 

Entwicklungsmanagement

Auerhuhn  
(Tetrao urogallus) 

Schutzmanagement 

Habicht (Accipiter gentilis) Schutzmanagement 
Haselhuhn  
(Tetrastes bonasia) 

Schutzmanagement 

Hohltaube (Columba oenas) Schutzmanagement 
Kormoran  
(Phalacrocorax carbo) 

Schutzmanagement 

Rebhuhn (Perdix perdix) Schutzmanagement 
übrige Enten (Unterfamilie 
Anatinae) ohne Säger 
(Gattung Mergus) 

Schutzmanagement 

übrige Gänse  
(Gattungen Anser  
und Branta) 

Schutzmanagement 

Wanderfalke  
(Falco peregrinus) 

Schutzmanagement 
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Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Gesetz zur Änderung des 	
Landeskatastrophenschutzgesetzes1*

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 13. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

§ 8 a des Landeskatastrophenschutzgesetzes in der Fas-
sung vom 22. November 1999 (GBl. S. 625), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. März 2012 
(GBl. S. 145), wird wie folgt geändert: 

1.	�In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »Artikel 9 der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 
zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen 
mit gefährlichen Stoffen (ABl. EG 1997 Nr. L 10  
S. 13)« durch die Wörter »Artikel 10 der Richtlinie 
2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Ände-
rung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 
96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 24. 7. 2012, S. 1)« 
ersetzt.

2.	Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

	 »1.	�Schadensfälle einzudämmen und unter Kont-
rolle zu bringen, sodass die Auswirkungen 
möglichst gering gehalten und Schädigungen 
der menschlichen Gesundheit, der Umwelt und 
von Sachwerten begrenzt werden können,«

b)	 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

	 »2.	�die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der 
menschlichen Gesundheit und der Umwelt vor 
den Auswirkungen schwerer Unfälle einzuleiten,«

1 �Dieses Gesetz dient der Umsetzung des Artikels 12 der Richtlinie 
2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit ge-
fährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 24. 7. 2012, S. 1).

Artikel 2

Änderung des Nationalparkgesetzes

Das Nationalparkgesetz vom 3. Dezember 2013 (GBl.  
S. 449) wird wie folgt geändert:

1.	§ 13 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

	� »Die Vorschriften des § 65 des Jagd- und Wildtierma-
nagementgesetzes (JWMG) über staatseigene Jagden 
bleiben unberührt mit der Maßgabe, dass abweichend 
von den Vorschriften des § 27 des Landesjagdgesetzes 
und des § 35 JWMG auf dem Gebiet des Nationalparks 
Schwarzwald die oberste Jagdbehörde im Einvernehmen 
mit der obersten Naturschutzbehörde für die Bestätigung 
und Festsetzung des Abschussplans nach Aufstellung 
durch die Nationalparkverwaltung zuständig ist.«

2.	§ 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	� »(2) Zusätzlich nimmt der hauptamtliche Naturschutz-
dienst im Nationalpark die Aufgaben und Befugnisse 
der Forstschutzbeauftragten nach § 79 Absatz 1 Num-
mer 2 LWaldG wahr.«

Artikel 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 2015 in Kraft, soweit 
in Absatz 2 bis 4 nicht anderes geregelt ist.

(2) § 31 Absatz 1 Nummer 4 des Artikels 1 tritt am 1. 
Januar 2016 in Kraft.

(3) § 33 Absatz 2 und 3, die §§ 34, 35, § 67 Absatz 1 
Nummer 11 und 12 sowie § 67 Absatz 2 Nummer 5 bis 8 
des Artikels 1 treten am 1. April 2016 in Kraft.

(4) § 43 des Artikels 1 tritt am 1. April 2017 in Kraft.

(5) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Absatz 1 tritt 
das Landesjagdgesetz in der Fassung vom 1. Juni 1996 
(GBl. S. 369, ber. S. 723), zuletzt geändert durch Artikel 
4 a des Gesetzes vom 10. November 2009 (GBl.  
S. 645, 658) außer Kraft. Abweichend von Satz 1 treten 
§ 19 Absatz 2 Satz 1, § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2, § 27,  
§ 40 Absatz 1 Nummer 9 und 13 sowie § 40 Absatz 2 
Nummer 4 und 5 des Landesjagdgesetzes mit Ablauf 
des 31. März 2016 außer Kraft.

(6) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Absatz 1 tritt 
die Verordnung der Landesregierung über Ausnahmen 
von den Schutzvorschriften für Rabenvögel vom 15. Juli 
1996 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 25. Juli 2006 (GBl. S. 241), außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014
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Gesetz zur Änderung des Ernennungs
gesetzes und anderer Vorschriften

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 13. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Ernennungsgesetzes

Das Ernennungsgesetz in der Fassung vom 29. Januar 
1992 (GBl. S. 141), zuletzt geändert durch Artikel 7 § 1 
des Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 449, 473), 
wird wie folgt geändert:

1.	�In § 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe 
»R 1, W 2 und C 2« durch die Wörter »A 15 für das 
Amt eines Akademischen Direktors, A 16 für das Amt 
eines Leitenden Akademischen Direktors, R 1, W 3 
und C 4 mit Ausnahme der hauptamtlichen Rektorats-
mitglieder der Hochschule« ersetzt.

2.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	� In Nummer 11 wird die Angabe »W 2 und C 2« 
durch die Wörter »A 15 für das Amt eines Akade-
mischen Direktors, A 16 für das Amt eines Leiten-
den Akademischen Direktors, W 3 und C 4 mit 
Ausnahme der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder 
der Hochschule« ersetzt.

b)	� In Nummer 12 werden das Wort »Fachhochschu-
len« durch die Wörter »Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften« und die Angabe »W 2 und 
C 2« durch die Wörter »A 15 für das Amt eines 
Akademischen Direktors, A 16 für das Amt eines 
Leitenden Akademischen Direktors, W 3 und C 4 
mit Ausnahme der hauptamtlichen Rektoratsmit-
glieder der Hochschule und« ersetzt.

c)	� In Nummer 13 wird jeweils das Wort »Fachhoch-
schule« durch die Wörter »Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften« ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge
setzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99, 164), wird wie 
folgt geändert:

1.	�In § 13 Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz ein-
gefügt:

	� »Soweit Ämter der Besoldungsgruppen W 3, C 3 oder 
C 4 im Geschäftsbereich des Wissenschaftsministeri-
ums betroffen sind, bedarf die Rücknahme der vorhe-
rigen Zustimmung des Wissenschaftsministeriums.«

2.	§ 45 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert:

c)	� In Nummer 3 wird das Wort »berührte« durch das 
Wort »betroffene« und das Wort »betroffenen« 
durch das Wort »betreffenden« ersetzt.

3.	Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	� In Nummer 1 wird das Wort »Sofortmaßnahmen« 
durch das Wort »Notfallmaßnahmen« ersetzt.

b)	� In Nummer 5 werden nach der Angabe »Betriebs-
geländes,« die Wörter »einschließlich Reaktions-
maßnahmen auf Szenarien schwerer Unfälle, wie 
im Sicherheitsbericht beschrieben, und Berück-
sichtigung möglicher Domino-Effekte, einschließ-
lich solcher, die Auswirkungen auf die Umwelt ha-
ben,« eingefügt. 

c)	� In Nummer 6 werden nach dem Wort »Öffentlich-
keit« die Wörter »und aller benachbarten Betriebe 
und Betriebsstätten, die nicht in den Geltungsbe-
reich der Richtlinie 2012/18/EU fallen,« eingefügt.

4.	Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a)	� In Satz 1 und 2 wird das Wort »Gemeinschaft« je-
weils durch das Wort »Union« ersetzt.

b)	� In Satz 1 werden die Wörter »Artikel 11 bis 13 der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 
1996« durch die Wörter »Artikel 12 bis 14 der 
Richtlinie 2012/18/EU« ersetzt. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler



582	 GBl. vom 28. November 2014� Nr. 21

Gesetz über die Gestaltung und 	
Durchführung des Jugendarrestes 	

in Baden-Württemberg 	
(Jugendarrestgesetz – JArrG)

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 13. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

INHALTSÜBERSICHT

Abschnitt 1: Grundsätze

§ 1	 Auftrag

§ 2 	 Ziel

§ 3	 Gestaltung

§ 4	 Zusammenarbeit

Abschnitt 2: Fördermaßnahmen

§ 5	 Soziales Training

§ 6	 Beratung und Unterstützung

§ 7	 Information und Bildung

§ 8	 Beschäftigung

§ 9	 Freizeit und Sport

Abschnitt 3: Aufnahme und Planung

§ 10	 Aufnahme

§ 11	 Planung

Abschnitt 4: Unterbringung und Versorgung

§ 12	 Unterbringung

§ 13	 Gewahrsam

§ 14	 Kleidung

§ 15	 Verpflegung

Abschnitt 5: Gesundheit und Seelsorge

§ 16	 Gesundheit

§ 17	 Seelsorge

Abschnitt 6: Außenkontakte

§ 18	 Post

§ 19	 Besuche und Telefonate

§ 20	 Ausgang

Abschnitt 7: Sicherheit und Ordnung

§ 21	 Verhalten

§ 22	 Pflichtverstöße

§ 23	 Durchsuchung

§ 24	 Sicherungsmaßnahmen

§ 25	 Zwangsmaßnahmen

Abschnitt 8: Beendigung

§ 26	 Schlussbericht

§ 27	 Entlassung

§ 28	 Verbleib und Wiederaufnahme

Abschnitt 9: Besondere Arrestformen

§ 29	 Jugendarrest neben Jugendstrafe

§ 30	 Freizeit- und Kurzarrest

§ 31	 Nichtbefolgungsarrest

a)	� In Buchstabe a werden die Wörter »A 15, A 15 mit 
Amtszulage und von Professorinnen und Profes
soren der Besoldungsgruppe C 3,« durch die Wör-
ter »A 15 mit Ausnahme der Akademischen Direk-
torinnen und Direktoren, A 15 mit Amtszulage und 
von Professorinnen und Professoren der Besol-
dungsgruppe C 3 sowie von Beamtinnen und Be-
amten der Besoldungsgruppen W 3 und C 4, soweit 
diese dem Geschäftsbereich des Wissenschaftsmi-
nisteriums angehören und keine hauptamtlichen 
Rektoratsmitglieder sind,« ersetzt.

b)	� In Buchstabe b werden nach den Wörtern »zustän-
dig wäre« die Wörter »oder soweit die Universi
täten, die Pädagogischen Hochschulen, die Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften, die 
Kunsthochschulen oder die Duale Hochschule im 
Geschäftsbereich des Wissenschaftsministeriums 
für Beamtinnen und Beamte der Besoldungs-
gruppen W 3, C 3 und C 4 zuständig wären« ein-
gefügt.

Artikel 3

Änderung der Beamtenrechtszuständigkeits- 
verordnung

In § 1 Absatz 1 Nummer 2 der Beamtenrechtszuständig-
keitsverordnung vom 8. Mai 1996 (GBl. S. 402), zuletzt 
geändert durch Artikel 46 des Gesetzes vom 9. Novem-
ber 2010 (GBl. S. 793, 975), werden nach der Angabe 
»(LBeamtVGBW),« die Wörter » soweit nicht Beamtin-
nen und Beamte der Besoldungsgruppen W 3, C 3 und  
C 4 im Geschäftsbereich des Wissenschaftsministeriums 
betroffen sind,« eingefügt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler
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(2) Der Jugendarrest ist pädagogisch auszugestalten. Er 
ist auf die Förderung der jungen Menschen auszurichten 
und orientiert sich an stationären Einrichtungen der Ju-
gendhilfe.

(3) Das Leben in der Einrichtung ist den positiven As-
pekten des Lebens in der Gesellschaft so weit wie mög-
lich anzugleichen. Schädlichen Folgen des Freiheits
entzuges ist entgegenzuwirken. Der junge Mensch ist vor 
Übergriffen zu schützen.

(4) Im Jugendarrest soll dem jungen Menschen ermög-
licht werden, von und mit Gleichaltrigen zu lernen und 
Verantwortung für Angelegenheiten von gemeinsamem 
Interesse zu übernehmen, die sich nach ihrer Eigenart für 
eine Mitwirkung eignen.

(5) Bei der Gestaltung des Jugendarrestes und bei allen 
Einzelmaßnahmen sind die unterschiedlichen Bedürf
nisse der jungen Menschen zu berücksichtigen, insbeson-
dere im Hinblick auf Geschlecht, Alter, Reifegrad und 
Gesundheit sowie Herkunft und Glauben. Auf Menschen 
mit Behinderung ist besonders Rücksicht zu nehmen.

(6) Der Jugendarrest ist so auszugestalten, dass eine zeit-
nahe Durchführung nach Rechtskraft der Anordnung ge-
währleistet wird.

§ 4

Zusammenarbeit

(1) Alle im Jugendarrest tätigen Personen arbeiten ver-
trauensvoll zusammen und bilden eine pädagogische 
Einheit. Die Zusammenarbeit soll durch regelmäßige Be-
sprechungen gefördert werden.

(2) Die Einrichtung arbeitet auch mit dem Jugendamt 
und anderen staatlichen Stellen sowie mit sonstigen Or-
ganisationen und Personen, die förderliche soziale Hilfe 
leisten können, zusammen. Im Falle einer Bewährungs-
unterstellung ist frühzeitig die Bewährungshilfe einzu-
binden.

(3) Die Einbeziehung geeigneter Ehrenamtlicher ist be-
sonders zu fördern.

Abschnitt 2

Fördermaßnahmen

§ 5

Soziales Training

(1) Tragendes Element der pädagogischen Gestaltung ist 
die Förderung durch soziales Training. Es dient der Stär-
kung der Sozialkompetenz des jungen Menschen, insbe-
sondere dem Erlernen und Einüben angemessener Hand-
lungsformen in Konfliktsituationen.

(2) In Gruppenarbeit und begleitenden Einzelgesprächen 
sollen soziales Wissen, soziale Einstellungen und sozia-

Abschnitt 10: Organisation

§ 32	 Einrichtungen

§ 33	 Leitung

§ 34	 Bedienstete

Abschnitt 11: Sonstige Bestimmungen

§ 35	 Beschwerden

§ 36	 Forschung

§ 37	 Videobeobachtung und Datenschutz

§ 38	 Einschränkung von Grundrechten

§ 39	 Inkrafttreten

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 1

Auftrag

(1) Dieses Gesetz regelt die Gestaltung und Durchfüh-
rung (Vollzug) des Jugendarrestes in Jugendarrestanstal-
ten des Landes Baden-Württemberg (Einrichtungen für 
soziales Training).

(2) Im Rahmen der durch das Grundgesetz und die Lan-
desverfassung gesetzten Ordnung leistet der Jugend
arrest einen Beitrag, junge Menschen zur Wahrnehmung 
von Rechten und Pflichten in Staat und Gesellschaft vor-
zubereiten und zu einem Leben in sozialer Verantwor-
tung zu befähigen.

§ 2

Ziel

(1) Im Jugendarrest soll dem jungen Menschen das von 
ihm begangene Unrecht bewusst gemacht werden mit 
dem Ziel, sein Verantwortungsbewusstsein und sein Ein-
fühlungsvermögen in die Situation der Opfer von Straf-
taten ebenso zu stärken wie die Entwicklung von Einstel-
lungen und Fertigkeiten, die vor erneuter Straffälligkeit 
schützen.

(2) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Einrichtung 
das verfassungsmäßige Recht der Eltern, die Erziehung 
und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, zu achten 
und die Verantwortung der übrigen Träger der Erziehung 
und Bildung zu berücksichtigen.

§ 3

Gestaltung

(1) Im Jugendarrest ist der junge Mensch unter Achtung 
seiner Kinder- und Menschenrechte zu behandeln. Die 
Einrichtung schützt seine körperliche und psychische 
Unversehrtheit, fördert sein Wohlergehen und achtet 
seine Privatsphäre.
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(2) Die Einrichtung kann dem jungen Menschen darüber 
hinaus eine pädagogisch sinnvolle Arbeit oder arbeits-
therapeutische Beschäftigung zuweisen, sofern dadurch 
die Teilnahme am sozialen Training nicht beeinträchtigt 
wird.

(3) Ein Anspruch auf Entlohnung besteht nicht. Im Falle 
einer Beschäftigung nach Absatz 2 erhält der junge 
Mensch für seine Mitarbeit eine Anerkennung, deren Art 
und Umfang dem Grunde nach von der Aufsichtsbehörde 
und im Einzelfall von der Einrichtung festgesetzt wird.

§ 9

Freizeit und Sport

(1) Im Jugendarrest soll der junge Mensch dazu moti-
viert und angeleitet werden, freie Zeit sinnvoll zu gestal-
ten. Dazu bietet die Einrichtung ein ausgewogenes Frei-
zeit- und Sportprogramm an, das auf die Bedürfnisse und 
Interessen junger Menschen Rücksicht nimmt und Be-
schäftigung in der Gruppe ermöglicht. Die Einrichtung 
stellt eine Bücherei zur Verfügung.

(2) Im Jugendarrest wird regelmäßig Sport getrieben. 
Insbesondere durch Mannschaftssport soll der junge 
Mensch lernen, Gemeinschaftssinn zu entwickeln, Re-
geln einzuhalten und Rücksicht auf Andere zu nehmen. 
Der junge Mensch ist zur Teilnahme am Sport zu moti-
vieren und sportpädagogisch anzuleiten. 

Abschnitt 3

Aufnahme und Planung

§ 10

Aufnahme

(1) Bei der Aufnahme in die Einrichtung ist der junge 
Mensch in einer für ihn verständlichen Form und Sprache 
über seine Rechte und Pflichten sowie über die in der Ein-
richtung geltenden Regeln zu informieren. Ihm ist die 
Hausordnung und dieses Gesetz zugänglich zu machen.

(2) Im Rahmen der Aufnahme wird mit dem jungen 
Menschen einzeln ein Zugangsgespräch geführt, in dem 
seine gegenwärtige Lebenssituation und seine persön
liche Verfassung erörtert sowie die allgemeine Arrestge-
staltung besprochen wird. Ihm sind bestimmte Personen 
aus dem Kreis der Bediensteten als Ansprechpersonen zu 
benennen. Die wesentlichen Erkenntnisse aus dem Zu-
gangsgespräch sind zu dokumentieren.

(3) Im Zuge der Aufnahme oder alsbald danach wird der 
junge Mensch einzeln ärztlich untersucht. Festgestellte 
Verletzungen oder Krankheiten sind zu dokumentieren.

(4) Die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt 
werden unverzüglich über die Aufnahme unterrichtet. Im 
Falle einer Bewährungsunterstellung gilt dies auch für 
die Bewährungshilfe.

les Verhalten vermittelt werden. Schwerpunkte bilden 
die Auseinandersetzung mit begangenen Straftaten, de-
ren Ursachen und Folgen sowie die Erarbeitung von Zu-
kunftsperspektiven. In geeigneten Fällen soll das Be
mühen des jungen Menschen um einen Ausgleich mit 
dem Verletzten (Täter-Opfer-Ausgleich) gefördert wer-
den.

(3) Das soziale Training ist auf der Grundlage wissen-
schaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren. Es ist auf seine 
Wirksamkeit zu überprüfen und kontinuierlich fortzuent-
wickeln.

§ 6

Beratung und Unterstützung

(1) Im Rahmen des sozialen Trainings berät und unter-
stützt die Einrichtung den jungen Menschen auch bei der 
Bewältigung persönlicher und sozialer Schwierigkeiten. 
Der junge Mensch soll motiviert und angeleitet werden, 
seine Angelegenheiten zunehmend selbst zu ordnen und 
zu regeln.

(2) Die Beratung und Unterstützung umfasst insbeson
dere die Vermittlung von Kontakten zu anderen staat
lichen Stellen sowie sonstigen Organisationen und Per-
sonen, die den jungen Menschen nach der Entlassung 
betreuen und förderliche soziale Hilfe leisten können. 
Der junge Mensch ist dazu anzuhalten, frühzeitig den 
Kontakt zu den ihm vermittelten Stellen, Organisationen 
und Personen herzustellen.

§ 7

Information und Bildung

(1) Begleitend zum sozialen Training werden regelmäßig 
Informationsveranstaltungen durchgeführt, insbesondere 
zu den Themen Gewalt, Sucht, Schulden und Medien. Zu-
dem ermöglicht die Einrichtung dem jungen Menschen 
den Zugang zu tagesaktuellen Informationen und zu die-
sem Zweck auch die Teilnahme am Rundfunkempfang.

(2) Die Einrichtung bietet dem jungen Menschen auch 
Maßnahmen zur schulischen und beruflichen Förderung 
an. Bei Bedarf ist seine Sprachkompetenz zu fördern. 
Sofern der junge Mensch in der Vergangenheit seine 
Schulpflicht nicht oder nur unzureichend erfüllt hat, ist 
er dahingehend zu motivieren, in Zukunft seiner Schul-
pflicht nachzukommen.

§ 8

Beschäftigung

(1) Neben dem sozialen Training soll der junge Mensch 
nach Möglichkeit zu Hausarbeiten innerhalb der Einrich-
tung sowie zu gemeinnütziger Arbeit innerhalb oder au-
ßerhalb der Einrichtung herangezogen werden.
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§ 13

Gewahrsam

(1) Im Jugendarrest darf der junge Mensch nur Gegen-
stände in Gewahrsam haben, die ihm mit Zustimmung 
der Einrichtung belassen oder überlassen werden. 

(2) Der Besitz von Büchern sowie von Zeitungen und 
Zeitschriften ist zu gestatten, sofern pädagogische 
Gründe nicht entgegenstehen.

(3) Der Besitz und Betrieb eigener Mobilfunkendgeräte 
sowie eigener Geräte der Unterhaltungselektronik auf 
dem Einrichtungsgelände ist dem jungen Menschen 
grundsätzlich untersagt. Die Einrichtung kann Ausnah-
men zulassen.

(4) Eingebrachte Gegenstände, die der junge Mensch 
nicht in Gewahrsam haben darf, werden von der Einrich-
tung aufbewahrt, soweit dies nach Art und Umfang mög-
lich ist.

§ 14

Kleidung

(1) Im Jugendarrest trägt der junge Mensch eigene Klei-
dung. Sofern er nicht über geeignete oder angemessene 
eigene Kleidung verfügt, wird er damit von der Einrich-
tung ausgestattet.

(2) Für die Reinigung eigener Kleidung hat der junge 
Mensch selbst Sorge zu tragen.

§ 15

Verpflegung

(1) Der junge Mensch nimmt an der Gemeinschaftsver-
pflegung der Einrichtung teil. Zusammensetzung und 
Nährwert der Verpflegung entsprechen den Anforderun-
gen an eine gesunde Ernährung junger Menschen. Auf 
ärztliche Anordnung wird eine besondere Verpflegung 
gewährt. Die Befolgung religiöser Speisevorschriften ist 
ebenso zu ermöglichen wie eine vegetarische Ernäh
rung.

(2) Der Einkauf aus einem von der Einrichtung vermit-
telten Angebot kann gestattet werden.

Abschnitt 5

Gesundheit und Seelsorge

§ 16

Gesundheit

(1) Die Einrichtung vermittelt dem jungen Menschen die 
Bedeutung einer gesunden Lebensführung und unter-
stützt ihn bei der Erhaltung seiner körperlichen, geistigen 

§ 11

Planung

(1) Ausgehend von den Erkenntnissen aus dem Zugangs-
gespräch verschafft sich die Einrichtung einen möglichst 
umfassenden Überblick über die Persönlichkeit des jun-
gen Menschen, seine Lebensverhältnisse und den För-
derbedarf. Dabei berücksichtigt sie auch weitere Infor-
mationen, insbesondere der Personensorgeberechtigten 
und der Jugendgerichtshilfe, sofern diese Informationen 
bereits vorliegen.

(2) Auf der Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse ist 
für den jungen Menschen ein Förderplan zu erstellen, der 
insbesondere Angaben über die Teilnahme an Fördermaß-
nahmen enthält und nach Möglichkeit Fähigkeiten und 
Begabungen des jungen Menschen berücksichtigt. An
regungen und Vorschläge des jungen Menschen sollen 
berücksichtigt werden, soweit sie pädagogisch sinnvoll 
sind. Der Förderplan ist gegebenenfalls fortzuschreiben.

(3) Der Förderplan berücksichtigt auch Leistungen und 
Hilfen, die dem jungen Menschen und seiner Familie 
von anderen staatlichen Stellen oder sonstigen Organisa-
tionen oder Personen gewährt werden oder gewährt wer-
den können.

(4) Die Personensorgeberechtigten erhalten Gelegenheit, 
Anregungen und Vorschläge zur Planung des Jugend
arrestes anzubringen. Diese sollen, soweit sie mit dem 
Ziel und der Gestaltung des Jugendarrestes vereinbar 
sind, berücksichtigt werden.

(5) Der junge Mensch ist berechtigt und verpflichtet, an 
den im Förderplan vorgesehenen Fördermaßnahmen mit-
zuwirken. Er ist entsprechend zu motivieren. Bereitschaft, 
Mitwirkung und Fortschritte des jungen Menschen sollen 
anerkannt und nach Möglichkeit belohnt werden.

Abschnitt 4

Unterbringung und Versorgung

§ 12

Unterbringung

(1) Während der Ruhezeit wird der junge Mensch ein-
zeln in einem Arrestraum untergebracht. Weibliche Per-
sonen werden getrennt von männlichen Personen unter-
gebracht.

(2) Die gemeinsame Unterbringung höchstens zweier 
Personen gleichen Geschlechts ist zulässig, wenn beide 
zustimmen und pädagogische Gründe nicht entgegen-
stehen.

(3) Außerhalb der Ruhezeit hält sich der junge Mensch 
grundsätzlich in Gemeinschaft auf; eine Trennung nach 
Geschlechtern ist nicht erforderlich. Der gemeinschaft
liche Aufenthalt kann aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Einrichtung oder aus pädagogischen Grün-
den eingeschränkt werden.
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jungen Menschen zu befürchten ist oder die Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung gefährdet würde. 

(4) In begründeten Ausnahmefällen kann der Empfang 
von Paketen gestattet werden. Der Inhalt der Pakete darf 
kontrolliert werden.

§ 19

Besuche und Telefonate

(1) Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von de-
nen ein günstiger Einfluss auf den jungen Menschen er-
wartet werden kann, wird gefördert. Zu diesem Zweck 
können Besuche und Telefonate gestattet werden.

(2) Bei Dauerarrest von über zwei Wochen darf der 
junge Mensch ab der dritten Woche Besuch von ihm na-
hestehenden Personen empfangen, sofern die Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung nicht gefährdet würde.

(3) Umfang und Ausgestaltung der Besuche und Telefo-
nate regelt die Einrichtung unter Berücksichtigung orga-
nisatorischer Gesichtspunkte. Aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung der Einrichtung kann ein Besuch 
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besuchs-
person durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder 
sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände ab
suchen lässt. Besuche dürfen optisch überwacht werden, 
auch mit technischen Hilfsmitteln. Sie dürfen abge
brochen werden, wenn ein schädlicher Einfluss auf den 
jungen Menschen zu befürchten ist oder die Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung gefährdet würde. Gegen-
stände dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis der Ein-
richtung übergeben werden.

(4) Besuche von Verteidigerinnen oder Verteidigern, von 
Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) 
sowie von Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälten und 
Notarinnen oder Notaren in einer den jungen Menschen 
betreffenden Rechtssache sind ebenso zu gestatten wie 
Besuche von Erziehungsbeiständen, von Betreuungs
helferinnen und Betreuungshelfern sowie von Vertrete-
rinnen und Vertretern des Jugendamtes und der Be
währungshilfe. Dies gilt für Telefonate entsprechend. 
Besuche und Telefonate mit diesen Personen werden 
nicht überwacht.

§ 20

Ausgang

(1) Im Rahmen der im Förderplan vorgesehenen Maß-
nahmen kann dem jungen Menschen Ausgang gewährt 
werden, insbesondere zur Teilnahme an externen Hilfs-, 
Beratungs- und Bildungsangeboten. Im Übrigen kann 
Ausgang zur medizinischen Behandlung, zur Teilnahme 
an gerichtlichen Terminen, zur Erfüllung von Weisungen 
und Auflagen, zur Teilnahme am Gottesdienst und ande-
ren religiösen Veranstaltungen sowie aus anderem wich-
tigen Anlass gewährt werden.

und seelischen Gesundheit. Ihm wird ermöglicht, sich 
täglich mindestens eine Stunde im Freien aufzuhalten.

(2) Der junge Mensch hat Anordnungen zum Gesund-
heitsschutz und zur Hygiene zu befolgen. Im Einzelfall 
können Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittel-
konsum durchgeführt werden, sofern diese nicht mit ei-
nem körperlichen Eingriff verbunden sind.

(3) Der junge Mensch wird im Jugendarrest ärztlich be-
handelt und medizinisch versorgt, soweit dies erforder-
lich ist. Ist er nicht krankenversichert, hat er einen An-
spruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige 
medizinische Leistungen unter Beachtung des Grundsat-
zes der Wirtschaftlichkeit und des allgemeinen Standards 
der gesetzlichen Krankenversicherung.

(4) In der Einrichtung darf nicht geraucht werden. Voll-
jährigen Personen kann das Rauchen in bestimmten Ein-
richtungsbereichen gestattet werden, wenn gewährleistet 
ist, dass minderjährige Personen nicht zugegen sind und 
Nichtraucher nicht belästigt werden.

§ 17

Seelsorge

(1) Dem jungen Menschen ist auf Wunsch zu helfen, mit 
einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger seiner Reli
gionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Er hat das 
Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Ver
anstaltungen seines Bekenntnisses teilzunehmen. Das 
Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unverletzlich.

(2) Der junge Mensch darf grundlegende religiöse Schrif-
ten und Gegenstände des religiösen Gebrauchs besitzen. 
Diese Schriften oder Gegenstände dürfen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden.

(3) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gel-
ten Absatz 1 und 2 entsprechend.

Abschnitt 6

Außenkontakte

§ 18

Post

(1) Im Jugendarrest darf der junge Mensch unbeschränkt 
Schreiben empfangen und absenden. Die Einrichtung 
kann die Kosten für ausgehende Schreiben in angemes-
senem Umfang übernehmen, wenn der junge Mensch 
dazu nicht in der Lage ist.

(2) Eine inhaltliche Kontrolle der Schreiben findet nicht 
statt. Ein- und ausgehende Schreiben dürfen von der Ein-
richtung in Anwesenheit des jungen Menschen geöffnet 
und auf verbotene Gegenstände kontrolliert werden.

(3) Der Schriftwechsel mit bestimmten Personen kann 
untersagt werden, wenn ein schädlicher Einfluss auf den 
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ses Gesetzes auferlegt ist, werden Ursachen und Aus-
wirkungen des Pflichtverstoßes in einem Gespräch mit 
dem jungen Menschen erörtert und pädagogisch aufge-
arbeitet.

(2) In geeigneten Fällen ist eine einvernehmliche Streit-
beilegung anzustreben. Mit den betroffenen Personen 
können Vereinbarungen getroffen werden, die insbe
sondere die Entschuldigung, die Schadenswiedergut
machung, die Erbringung von Leistungen für die Ge-
meinschaft und den vorübergehenden Verbleib im 
Arrestraum vorsehen. Die getroffenen Vereinbarungen 
sind aktenkundig zu machen.

(3) Wenn Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 zur Einwir-
kung auf den jungen Menschen nicht ausreichen, können 
beschränkende Maßnahmen angeordnet werden, nament
lich

1.	die Erteilung von Weisungen und Auflagen,

2.	�die Beschränkung oder der Entzug einzelner Gegen-
stände zur Freizeitbeschäftigung,

3.	�der Ausschluss von gemeinsamer Freizeit oder von 
einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zu zwei Tage 
und

4.	�der Verbleib im Arrestraum bis zu zwei Tage mit Aus-
nahme des Aufenthalts im Freien.

Die Anordnung beschränkender Maßnahmen ist akten-
kundig zu machen.

§ 23

Durchsuchung

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung 
der Einrichtung dürfen der junge Mensch, seine Sachen 
und sein Arrestraum durchsucht und mit technischen 
Mitteln abgesucht werden. Die Durchsuchung seiner 
Person darf nur von Personen gleichen Geschlechts 
durchgeführt werden.

(2) Nur auf Anordnung der Leiterin oder des Leiters der 
Einrichtung im Einzelfall oder bei Gefahr im Verzug ist 
es zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene kör-
perliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie ist einzeln in 
einem geschlossenen Raum durchzuführen und darf nur 
in Gegenwart von Personen gleichen Geschlechts erfol-
gen. Das Schamgefühl ist zu schonen.

§ 24

Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen den jungen Menschen können Sicherungs-
maßnahmen angeordnet werden, wenn nach seinem Ver-
halten oder aufgrund seines seelischen Zustandes in er-
höhtem Maße die Gefahr von Gewalttätigkeiten gegen 
Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbst-
verletzung besteht.

(2) Ausgang darf nicht gewährt werden, wenn zu be-
fürchten ist, dass sich der junge Mensch dem Arrest ent-
zieht oder die Maßnahme zur Begehung von Straftaten 
missbraucht.

(3) Für den Ausgang können Weisungen erteilt werden. 
Der junge Mensch wird durch eine Bezugsperson beglei-
tet oder durch Bedienstete ständig und unmittelbar be-
aufsichtigt, wenn dies erforderlich ist.

(4) Durch die Gewährung von Ausgang wird die Voll-
streckung des Jugendarrestes nicht unterbrochen.

Abschnitt 7

Sicherheit und Ordnung

§ 21

Verhalten

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grundlage eines 
sozialverträglichen Miteinanders im Jugendarrest. Der 
junge Mensch trägt dazu bei, dass in der Einrichtung ein 
von gegenseitiger Akzeptanz geprägtes gewaltfreies 
Klima herrscht. Sein Bewusstsein hierfür ist zu entwi-
ckeln und zu stärken.

(2) Soweit dieses Gesetz eine besondere Regelung nicht 
enthält, dürfen dem jungen Menschen nur solche Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwer-
wiegenden Störung der Ordnung der Einrichtung uner-
lässlich sind. Von mehreren geeigneten Maßnahmen ist 
diejenige zu wählen, die den jungen Menschen voraus-
sichtlich am wenigsten beeinträchtigt und nicht zu einem 
Nachteil führt, der zu dem angestrebten Erfolg erkennbar 
außer Verhältnis steht.

(3) Der junge Mensch hat sich nach dem Tagesablauf der 
Einrichtung zu richten und Anordnungen der Leiterin 
oder des Leiters der Einrichtung sowie der Bediensteten 
zu befolgen. Seinen Arrestraum, die Gemeinschafts
räume und die ihm von der Einrichtung überlassenen Ge-
genstände hat er in Ordnung zu halten und schonend zu 
behandeln.

(4) Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine 
erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer Person be-
deuten, hat der junge Mensch unverzüglich zu melden.

(5) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung erlässt 
eine Hausordnung, die Rechte und Pflichten der jungen 
Menschen sowie die Abläufe in der Einrichtung be-
schreibt. Sie ist so zu verfassen, dass die jungen Men-
schen Sinn und Zweck der Regeln verstehen können.

§ 22

Pflichtverstöße

(1) Verstößt der junge Mensch schuldhaft gegen eine 
Pflicht, die ihm durch dieses Gesetz oder aufgrund die-
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(4) Unter mehreren möglichen und geeigneten Zwangs-
maßnahmen sind diejenigen zu wählen, die den Einzel-
nen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten 
beeinträchtigen. Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn 
ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer 
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

(5) Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die An-
drohung darf nur dann unterbleiben, wenn die Umstände 
sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort ange-
wendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den 
Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder 
eine gegenwärtige Gefahr abzuwenden.

(6) Das Recht zur Anwendung von unmittelbarem Zwang 
aufgrund anderer Regelungen bleibt unberührt.

Abschnitt 8

Beendigung

§ 26

Schlussbericht

(1) Zum Ende der Arrestzeit wird ein Schlussbericht über 
den Arrestverlauf erstellt. Dieser enthält insbesondere 
Angaben zur Persönlichkeit des jungen Menschen sowie 
zu den durchgeführten Fördermaßnahmen und zum wei-
teren Förderbedarf. Sofern erteilte Weisungen, Auflagen 
oder Anordnungen erfüllt wurden, ist dies im Schlussbe-
richt zu vermerken.

(2) Der Schlussbericht ist für die Vollzugs- und Straf
akten bestimmt. Eine Ausfertigung des Berichts ist der 
Jugendgerichtshilfe und im Falle einer Bewährungsun-
terstellung auch der Bewährungshilfe zuzuleiten. Auf 
Wunsch erhalten auch der junge Mensch und die Perso-
nensorgeberechtigten eine Ausfertigung.

§ 27

Entlassung

(1) Vor der Entlassung wird mit dem jungen Menschen 
einzeln ein Schlussgespräch geführt, in dem auch der In-
halt des Schlussberichts erläutert wird.

(2) Die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt 
werden möglichst frühzeitig über die bevorstehende Ent-
lassung unterrichtet. Im Falle einer Bewährungsunter-
stellung gilt dies auch für die Bewährungshilfe.

(3) Die Entlassung kann am Tag des Ablaufs der Arrest-
zeit vorzeitig erfolgen, wenn der junge Mensch aus schu-
lischen oder beruflichen Gründen hierauf angewiesen ist 
oder die Verkehrsverhältnisse dies erfordern. Soweit  
seine eigenen Mittel nicht ausreichen, erhält der junge 
Mensch von der Einrichtung eine Beihilfe zu den Fahrt-
kosten öffentlicher Verkehrsmittel.

(2) Als Sicherungsmaßnahmen sind zulässig

1.	der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

2.	die Beobachtung, auch mit technischen Hilfsmitteln,

3.	die Absonderung von den anderen jungen Menschen,

4.	die vorübergehende Fesselung,

5.	die Unterbringung in einem sicheren Raum.

(3) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist 
nur zulässig, wenn sie zur Abwehr einer in Absatz 1 ge-
nannten Gefahr unerlässlich ist. Eine Absonderung von 
mehr als einer Woche Dauer bedarf der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde. Die abgesonderte Person ist beson-
ders zu betreuen.

(4) Die vorübergehende Fesselung und die Unterbrin-
gung in einem sicheren Raum sind nur zulässig, wenn sie 
zur Abwendung einer konkreten Gefahr der Selbsttötung 
oder erheblichen Selbstverletzung unerlässlich sind. Die 
betroffene Person ist ständig zu beobachten und beson-
ders zu betreuen. Es ist unverzüglich eine ärztliche Un-
tersuchung zu veranlassen. Eine Unterbringung in einem 
sicheren Raum von mehr als 24 Stunden Dauer ist der 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(5) Sicherungsmaßnahmen werden durch die Leiterin 
oder den Leiter der Einrichtung angeordnet. Bei Gefahr 
im Verzug können auch andere Bedienstete der Einrich-
tung eine vorläufige Anordnung treffen; die Entschei-
dung der Leiterin oder des Leiters der Einrichtung ist 
unverzüglich einzuholen. Die Anordnung von Siche-
rungsmaßnahmen ist aktenkundig zu machen.

(6) Sicherungsmaßnahmen dürfen nur soweit aufrechter-
halten werden, wie es ihr Zweck erfordert. Sie sind in 
angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob 
und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden 
müssen.

§ 25

Zwangsmaßnahmen

(1) Bedienstete der Einrichtung dürfen rechtmäßige 
Maßnahmen mit unmittelbarem Zwang durchsetzen, 
wenn der damit verfolgte Zweck nicht auf andere Weise 
erreicht werden kann.

(2) Gegen andere Personen als junge Menschen im Ar-
rest darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn 
sie es unternehmen, junge Menschen im Arrest zu be-
freien oder in den Einrichtungsbereich widerrechtlich 
einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhal-
ten.

(3) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Per
sonen oder Sachen durch körperliche Gewalt und ihre 
Hilfsmittel. Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare 
körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. Als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind nur Fesseln zu
lässig.
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§ 31

Nichtbefolgungsarrest 

(1) Für den Arrest wegen Nichtbefolgung von Weisun-
gen, Auflagen oder Anordnungen gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend.

(2) Im Nichtbefolgungsarrest sollen mit dem jungen 
Menschen die Gründe für die Nichtbefolgung der erteil-
ten Weisungen, Auflagen oder Anordnungen erörtert 
werden. Er soll dazu motiviert werden, die ihm erteilten 
Weisungen, Auflagen oder Anordnungen zu befolgen. 
Nach Möglichkeit soll ihm während des Jugendarrestes 
dazu Gelegenheit gegeben werden.

Abschnitt 10

Organisation

§ 32

Einrichtungen

(1) Die Durchführung des Jugendarrestes erfolgt vom 
Strafvollzug und von sonstigen Haftarten getrennt in 
Einrichtungen der Landesjustizverwaltung.

(2) Aufsichtsbehörde ist das Justizministerium. Es führt 
die Aufsicht über die Einrichtungen und setzt die Bele-
gungsfähigkeit für jede Einrichtung so fest, dass eine an-
gemessene Unterbringung der jungen Menschen gewähr-
leistet ist und die Aufgaben nach diesem Gesetz erfüllt 
werden können. Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
der Einrichtungen wird nach allgemeinen Merkmalen in 
einem Vollstreckungsplan geregelt.

(3) Die Einrichtungen werden mit dem für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Personal ausgestattet. Die 
ärztliche Versorgung und die seelsorgerische Betreuung 
der jungen Menschen sind sicherzustellen. Die Erledi-
gung von nicht-hoheitlichen Aufgaben kann freien Trä-
gern und privaten Dienstleistern übertragen werden.

(4) Bei der Ausstattung der Einrichtungen ist darauf zu 
achten, dass eine ausreichende Anzahl zweckdienlich 
und jugendgerecht ausgestatteter Räume für die Durch-
führung des sozialen Trainings und der ergänzenden För-
dermaßnahmen zur Verfügung steht.

§ 33

Leitung

(1) Die Leiterin oder der Leiter der Einrichtung trägt die 
Verantwortung für die Einrichtung und trifft die nach die-
sem Gesetz erforderlichen Entscheidungen. Die Leiterin 
oder der Leiter der Einrichtung kann bestimmte Aufgaben 
und Entscheidungen auch einzelnen oder mehreren Be-
diensteten der Einrichtung übertragen. Die Aufsichtsbe
hörde kann sich die Zustimmung zur Übertragung vorbe-
halten.

§ 28

Verbleib und Wiederaufnahme

(1) Ein zu entlassender oder bereits entlassener junger 
Mensch kann bei einer dringenden Gefahr für sein Wohl 
auf seinen Antrag vorübergehend in der Einrichtung ver-
bleiben oder wieder aufgenommen werden, insbesondere 
wenn nachsorgende Maßnahmen noch nicht eingeleitet 
wurden oder noch nicht beginnen können und eine an-
derweitige geeignete Unterbringung nicht oder noch 
nicht möglich ist.

(2) Die Unterbringung kann jederzeit beendet werden, 
insbesondere bei störendem Verhalten des verbliebenen 
oder wieder aufgenommenen jungen Menschen. Auf sei-
nen Antrag ist er unverzüglich zu entlassen.

(3) Gegen einen verbliebenen oder wieder aufgenom
menen jungen Menschen dürfen Maßnahmen des Arres
tes nicht mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden. 
§ 25 Absatz 2 und 6 bleibt unberührt. 

Abschnitt 9

Besondere Arrestformen

§ 29

Jugendarrest neben Jugendstrafe

(1) Für den Jugendarrest neben Jugendstrafe gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend mit der Maß-
gabe, dass sich die Gestaltung und Durchführung an den 
Anordnungsgründen des § 16 a JGG zu orientieren hat.

(2) Jugendarrest neben Jugendstrafe dient auch dem Ziel, 
den jungen Menschen auf die Bewährungszeit vorzube-
reiten. Zu diesem Zweck wird frühzeitig die Bewäh
rungshilfe in die Förderplanung einbezogen. Die Pla-
nung und Einleitung nachsorgender Maßnahmen obliegt 
in erster Linie der Bewährungshilfe.

§ 30

Freizeit- und Kurzarrest

(1) Für den Freizeit- und Kurzarrest gelten die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes entsprechend, soweit die kurze Ar-
restdauer dies zulässt.

(2) Die ärztliche Untersuchung nach § 10 Absatz 3 kann 
entfallen, es sei denn, es liegen konkrete Anhaltspunkte 
für eine Arrestuntauglichkeit oder für behandlungsbe-
dürftige Krankheiten oder Verletzungen vor.

(3) Der Förderplan und der Schlussbericht können in ab-
gekürzter Form erstellt werden.

(4) Besuche, Telefonate und Ausgänge sind auf drin-
gende Fälle zu beschränken. § 19 Absatz 4 findet unein-
geschränkt Anwendung.
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§ 38

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 Absatz 1 des 
Grundgesetzes), auf körperliche Unversehrtheit (Arti-
kel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) und auf Frei-
heit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundge-
setzes) sowie das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
(Artikel 10 Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 39

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des dritten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Gesetz zur Änderung des 
Privatschulgesetzes

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 13. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Privatschulgesetzes

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar 
1990 (GBl. S. 105), zuletzt geändert durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2012 (GBl. S. 677, 685), 
wird wie folgt geändert:

1.	§ 4 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	 »Die Genehmigung bedarf der Schriftform.«

(2) Die Aufsichtsbehörde überträgt die Leitung der Einrich-
tung der Jugendrichterin oder dem Jugendrichter am Ort 
der Einrichtung. Ist dort keine Jugendrichterin oder kein Ju-
gendrichter tätig oder sind dort mehrere tätig, bestimmt die 
Aufsichtsbehörde eine Jugendrichterin oder einen Jugend
richter zur Leiterin oder zum Leiter der Einrichtung.

§ 34

Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Einrichtung werden grundsätzlich 
von beamteten Bediensteten wahrgenommen. Sie kön-
nen anderen Bediensteten sowie nebenamtlich oder ver-
traglich verpflichteten Personen übertragen werden. Die 
im Jugendarrest tätigen Personen tragen Zivilkleidung.

(2) Die Bediensteten müssen für die pädagogische Arbeit 
mit jungen Menschen geeignet und qualifiziert sein. Ih-
nen werden regelmäßig Fortbildungsmaßnahmen ange-
boten. 

(3) Die Bediensteten haben wichtige Wahrnehmungen in 
Bezug auf die jungen Menschen unverzüglich der Leite-
rin oder dem Leiter der Einrichtung zu melden.

Abschnitt 11

Sonstige Bestimmungen

§ 35

Beschwerden

(1) Der junge Mensch kann sich mit Wünschen, Anre-
gungen und Beschwerden in Angelegenheiten, die ihn 
selbst betreffen oder von gemeinsamem Interesse sind, 
an die Leiterin oder den Leiter der Einrichtung wenden.

(2) Er hat ferner das Recht, sich an die Strafvollzugs
beauftragten des Landtags von Baden-Württemberg  
(§ 56 des Buches 1 des Justizvollzugsgesetzbuches – 
JVollzGB I) oder an die Aufsichtsbehörde zu wenden.

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde und 
des gerichtlichen Rechtsschutzes bleibt unberührt.

§ 36

Forschung

Die Gestaltung und Durchführung des Jugendarrestes 
wird wissenschaftlich begleitet und erforscht. Auf der 
Grundlage der wissenschaftlichen Erkenntnisse ist der 
Jugendarrest kontinuierlich fortzuentwickeln.

§ 37

Videobeobachtung und Datenschutz

Die §§ 23 sowie 27 bis 40 und 42 bis 55 JVollzGB I gel-
ten entsprechend.
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soldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

j)	� die übrigen Berufsfachschulen und die übrigen 
Fachschulen vorbehaltlich der in § 25 getroffenen 
Regelung 117 Prozent des Endgrundgehalts der Be-
soldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

k)	� technische Berufskollegs 111,8 Prozent des End-
grundgehalts der Besoldungsgruppe des Eingangs
amts für beamtete Lehrkräfte an Realschulen;

l)	� die übrigen Berufskollegs vorbehaltlich der in § 25 
getroffenen Regelung 102,2 Prozent des Endgrund-
gehalts der Besoldungsgruppe des Eingangsamts 
für beamtete Lehrkräfte an Realschulen.«

4.	§ 18 a wird wie folgt geändert:

In Absatz 6 Nummer 9 wird der Punkt durch die Wörter 
» , Kosten für Präventionsmaßnahmen an Schulen.« er-
setzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. Abweichend hiervon tritt Artikel 1 Nummer 3 mit 
Wirkung vom 1. August 2014 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

2.	§ 13 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

	� »Die Ergänzungsschule gilt als nicht angezeigt, wenn 
sie nicht binnen eines Jahres eröffnet wird; sie gilt als 
nicht mehr bestehend, wenn sie ein Jahr lang nicht be-
trieben wird.«

3.	§ 18 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	� »Der jährliche Zuschuss je Schüler nach § 17 Absatz 1 
beträgt bei Vollzeitform für

a)	� Grundschulen, die Klassen 1 bis 4 der Freien Wal-
dorfschulen und die Klassen 1 bis 4 der Gemein-
schaftsschulen 76,9 Prozent des Endgrundgehalts 
der Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beam-
tete Lehrkräfte an Grundschulen;

b)	� Hauptschulen und Werkrealschulen 120,2 Prozent 
des Endgrundgehalts der Besoldungsgruppe des 
Eingangsamts für beamtete Lehrkräfte an Haupt-
schulen;

c)	� Realschulen 75,7 Prozent des Endgrundgehalts der 
Besoldungsgruppe des Eingangsamts für beamtete 
Lehrkräfte an Realschulen;

d)	� die Klassen 5 bis 12 der Freien Waldorfschulen 
81,7 Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungs-
gruppe des ersten Beförderungsamts für beamtete 
Lehrkräfte des höheren Dienstes an Gymnasien;

e)	� allgemein bildende Gymnasien, die dreijährige 
gymnasiale Oberstufe der Gemeinschaftsschulen 
und die Klasse 13 der Freien Waldorfschulen 84,6 
Prozent des Endgrundgehalts der Besoldungs-
gruppe des ersten Beförderungsamts für beamtete 
Lehrkräfte des höheren Dienstes an Gymnasien;

f)	� die Klassen 5 bis 10 der Gemeinschaftsschulen den 
Durchschnittsbetrag (arithmetischer Mittelwert), 
der sich aus den Buchstaben b, c und e ergebenden 
Zuschussbeträge zuzüglich eines Zuschlags von  
10 Prozent für den Ganztagsbetrieb an der Sekun-
darstufe I; Träger erstmals genehmigter Gemein-
schaftsschulen erhalten darüber hinaus im ersten 
Jahr der Unterrichtsaufnahme einmalig einen zu-
sätzlichen Zuschuss in Höhe von 11 600 Euro je 
Zug;

g)	� berufliche Gymnasien 93,4 Prozent des Endgrund-
gehalts der Besoldungsgruppe des ersten Beförde-
rungsamts für beamtete Lehrkräfte des höheren 
Dienstes an Gymnasien;

h)	� Fachschulen für Sozialpädagogik (Berufskollegs), 
Fachschulen für Sozialwesen, Fachrichtung Jugend- 
und Heimerziehung (Berufskollegs) und Fachschu-
len für Sozialwesen, Fachrichtung für Heilerzie-
hungspflege (Berufskollegs) 115,6 Prozent des End-
grundgehalts der Besoldungsgruppe des ersten Be-
förderungsamts für beamtete Lehrkräfte des höheren 
Dienstes an beruflichen Schulen;

i)	� technische Berufsfachschulen und technische Fach
schulen 126,6 Prozent des Endgrundgehalts der Be-
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Unterabschnitt 2: 

Voraussetzungen für eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 10	� Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung aufgrund Art, Größe und Leistung der Vorhaben

§ 11	� Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im Einzelfall

§ 12	� Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung bei Änderung und Erweiterung UVP-pflichtiger 
Vorhaben

§ 13	� Prüfungsumfang bei vorausgegangenem vorgelagerten Verfahren

Unterabschnitt 3: 

Voraussetzungen für eine 
Strategische Umweltprüfung

§ 14	� Verpflichtung zur Durchführung einer Strategischen Umwelt
prüfung in bestimmten Plan- oder Programmbereichen und im 
Einzelfall

Unterabschnitt 4: 

Feststellung der Umweltprüfungspflicht und 
Verfahrensschritte der Umweltprüfungen, 

Verordnungsermächtigung

§ 15	 Entsprechende Geltung von Bundesrecht

§ 16	 Verordnungsermächtigung

Abschnitt 2: 

Ergänzende Vorschriften

§ 17	� Zuständige Behörde bei grenzüberschreitender Behörden- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung

§ 18	 Federführende Behörde nach § 14 UVPG 

§ 19	� Scoping im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 20	� Scoping im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung

§ 21	 Bekanntgabe und Auslegung im Internet

Teil 3

Umweltinformation

Abschnitt 1: 

Allgemeine Bestimmungen

§ 22	 Zweck, Anwendungsbereich

§ 23	 Allgemeine Bestimmungen

Abschnitt 2: 

Informationszugang auf Antrag, 
Ablehnungsgründe

§ 24	 Zugang zu Umweltinformationen

§ 25	 Antrag und Verfahren

§ 26	 Erleichterung des Informationszugangs

§ 27	 Ablehnung des Antrags

§ 28	 Schutz öffentlicher Belange

§ 29	 Schutz sonstiger Belange

Abschnitt 3: 

Verbreitung von Umweltinformationen

§ 30	 Unterrichtung der Öffentlichkeit

§ 31	 Umweltzustandsbericht

Abschnitt 4: 

Ergänzende Bestimmungen

§ 32	 Rechtsschutz

§ 33	 Gebühren und Auslagen

Gesetz zur Vereinheitlichung 	
des Umweltverwaltungsrechts und 	

zur Stärkung der Bürger- und 
Öffentlichkeitsbeteiligung 	

im Umweltbereich

Vom 25. November 2014

Der Landtag hat am 13. November 2014 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Umweltverwaltungsgesetz (UVwG)*

INHALTSÜBERSICHT

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1	� Ziele, Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

§ 2	 Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung

§ 3	 Vorbildfunktion der öffentlichen Hand

§ 4	 Umweltmediation

§ 5	 Umweltschaden

§ 6	� Zuständigkeit zur Anerkennung von Umweltvereinigungen; 
Beteiligungsrechte

Teil 2

Umweltprüfung

Abschnitt 1: 

Umweltprüfungen nach Landesrecht

Unterabschnitt 1: 

Allgemeine Vorschriften

§ 7	 Zweck der Umweltprüfung

§ 8	 Allgemeine Bestimmungen

§ 9	� Anwendungsbereich, Verhältnis zu anderen Vorschriften

*	 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der
	 –	� Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sa-
nierung von Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30. 4. 2004, S. 56), 
zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/30/EU (ABl. L 178 vom 
28. 6.2013, S. 66),

	 –	� Artikel 3 Nr. 7 und Artikel 4 Nr. 4 der Richtlinie 2003/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die 
Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter um-
weltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der Richt-
linien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten (ABl. L 156 
vom 25. 6. 2003, S. 17), zuletzt geändert durch Richtlinie 2011/92/
EU (ABl. L 26 vom 28. 1. 2012, S. 1),

	 –	� Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 26 vom 
28. 1. 2012, S. 1),

	 –	� Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Um-
weltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG 
des Rates (ABl. L 41 vom 14. 2. 2003, S. 26).
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gabenbereich durch Vorhaben oder einen Plan oder ein 
Programm berührt wird, darunter auch Vereinigungen 
zur Förderung des Umweltschutzes.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine An-
wendung, soweit bundesrechtliche Vorschriften eine ab-
schließende Regelung treffen. 

§ 2

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung

(1) Bei Vorhaben, für welche die Verpflichtung zur Durch
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder eines 
Planfeststellungsverfahrens besteht, soll bereits vor An-
tragstellung eine Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden. 
Der Vorhabenträger soll die Öffentlichkeit über die Ziele 
des Vorhabens, die Mittel, es zu verwirklichen, und die vo-
raussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens unterrichten 
und ihr Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung geben. 
Hierbei kann er sich elektronischer Informationstechno
logien bedienen. Zeigen die Äußerungen ein geringes 
Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit, insbesondere 
durch eine geringe Zahl von Äußerungen oder die Be-
handlung sachfremder Themen, kann der Vorhabenträger 
auf eine Erörterung verzichten. Das Ergebnis der vor 
Antragstellung durchgeführten frühen Öffentlichkeits
beteiligung soll der Öffentlichkeit und der Behörde spätes-
tens mit der Antragstellung mitgeteilt werden. Für die 
Mitteilung gegenüber der Öffentlichkeit gilt Satz 3 ent-
sprechend. Die Erkenntnisse der frühen Öffentlichkeitsbe-
teiligung werden in das Zulassungsverfahren einbezogen.

(2) Die Kosten der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung trägt 
der Vorhabenträger.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die betrof
fene Öffentlichkeit bereits nach anderen Rechtsvor-
schriften vor der Antragstellung zu beteiligen ist. Beteili-
gungsrechte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt.

§ 3

Vorbildfunktion der öffentlichen Hand 

(1) Der öffentlichen Hand kommt beim Umweltschutz in 
ihrem Organisationsbereich eine allgemeine Vorbild-
funktion zu. Bei Planungen und Vorhaben der öffent
lichen Hand sollen die in § 1 Absatz 1 genannten Ziele in 
besonderer Weise berücksichtigt werden. Abweichend 
von Satz 1 und 2 erfüllen die Gemeinden und Landkreise 
die Vorbildfunktion in eigener Verantwortung.

(2) Öffentliche Hand im Sinne dieser Vorschrift sind

1.	�das Land, die Gemeinden und die Landkreise sowie 
jede durch oder aufgrund eines Landesgesetzes einge-
richtete Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse des öffentlichen Rechts mit Ausnahme 
von Religionsgemeinschaften und 

§ 34	 Überwachung

§ 35	 Ordnungswidrigkeit

Anlage 1	 Liste UVP-pflichtiger Vorhaben

Anlage 2	� Kriterien für die Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Anlage 3	� Pläne und Programme, für die eine Verpflichtung zur Strate-
gischen Umweltprüfung besteht

Anlage 4	� Kriterien für die Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer 
Strategischen Umweltprüfung

Anlage 5	 Gebührenverzeichnis

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Ziele, Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

(1) Zur Förderung einer ökologisch, wirtschaftlich und 
sozial nachhaltigen Entwicklung sollen unter Beachtung 
der Ressourcenschonung, des Klimaschutzes und der 
Auswirkungen auf den Menschen

1.	�Umweltgüter, die sich nicht erneuern, schonend und 
sparsam genutzt werden,

2.	�sich erneuernde Umweltgüter so genutzt werden, dass 
sie auf Dauer zur Verfügung stehen,

3.	�die Leistungs- und Funktionsfähigkeit der natürlichen 
Lebensgrundlagen gewahrt werden.

Hierzu tragen die Behörden und jedermann im Rahmen 
seiner Möglichkeiten bei.

(2) Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

1.	Vorhaben

a)	� die Errichtung und der Betrieb einer technischen 
Anlage,

b)	 der Bau einer sonstigen Anlage,

c)	� die Durchführung einer sonstigen in Natur und 
Landschaft eingreifenden Maßnahme,

d)	 die Änderung, einschließlich der Erweiterung,

aa)	� der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs 
einer technischen Anlage,

bb)	�der Lage oder der Beschaffenheit einer sonsti-
gen Anlage sowie

cc)	� der Durchführung einer sonstigen in Natur und 
Landschaft eingreifenden Maßnahme;

2.	Öffentlichkeit

	� einzelne oder mehrere natürliche oder juristische Per-
sonen sowie deren Vereinigungen;

3.	Betroffene Öffentlichkeit

	� jede Person, deren Belange durch ein Vorhaben, einen 
Plan oder ein Programm berührt werden; hierzu gehö-
ren auch Vereinigungen, deren satzungsmäßiger Auf-
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(5) Der Mediator wirkt im Falle einer Einigung darauf 
hin, dass die Parteien die Vereinbarung in Kenntnis der 
Sachlage treffen und ihren Inhalt verstehen. Die erzielte 
Einigung ist zu dokumentieren. Die Erkenntnisse der 
Mediation werden in das Zulassungsverfahren einbezo-
gen.

(6) Die Parteien einigen sich über die Kosten des Media-
tionsverfahrens. Jede Partei trägt ihre Auslagen selbst, 
soweit nichts anderes vereinbart wird.

§ 5

Umweltschaden

(1) Zuständige Behörden für die Wahrnehmung der Auf-
gaben nach dem Umweltschadensgesetz (USchadG) sind 
bei Vorliegen eines Umweltschadens oder der Gefahr ei-
nes solchen nach 

1.	�§ 2 Nummer 1 Buchstabe a USchadG die Naturschutz-
behörden,

2.	�§ 2 Nummer 1 Buchstabe b USchadG die Wasserbe-
hörden und

3.	�§ 2 Nummer 1 Buchstabe c USchadG die Boden-
schutz- und Altlastenbehörden

soweit nichts anderes bestimmt ist.

Steht ein Umweltschaden im Zusammenhang mit der 
Ausführung eines behördlich zugelassenen Vorhabens, 
so ist die Zulassungsbehörde für die Wahrnehmung der 
Aufgaben nach Satz 1 zuständig.

(2) Für Amtshandlungen beim Vollzug des Umweltscha-
densgesetzes werden Gebühren und Auslagen erhoben, 
soweit diese nicht bereits aufgrund anderer Vorschriften 
gebührenpflichtig sind.

§ 6

Zuständigkeit zur Anerkennung von Umwelt- und  
Naturschutzvereinigungen; Beteiligungsrechte

(1) Für eine Umweltvereinigung mit einem Tätigkeitsbe-
reich, der nicht über das Gebiet des Landes Baden-Würt-
temberg hinausgeht, wird die Anerkennung durch das 
Umweltministerium ausgesprochen. Für eine Vereini-
gung, die nach ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich 
im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege fördert (Naturschutzvereinigung), er-
folgt die Anerkennung im Einvernehmen mit dem Minis
terium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. Die 
Voraussetzungen für die Anerkennung richten sich nach 
§ 3 Absatz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (Um-
wRG). Die Anerkennung wird durch Einstellung auf der 
Internetseite des Umweltministeriums öffentlich be-
kanntgemacht.

(2) Nach § 3 UmwRG anerkannten Umwelt- oder Natur-
schutzvereinigungen soll bei Vorhaben,

2.	�jede Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse des Privatrechts, wenn an ihr eine Person 
nach Nummer 1 allein oder mehrere Personen nach 
Nummer 1 zusammen unmittelbar oder mittelbar 

a)	 die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzen,

b)	� über die Mehrheit der mit den Anteilen verbunde-
nen Stimmrechte verfügen oder

c)	� mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans bestellen können.

Ausgenommen sind öffentliche Unternehmen, soweit sie 
Dienstleistungen im freien Wettbewerb mit privaten Un-
ternehmen erbringen.

§ 4

Umweltmediation

(1) Bei umweltbedeutsamen Vorhaben, bei denen sich er-
hebliche Konflikte mit der betroffenen Öffentlichkeit ab-
zeichnen, kann die für die Zulassung des Vorhabens zu-
ständige Behörde, bei Planfeststellungsverfahren die 
Anhörungsbehörde, die Durchführung einer Umweltme-
diation vorschlagen.

(2) Die Umweltmediation ist ein strukturiertes Verfah-
ren, bei dem die Parteien mit Hilfe eines oder mehrerer 
Mediatoren freiwillig und eigenverantwortlich eine ein-
vernehmliche Beilegung ihres Konflikts anstreben. Die 
Umweltmediation soll bereits vor Beginn des Verwal-
tungsverfahrens beginnen. Die am Verwaltungsverfahren 
beteiligten Behörden sind nicht Parteien der Umweltme-
diation, es sei denn, sie sind Träger des Vorhabens. Ihnen 
ist Gelegenheit zur Teilnahme und Äußerung zu geben. 
Die Umweltmediation ist öffentlich, soweit nicht eine 
Partei widerspricht oder der Mediator den Ausschluss 
der Öffentlichkeit als sachdienlich ansieht. Die Unter-
richtung der Öffentlichkeit über Durchführung, Gegen-
stand, Zeit und Ort der Mediation erfolgt, soweit diese 
zumindest teilweise öffentlich stattfindet, durch Einstel-
lung auf der Internetseite der für die Zulassung des Vor-
habens, bei Planfeststellungsverfahren der für die Anhö-
rung zuständigen Behörde.

(3) Die Parteien wählen den Mediator aus. Der Mediator 
vergewissert sich, dass die Parteien die Grundsätze und 
den Ablauf des Mediationsverfahrens verstanden haben 
und freiwillig an der Umweltmediation teilnehmen. Der 
Mediator ist allen Parteien gleichermaßen verpflichtet. 
Er fördert die Kommunikation der Parteien und der übri-
gen an der Umweltmediation Beteiligten und gewähr
leistet, dass die Parteien in angemessener und fairer 
Weise in die Mediation eingebunden sind.

(4) Die Parteien können die Umweltmediation jederzeit 
beenden. Der Mediator kann die Umweltmediation be
enden, insbesondere wenn er der Auffassung ist, dass 
eine eigenverantwortliche Kommunikation oder eine Ei-
nigung der Parteien nicht zu erwarten ist.
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§ 8

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein unselbst-
ständiger Teil verwaltungsbehördlicher Verfahren, die 
der Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben 
dienen. Die Umweltverträglichkeitsprüfung umfasst die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittel-
baren und mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens 
auf

1.	�Menschen, einschließlich der menschlichen Gesund-
heit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt,

2.	Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,

3.	Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie

4.	�die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern.

Sie wird unter Beteiligung der Öffentlichkeit durch
geführt. Wird über die Zulässigkeit eines Vorhabens im 
Rahmen mehrerer Verfahren entschieden, werden die in 
diesen Verfahren durchgeführten Teilprüfungen zu einer 
Gesamtbewertung aller Umweltauswirkungen zusammen-
gefasst.

(2) Entscheidungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 sind 
Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung, Planfeststellung 
und sonstige behördliche Entscheidungen über die Zu
lässigkeit von Vorhaben, die in einem Verwaltungsver-
fahren getroffen werden, mit Ausnahme von Anzeigever-
fahren.

(3) Die Strategische Umweltprüfung ist ein unselbststän-
diger Teil behördlicher Verfahren zur Aufstellung oder 
Änderung von Plänen und Programmen, die von einer 
Behörde, der Landesregierung oder im Wege eines Ge-
setzgebungsverfahrens angenommen werden. Absatz 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Pläne und Programme im Sinne dieses Gesetzes sind 
landesrechtlich oder durch Rechtsakte der Europäischen 
Union vorgesehene Pläne und Programme, zu deren Aus-
arbeitung, Annahme oder Änderung eine Behörde durch 
Rechts- oder Verwaltungsvorschrift verpflichtet ist. Aus-
genommen sind Finanz- und Haushaltpläne und -pro-
gramme sowie Pläne und Programme des Landes, die 
ausschließlich dem Katastrophenschutz dienen.

§ 9

Anwendungsbereich, Verhältnis zu anderen Vorschriften

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für die in 
der Anlage 1 aufgeführten Vorhaben. Soweit eine Vor-
prüfung des Einzelfalls erfolgt, sind die Kriterien der 
Anlage 2 anzuwenden.

(2) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten ferner für 
die Aufstellung und Änderung von Plänen und Pro-
grammen, die

1.	�die einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder Plan-
feststellung bedürfen,

2.	�die immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig 
sind und in Spalte c des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) vom 
2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) in der jeweils geltenden 
Fassung mit dem Buchstaben »G« gekennzeichnet sind 
oder

3.	�für die eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis oder 
Bewilligung erteilt werden soll,

ein Hinweis auf die Möglichkeit zur Stellungnahme oder 
Erhebung von Einwendungen gegeben werden, soweit sie 
durch das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufga-
benbereich berührt werden. Ihnen sind die Inhalte der in-
nerhalb der jeweiligen Zulassungsverfahren vorgeschrie-
benen öffentlichen und ortsüblichen Bekanntmachungen 
bekanntzugeben. Dies soll möglichst auf elektronischem 
Wege geschehen. Auf Verlangen sollen den Vereinigun-
gen auszulegende Unterlagen, soweit möglich auf elekt-
ronischem Weg, übermittelt werden. 

(3) Die für den Umweltschutz zuständigen Behörden sol-
len über die gesetzlichen Beteiligungsrechte hinaus die 
Zusammenarbeit mit den anerkannten Umwelt- und Na-
turschutzvereinigungen pflegen.

Teil 2

Umweltprüfung

Abschnitt 1 

Umweltprüfungen nach Landesrecht

Unterabschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 7

Zweck der Umweltprüfung

Zweck dieser Vorschriften ist es sicherzustellen, dass bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Vorhaben sowie 
bei bestimmten Plänen und Programmen zur wirksamen 
Umweltvorsorge nach einheitlichen Grundsätzen

1.	�die Auswirkungen auf die Umwelt im Rahmen von 
Umweltprüfungen (Umweltverträglichkeitsprüfung und 
Strategische Umweltprüfung) frühzeitig und umfassend 
ermittelt, beschrieben und bewertet werden,

2.	die Ergebnisse der durchgeführten Umweltprüfungen

a)	� bei allen behördlichen Entscheidungen über die 
Zulässigkeit von Vorhaben,

b)	� bei der Aufstellung oder Änderung von Plänen und 
Programmen

	 so früh wie möglich berücksichtigt werden.
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(3) Wird der maßgebende Größen- oder Leistungswert 
durch die Änderung oder Erweiterung eines bestehen-
den, bisher nicht umweltverträglichkeitsprüfungspflich-
tigen (UVP-pflichtigen), Vorhabens erstmals erreicht 
oder überschritten, ist für die Änderung oder Erweite-
rung eine Umweltverträglichkeitsprüfung unter Berück-
sichtigung der Umweltauswirkungen des bestehenden, 
bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens durchzuführen. 
Bestehende Vorhaben sind auch kumulierende Vorhaben 
im Sinne von Absatz 2 Satz 1. Der in den jeweiligen An-
wendungsbereich der Richtlinie 85/337/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 
(ABl. L 175 vom 5.7.1985, S. 40, ber. ABl. L 216 vom 
3.8.1991, S. 40), aufgehoben durch Richtlinie 2011/92/ 
EU (ABl. L. 26 vom 28.1.2012, S. 1) und der Richtlinie 
97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projek-
ten (ABl. L 73 vom 14.3.1997, S. 5), aufgehoben durch 
Richtlinie 2011/92/EU (ABl. L. 26 vom 28.1.2012, S. 1), 
fallende, aber vor Ablauf der jeweiligen Umsetzungsfris-
ten erreichte Bestand bleibt hinsichtlich des Erreichens 
oder Überschreitens der Größen- oder Leistungswerte un-
berücksichtigt. Satz 1 gilt für die in der Anlage 1 Num-
mern 1.3.1 bis 1.3.3 und 1.4.1 aufgeführten Vorhaben mit 
der Maßgabe, dass neben einem engen räumlichen Zu-
sammenhang auch ein enger zeitlicher Zusammenhang 
besteht. 

(4) Sofern ein in Spalte 1 der Anlage 1 aufgeführtes Vor-
haben ausschließlich oder überwiegend der Entwicklung 
und Erprobung neuer Verfahren oder Erzeugnisse dient 
(Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben) und nicht 
länger als zwei Jahre durchgeführt wird, kann von 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen werden, 
wenn eine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 11 Absatz 1 
unter besonderer Berücksichtigung der Durchführungs-
dauer ergibt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen des Vorhabens nicht zu besorgen sind. 

§ 11

Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt
verträglichkeitsprüfung im Einzelfall

(1) Sofern in der Anlage 1 für ein Vorhaben eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen ist, ist 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Be-
rücksichtigung der in der Anlage 2 aufgeführten Krite-
rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die nach § 15 Nummer 2 in Verbindung mit § 12 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) zu berücksichtigen wären. Sofern für ein Vor-
haben mit geringer Größe oder Leistung eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen ist, gilt 

1.	in der Anlage 3 Nummer 1 aufgeführt sind,

2.	�in der Anlage 3 Nummer 2 aufgeführt sind und für 
Entscheidungen über die Zulässigkeit von in der An
lage 1 aufgeführten Vorhaben oder von sonstigen Vor-
haben, die nach Bundesrecht einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder Vorprüfung des Einzelfalls be-
dürfen, einen Rahmen setzen oder 

3.	�in der Anlage 3 nicht aufgeführt sind, für die nach  
§ 14 Absatz 2 eine Strategische Umweltprüfung oder 
Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen ist.

(3) Diese Vorschriften gelten nicht in den Bereichen 
Raumordnung und Landschaftsplanung.

(4) Rechtsvorschriften mit weitergehenden Anforderun-
gen bleiben unberührt.

Unterabschnitt 2

Voraussetzungen für eine Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung

§ 10

Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt
verträglichkeitsprüfung aufgrund Art,  

Größe und Leistung der Vorhaben

(1) Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht für ein in Spalte 1 der 
Anlage 1 aufgeführtes Vorhaben, wenn die zur Bestim-
mung seiner Art genannten Merkmale vorliegen. Sofern 
Größen- oder Leistungswerte angegeben sind, ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn die 
Werte erreicht oder überschritten werden. 

(2) Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht auch, wenn mehrere Vor-
haben derselben Art, die gleichzeitig von demselben oder 
mehreren Trägern verwirklicht werden sollen und in ei-
nem engen Zusammenhang stehen (kumulierende Vorha-
ben), zusammen die maßgeblichen Größen- oder Leis-
tungswerte erreichen oder überschreiten. Ein enger 
Zusammenhang ist gegeben, wenn diese Vorhaben

1.	�als technische oder sonstige Anlagen auf demselben 
Betriebs- oder Baugelände liegen und mit gemein
samen betrieblichen oder baulichen Einrichtungen 
verbunden sind oder

2.	�als sonstige in Natur und Landschaft eingreifende 
Maßnahmen in einem engen räumlichen Zusammen-
hang stehen

und wenn sie einem vergleichbaren Zweck dienen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nur für Vorhaben, die für sich je-
weils die Werte für die standortbezogene Vorprüfung 
oder, soweit eine solche nicht vorgesehen ist, die Werte 
für die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach 
Spalte 2 der Anlage 1 erreichen oder überschreiten.
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Unterabschnitt 3

Voraussetzungen für eine Strategische Umweltprüfung

§ 14

Verpflichtung zur Durchführung einer Strategischen 
Umweltprüfung in bestimmten Plan- oder Programm

bereichen und im Einzelfall

(1) Eine Strategische Umweltprüfung ist durchzuführen 
bei Plänen und Programmen, die

1.	in der Anlage 3 Nummer 1 aufgeführt sind oder

2.	�in der Anlage 3 Nummer 2 aufgeführt sind und für 
Entscheidungen über die Zulässigkeit von in der An
lage 1 aufgeführten Vorhaben oder von Vorhaben, die 
nach Bundesrecht einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder Vorprüfung des Einzelfalls bedürfen, einen 
Rahmen setzen.

	� (2) Bei nicht unter Absatz 1 fallenden Plänen und Pro-
grammen ist eine Strategische Umweltprüfung nur 
dann durchzuführen, wenn sie für die Entscheidung 
über die Zulässigkeit von in der Anlage 1 aufgeführten 
oder anderen Vorhaben einen Rahmen setzen und nach 
einer Vorprüfung im Einzelfall im Sinne von Absatz 4 
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ha-
ben. § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs bleiben unberührt. 

	� (3) Pläne und Programme setzen einen Rahmen für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben, 
wenn sie Festlegungen mit Bedeutung für spätere Zu-
lassungsentscheidungen, insbesondere zum Bedarf, zur 
Größe, zum Standort, zur Beschaffenheit, zu Betriebs-
bedingungen von Vorhaben oder zur Inanspruchnahme 
von Ressourcen enthalten. 

	� (4) Hängt die Durchführung einer Strategischen Um-
weltprüfung von einer Vorprüfung des Einzelfalls ab, 
hat die zuständige Behörde aufgrund einer überschlä-
gigen Prüfung unter Berücksichtigung der in der An-
lage 4 aufgeführten Kriterien einzuschätzen, ob der 
Plan oder das Programm voraussichtlich erhebliche 
Umweltauswirkungen hat, die im weiteren Aufstel-
lungsverfahren nach § 15 Nummer 2 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 14 k Absatz 2 UVPG zu berück-
sichtigen wären. Bei der Vorprüfung nach Satz 1 ist 
zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen 
durch Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen 
offensichtlich ausgeschlossen werden. Die in § 15 
Nummer 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 14 h 
UVPG genannten Behörden sind bei der Vorprüfung 
nach Satz 1 zu beteiligen. Die Durchführung und das 
Ergebnis der Vorprüfung sind zu dokumentieren. 

	� (5) Werden Pläne und Programme nach Absatz 1 und 2 
nur geringfügig geändert oder legen sie die Nutzung 
kleiner Gebiete auf lokaler Ebene fest, so ist eine Stra-
tegische Umweltprüfung nur dann durchzuführen, 
wenn eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne von 

Gleiches, wenn trotz der geringen Größe oder Leistung 
des Vorhabens nur auf Grund besonderer örtlicher Gege-
benheiten gemäß den in der Anlage 2 Nummer 2 aufge-
führten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen zu erwarten sind. Bei den Vorprüfungen 
ist zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen 
durch die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnahmen offensicht-
lich ausgeschlossen werden. Bei der allgemeinen Vor-
prüfung ist auch zu berücksichtigen, inwieweit Prüf-
werte für Größe oder Leistung, die die Vorprüfung eröff-
nen, überschritten werden. Für das erstmalige Erreichen 
oder Überschreiten und jedes weitere Überschreiten der 
Prüfwerte für Größe oder Leistung gilt § 10 Absatz 2 
Satz 1 und 2 und Absatz 3 entsprechend. Die Durchfüh-
rung und das Ergebnis der Vorprüfung sind zu dokumen-
tieren.

(2) Für ein in Spalte 2 der Anlage 1 aufgeführtes Vorha-
ben, das ein Entwicklungs- und Erprobungsvorhaben ist, 
gilt Absatz 1.

§ 12

Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt
verträglichkeitsprüfung bei Änderung und  

Erweiterung UVP-pflichtiger Vorhaben

Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht auch für die Änderung oder 
Erweiterung eines Vorhabens, für das als solches bereits 
eine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-
Pflicht) besteht, wenn

1.	�in der Anlage 1 für Vorhaben der Spalte 1 angegebene 
Größen- oder Leistungswerte durch die Änderung 
oder Erweiterung selbst erreicht oder überschritten 
werden oder

2.	�eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne von § 11 Ab-
satz 1 und 3 ergibt, dass die Änderung oder Erweite-
rung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann; in die Vorprüfung sind auch frühere Än-
derungen oder Erweiterungen des UVP-pflichtigen 
Vorhabens einzubeziehen, für die nach der jeweils gel-
tenden Fassung dieses Gesetzes keine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt worden ist. 

§ 13

Prüfungsumfang bei vorausgegangenem  
vorgelagerten Verfahren

Wird in einem vorgelagerten Verfahren eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt, so kann im nachfol-
genden Zulassungsverfahren die Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit auf zusätzliche oder andere erhebliche 
Umweltauswirkungen des Vorhabens beschränkt wer-
den.
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Abschnitt 2 

Ergänzende Vorschriften

§ 17 

Zuständige Behörde bei grenzüberschreitender  
Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung

Zuständige Behörde bei der grenzüberschreitenden Be
hörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach §§ 8, 9 a 
und 14 j Absatz 1 und 2 UVPG ist das Regierungspräsi-
dium. Die Regelung in § 18 Absatz 1 bleibt unberührt.

§ 18

Federführende Behörde nach § 14 UVPG 

(1) Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch mehrere Lan-
desbehörden, werden die Aufgaben nach §§ 3 a, 5 bis 8 Ab-
satz 1 und 3, §§ 9, 9 a und 11 UVPG von der federführen-
den Behörde wahrgenommen. Diese kann im Einzelfall 
Aufgaben nach §§ 7 und 8 UVPG auf eine der Zulas-
sungsbehörden übertragen.

(2) Federführende Behörde ist

1.	�das Regierungspräsidium, wenn ein Vorhaben der Zu-
lassung durch mehrere allgemeine Verwaltungsbehör-
den oder durch eine allgemeine und eine besondere 
Verwaltungsbehörde bedarf,

2.	�die oberste Landesbehörde, wenn ein Vorhaben der 
Zulassung durch diese und eine allgemeine oder eine 
besondere Verwaltungsbehörde bedarf,

3.	�die für Genehmigungen nach § 7 des Atomgesetzes 
zuständige Behörde für Vorhaben im Sinne der Num-
mern 11.1 bis 11.4 der Anlage 1 zu § 3 UVPG, soweit 
nicht nach § 14 Absatz 1 UVPG eine Bundesbehörde 
federführende Behörde ist.

§ 19

Scoping im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung

(1) Der Träger eines Vorhabens, für das eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist, informiert die 
Behörde frühzeitig auf der Grundlage geeigneter Anga-
ben über das Vorhaben. Die Behörde führt vor Beginn 
des Verfahrens eine Unterrichtung über den Inhalt und 
Umfang der voraussichtlich gemäß § 6 UVPG beizubrin-
genden Unterlagen über die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens durch; § 20 Absatz 3 ist zu beachten. Mit der 
Unterrichtung wird entsprechend dem Planungsstand des 
Vorhabens der Inhalt und Umfang der beizubringenden 
Unterlagen festgelegt. 

(2) In Vorbereitung dieser Unterrichtung berät die Be
hörde den Vorhabenträger. Sie gibt ihm und den zu betei-
ligenden Behörden Gelegenheit zu einer Besprechung, 
die sich auch auf Gegenstand, Umfang und Methoden 
der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie sonstige für 

Absatz 4 ergibt, dass der Plan oder das Programm vo
raussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen hat. 

Unterabschnitt 4

Feststellung der Umweltprüfungspflicht und  
Verfahrensschritte der Umweltprüfungen,  

Verordnungsermächtigung

§ 15

Entsprechende Geltung von Bundesrecht

Für

1.	�die Feststellung der Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer Stra-
tegischen Umweltprüfung und 

2.	�die Verfahrensschritte der Umweltverträglichkeitsprü-
fung für die in der Anlage 1 genannten Vorhaben oder 
der Strategischen Umweltprüfung für die in § 9 Ab-
satz 2 genannten Pläne und Programme

sind die Bestimmungen des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend anzuwenden, soweit im folgenden Ab-
schnitt keine abweichende Regelung getroffen ist. 

§ 16

Verordnungsermächtigung

Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung unter Beachtung der Rechtsakte der Europäi-
schen Union

1.	�Vorhaben in die Anlage 1 aufzunehmen, die aufgrund 
ihrer Art, ihrer Größe oder ihres Standorts erhebliche 
Auswirkungen auf die Umwelt haben können,

2.	�Vorhaben aus der Anlage 1 herauszunehmen, die nach 
den vorliegenden Erkenntnissen keine erheblichen 
Auswirkungen auf die Umwelt besorgen lassen, und 
weitere Kriterien für die Einschätzung, ob erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu besor-
gen sind, in die Anlage 2 aufzunehmen, herauszuneh-
men oder zu verändern,

3.	�Pläne und Programme in die Anlage 3 aufzunehmen, 
die voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt haben,

4.	�Pläne und Programme aus der Anlage 3 herauszuneh-
men, die nach den vorliegenden Erkenntnissen vo
raussichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt haben, und weitere Kriterien für die Einschät-
zung, ob Pläne oder Programme erhebliche Aus
wirkungen auf die Umwelt besorgen lassen, in die An-
lage 4 aufzunehmen, herauszunehmen oder zu verän-
dern.
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cher der Stufen dieses Prozesses bestimmte Umweltaus-
wirkungen schwerpunktmäßig geprüft werden sollen. 
Dabei sind Art und Umfang der Umweltauswirkungen, 
fachliche Erfordernisse sowie Inhalt und Entscheidungs-
gegenstand des Plans oder Programms zu berücksichti-
gen. Bei nachfolgenden Plänen und Programmen sowie 
bei der nachfolgenden Zulassung von Vorhaben, für die 
der Plan oder das Programm einen Rahmen setzt, soll 
sich die Umweltprüfung auf zusätzliche oder andere er-
hebliche Umweltauswirkungen sowie auf erforderliche 
Aktualisierungen und Vertiefungen beschränken. 

(4) Die Behörden, deren umwelt- und gesundheitsbezo
gener Aufgabenbereich durch den Plan oder das Pro-
gramm berührt wird, werden bei der Festlegung des Un-
tersuchungsrahmens der Strategischen Umweltprüfung 
sowie des Umfangs und Detaillierungsgrads der in den 
Umweltbericht aufzunehmenden Angaben beteiligt. Die 
zuständige Behörde gibt den zu beteiligenden Behörden 
auf der Grundlage geeigneter Informationen Gelegenheit 
zu einer Besprechung oder zur Stellungnahme über die 
nach Absatz 1 zu treffenden Festlegungen. Die Be
sprechung ist öffentlich, soweit nicht geheimhaltungs
bedürftige Tatsachen zur Sprache kommen und ein Be-
sprechungsteilnehmer den Ausschluss der Öffentlichkeit 
beantragt oder die Behörde den Ausschluss von Amts 
wegen anordnet. Die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über Durchführung, Ort und Zeitpunkt der Besprechung 
sowie die Benennung des Plans oder Programms erfolgt 
spätestens zwei Wochen vor Durchführung der Be
sprechung durch Einstellung auf der Internetseite der zu-
ständigen Behörde. 

(5) Sachverständige, betroffene Gemeinden, nach § 14 j 
Absatz 1 UVPG zu beteiligende Behörden, nach § 3 
UmwRG anerkannte Umweltvereinigungen sowie sons
tige Dritte können zur Festlegung des Untersuchungsrah-
mens und des Inhalts und Umfangs der voraussichtlich 
beizubringenden Unterlagen hinzugezogen werden. Ver-
fügen die zu beteiligenden Behörden über Informatio-
nen, die für die Beibringung der Unterlagen nach § 6 
UVPG zweckdienlich sind, sollen sie diese Informatio-
nen dem Träger des Vorhabens zur Verfügung stellen. 

§ 21

Bekanntgabe und Auslegung im Internet

(1) Die Bekanntgabe des Unterbleibens einer Umwelt-
prüfung nach § 3 a Satz 2 Halbsatz 2 und § 14 a Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 UVPG erfolgt durch Einstellung auf 
der Internetseite der für die Vorprüfung des Einzelfalls 
zuständigen Behörde.

(2) Als ortsübliche Bekanntmachung im Sinne von § 9 
Absatz 1 Satz 3 und § 14 i Absatz 1 UVPG gilt auch die 
Einstellung auf der Internetseite der für die Beteiligung 
der Öffentlichkeit zuständigen Behörde. Für die öffent
liche Bekanntmachung der Annahme oder Ablehnung 

die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung 
erhebliche Fragen erstrecken soll (Scoping-Termin). Die 
Besprechung ist öffentlich, soweit nicht geheimhaltungs-
bedürftige Tatsachen zur Sprache kommen und ein Be-
sprechungsteilnehmer den Ausschluss der Öffentlichkeit 
beantragt oder die Behörde den Ausschluss von Amts 
wegen anordnet. Die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über Durchführung, Ort und Zeitpunkt der Besprechung 
sowie die Benennung des Vorhabens erfolgt spätestens 
zwei Wochen vor Durchführung der Besprechung durch 
Einstellung auf der Internetseite der zuständigen Be
hörde. Das Ergebnis der Besprechung ist von der zustän-
digen Behörde zu dokumentieren. 

(3) Sachverständige, betroffene Gemeinden, nach § 8 
Absatz 1 UVPG zu beteiligende Behörden, nach § 3 
UmwRG anerkannte Umweltvereinigungen sowie sons
tige Dritte können zur Festlegung des Untersuchungsrah-
mens und des Inhalts und Umfangs der voraussichtlich 
beizubringenden Unterlagen hinzugezogen werden. Ver-
fügen die zuständige Behörde oder die zu beteiligenden 
Behörden über Informationen, die für die Beibringung 
der Unterlagen nach § 6 UVPG zweckdienlich sind, sol-
len sie diese Informationen dem Träger des Vorhabens 
zur Verfügung stellen. Die zuständige Behörde berät den 
Träger des Vorhabens auch nach der Unterrichtung ge-
mäß Absatz 1, soweit dies für eine zügige und sachge-
rechte Durchführung des Verfahrens zweckmäßig ist.

§ 20

Scoping im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung

(1) Die für die Strategische Umweltprüfung zuständige 
Behörde legt den Untersuchungsrahmen der Strategi-
schen Umweltprüfung einschließlich des Umfangs und 
Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht nach § 14 g 
UVPG, auch in Verbindung mit § 15 Nummer 2, aufzu-
nehmenden Angaben fest. 

(2) Der Untersuchungsrahmen einschließlich des Um-
fangs und Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht 
aufzunehmenden Angaben bestimmt sich unter Berück-
sichtigung von § 8 Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 
Satz 2 und 3 nach den Rechtsvorschriften, die für die 
Entscheidung über die Ausarbeitung, Annahme oder Än-
derung des Plans oder Programms maßgebend sind. Der 
Umweltbericht enthält die Angaben, die mit zumutbarem 
Aufwand ermittelt werden können, und berücksichtigt 
dabei den gegenwärtigen Wissensstand und der Behörde 
bekannte Äußerungen der Öffentlichkeit, allgemein an-
erkannte Prüfungsmethoden, Inhalt und Detaillierungs-
grad des Plans oder Programms sowie dessen Stellung 
im Entscheidungsprozess. 

(3) Sind Pläne und Programme Bestandteil eines mehr-
stufigen Planungs- und Zulassungsprozesses, soll zur 
Vermeidung von Mehrfachprüfungen bei der Festlegung 
des Untersuchungsrahmens bestimmt werden, auf wel-
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fentlichen Dienstleistung gegenüber Dritten beson
deren Pflichten unterliegt oder über besondere Rechte 
verfügt, insbesondere ein Kontrahierungszwang oder 
ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht, oder

2.	�eine oder mehrere der in Absatz 1 Nummer 2 genann-
ten juristischen Personen des öffentlichen Rechts al-
lein oder zusammen, unmittelbar oder mittelbar

a)	� die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unter-
nehmens besitzen,

b)	� über die Mehrheit der mit den Anteilen des Unter-
nehmens verbundenen Stimmrechte verfügen oder

c)	� mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Unter-
nehmens bestellen können, oder 

3.	�mehrere juristische Personen des öffentlichen Rechts 
zusammen unmittelbar oder mittelbar über eine Mehr-
heit im Sinne der Nummer 2 Buchstabe a bis c verfü-
gen und zumindest der hälftige Anteil an dieser Mehr-
heit den in Absatz 1 Nummer 2 genannten juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts zuzuordnen ist.

(3) Umweltinformationen sind unabhängig von der Art 
ihrer Speicherung alle Daten über

1.	�den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und 
Atmosphäre, Wasser, Boden, Landschaft und natür
liche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, Küs
ten- und Meeresgebiete, die Artenvielfalt und ihre 
Bestandteile, einschließlich gentechnisch veränderter 
Organismen, sowie die Wechselwirkungen zwischen 
diesen Bestandteilen,

2.	�Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung, 
Abfälle aller Art sowie Emissionen, Ableitungen und 
sonstige Freisetzungen von Stoffen in die Umwelt, die 
sich auf die Umweltbestandteile im Sinne von Num-
mer 1 auswirken oder wahrscheinlich auswirken,

3.	Maßnahmen oder Tätigkeiten, die

a)	� sich auf die Umweltbestandteile im Sinne von Num-
mer 1 oder auf Faktoren im Sinne von Nummer 2 
auswirken oder wahrscheinlich auswirken oder

b)	� den Schutz von Umweltbestandteilen im Sinne von 
Nummer 1 bezwecken; zu den Maßnahmen ge
hören auch politische Konzepte, Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften, Abkommen, Umweltverein-
barungen, Pläne und Programme, 

4.	Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts,

5.	�Kosten-Nutzen-Analysen oder sonstige wirtschaft
liche Analysen und Annahmen, die zur Vorbereitung 
oder Durchführung von Maßnahmen oder Tätigkeiten 
im Sinne von Nummer 3 verwendet werden, und

6.	�den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicher-
heit einschließlich der Kontamination der Lebensmittel-
kette, die Lebensbedingungen des Menschen sowie Kul-
turstätten und Bauwerke, soweit sie jeweils vom Zustand 
der Umweltbestandteile im Sinne von Nummer 1 oder 

eines Plans oder Programms nach § 14 l Absatz 1 UVPG 
ist die Einstellung dieser Entscheidung auf der Internet-
seite der für die Bekanntmachung zuständigen Behörde 
ausreichend.

Teil 3

Umweltinformation

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 22

Zweck, Anwendungsbereich

(1) Zweck dieser Vorschriften ist es, den rechtlichen 
Rahmen für den freien Zugang zu Umweltinformationen 
bei informationspflichtigen Stellen sowie für die Ver-
breitung dieser Umweltinformationen zu schaffen.

(2) Diese Vorschriften gelten für informationspflichtige 
Stellen des Landes, der Gemeinden und Landkreise und 
der unter ihrer Aufsicht stehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts sowie für private informations-
pflichtige Stellen im Sinne von § 23 Absatz 1 Nummer 2.

§ 23

Allgemeine Bestimmungen

(1) Informationspflichtige Stellen sind

1.	�die Landesregierung und andere Stellen der öffent
lichen Verwaltung einschließlich öffentlich beratender 
Gremien. Die beratenden Gremien gelten als Teil der 
Stelle, die deren Mitglieder beruft. Zu den informa
tionspflichtigen Stellen gehören nicht

a)	� die obersten Landesbehörden, soweit und solange 
sie im Rahmen der Gesetzgebung tätig werden, und

b)	� Gerichte des Landes, soweit sie nicht Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen,

2.	�natürliche oder juristische Personen des Privatrechts, 
soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öf-
fentliche Dienstleistungen erbringen, die im Zusam-
menhang mit der Umwelt stehen, insbesondere solche 
der umweltbezogenen Daseinsvorsorge, und dabei der 
Kontrolle des Landes, der Gemeinden und Gemeinde-
verbände, der Landkreise oder einer unter der Aufsicht 
des Landes, der Gemeinden, Gemeindeverbände oder 
der Landkreise stehenden juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts unterliegen.

(2) Kontrolle im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 liegt vor, 
wenn 

1.	�die Person des Privatrechts bei der Wahrnehmung der 
öffentlichen Aufgabe oder bei der Erbringung der öf-
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(2) Der Antrag muss erkennen lassen, zu welchen Um-
weltinformationen der Zugang gewünscht wird. Ist der 
Antrag zu unbestimmt, so ist der antragstellenden Person 
dies innerhalb eines Monats mitzuteilen und Gelegenheit 
zur Präzisierung des Antrags zu geben. Kommt die an-
tragstellende Person der Aufforderung zur Präzisierung 
nach, beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung von 
Anträgen erneut. Die Informationssuchenden sind bei der 
Stellung und Präzisierung von Anträgen zu unterstützen.

(3) Wird der Antrag bei einer informationspflichtigen 
Stelle gestellt, die nicht über die Umweltinformationen 
verfügt, leitet sie den Antrag an die über die begehrten 
Informationen verfügende Stelle weiter, wenn ihr diese 
bekannt ist, und unterrichtet die antragstellende Person 
hierüber.

(4) Wird eine andere als die beantragte Art des Informati-
onszugangs im Sinne von § 24 Absatz 2 eröffnet, ist dies 
innerhalb der Frist nach § 24 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 
unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

(5) Über die Geltung der längeren Frist nach § 24 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 2 ist die antragstellende Person spätestens 
mit Ablauf der Frist nach § 24 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 
unter Angabe der Gründe zu unterrichten.

§ 26

Erleichterung des Informationszugangs

(1) Die informationspflichtigen Stellen fördern und er-
leichtern den Zugang zu den bei ihnen verfügbaren Um-
weltinformationen mit dem Ziel eines transparenten Ver-
waltungshandelns.

(2) Zu diesem Zweck wirken sie darauf hin, dass Um-
weltinformationen, über die sie verfügen, zunehmend in 
elektronischen Datenbanken oder in sonstigen Formaten 
gespeichert werden, die über Mittel der elektronischen 
Kommunikation abrufbar sind. 

(3) Die informationspflichtigen Stellen unterstützen den 
Informationszugang durch Beratung und treffen prakti-
sche Vorkehrungen zur Erleichterung des Informations-
zugangs, beispielsweise durch 

1.	�die Benennung von Auskunftspersonen oder Informa-
tionsstellen,

2.	�die Veröffentlichung von Verzeichnissen über verfüg-
bare Umweltinformationen,

3.	�die Einrichtung öffentlich zugänglicher Informations-
netze und Datenbanken oder

4.	��die Veröffentlichung von Informationen über behörd-
liche Zuständigkeiten.

(4) Soweit möglich, gewährleisten die informations-
pflichtigen Stellen, dass alle Umweltinformationen, die 
von ihnen oder für sie zusammengestellt werden, auf 
dem gegenwärtigen Stand, exakt und vergleichbar sind. 

von Faktoren, Maßnahmen oder Tätigkeiten im Sinne 
von Nummer 2 und 3 betroffen sind oder sein können. 

(4) Eine informationspflichtige Stelle verfügt über Um-
weltinformationen, wenn diese bei ihr vorhanden sind 
oder für sie bereitgehalten werden. Ein Bereithalten liegt 
vor, wenn eine natürliche oder juristische Person, die 
selbst nicht informationspflichtige Stelle ist, Umwelt
informationen für eine informationspflichtige Stelle im 
Sinne von Absatz 1 aufbewahrt, auf die diese Stelle einen 
Übermittlungsanspruch hat. 

Abschnitt 2

Informationszugang auf Antrag, Ablehnungsgründe

§ 24

Zugang zu Umweltinformationen

(1) Jede Person hat nach Maßgabe dieses Gesetzes An-
spruch auf freien Zugang zu Umweltinformationen, über 
die eine informationspflichtige Stelle im Sinne von § 23 
Absatz 1 verfügt, ohne ein rechtliches Interesse darlegen 
zu müssen. Daneben bleiben andere Ansprüche auf Zu-
gang zu Informationen unberührt.

(2) Der Zugang kann durch Auskunftserteilung, Gewäh
rung von Akteneinsicht oder in sonstiger Weise eröffnet 
werden. Wird eine bestimmte Art des Informationszu
gangs beantragt, so darf dieser nur aus gewichtigen Grün-
den auf andere Art eröffnet werden. Als gewichtiger Grund 
gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsauf-
wand. Soweit Umweltinformationen der antragsstellenden 
Person bereits auf andere, leicht zugängliche Art, insbe-
sondere durch Verbreitung nach § 27 zur Verfügung ste-
hen, kann die informationspflichtige Stelle die Person auf 
diese Art des Informationszugangs verweisen.

(3) Soweit ein Anspruch nach Absatz 1 besteht, sind die 
Umweltinformationen der antragsstellenden Person unter 
Berücksichtigung etwaiger von ihr angegebener Zeit-
punkte, spätestens jedoch mit Ablauf der Frist nach Satz 2 
Nummer 1 oder Nummer 2 zugänglich zu machen. Die 
Frist beginnt mit Eingang des Antrags bei der informations
pflichtigen Stelle, die über die Informationen verfügt, und 
endet 

1.	mit Ablauf eines Monats oder

2.	�soweit Umweltinformationen derart umfangreich und 
komplex sind, dass die in Nummer 1 genannte Frist 
nicht eingehalten werden kann, mit Ablauf von zwei 
Monaten.

§ 25

Antrag und Verfahren

(1) Umweltinformationen werden von der informations-
pflichtigen Stelle auf Antrag zugänglich gemacht.
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(2) Soweit ein Antrag

1.	offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde,

2.	�sich auf interne Mitteilungen der informationspflichti-
gen Stellen im Sinne des § 23 Absatz 1 bezieht,

3.	�bei einer Stelle, die nicht über die Umweltinformatio-
nen verfügt, gestellt wird, sofern er nicht nach § 25 
Absatz 3 weitergeleitet werden kann,

4.	�sich auf die Zugänglichmachung von Material, das ge-
rade vervollständigt wird, noch nicht abgeschlossener 
Schriftstücke oder noch nicht aufbereiteter Daten be-
zieht oder

5.	�zu unbestimmt ist und auf Aufforderung der informati-
onspflichtigen Stelle nach § 25 Absatz 2 nicht inner-
halb einer angemessenen Frist präzisiert wird,

ist er abzulehnen, es sei denn, das öffentliche Interesse 
an der Bekanntgabe überwiegt. 

§ 29

Schutz sonstiger Belange

(1) Soweit

1.	�durch das Bekanntgeben der Informationen personen-
bezogene Daten offenbart und dadurch Interessen der 
Betroffenen erheblich beeinträchtigt würden,

2.	�Rechte am geistigen Eigentum, insbesondere Urheber-
rechte, durch das Zugänglichmachen von Umweltin-
formationen verletzt würden oder

3.	�durch das Bekanntgeben Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse zugänglich gemacht würden oder die Infor-
mationen dem Steuergeheimnis oder dem Statistikge-
heimnis unterliegen,

ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, die Betroffenen 
haben zugestimmt oder das öffentliche Interesse an der 
Bekanntgabe überwiegt. Der Zugang zu Umweltinfor-
mationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 
auf die in den Nummern 1 und 3 genannten Gründe ab-
gelehnt werden. Vor der Entscheidung über die Offen
barung der durch Satz 1 Nummern 1 bis 3 geschützten 
Informationen sind die Betroffenen anzuhören. Die in-
formationspflichtige Stelle hat in der Regel von einer 
Betroffenheit im Sinne des Satzes 1 Nummer 3 auszu
gehen, soweit übermittelte Informationen als Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet sind. Soweit 
die informationspflichtige Stelle dies verlangt, haben 
mögliche Betroffene im Einzelnen darzulegen, dass ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt. 

(2) Sind vor der Entscheidung über die Offenbarung 
nach Absatz 1 Satz 3 mehr als 50 Betroffene anzuhören, 
deren Belange offensichtlich gleichartig betroffen sind, 
und überwiegt das öffentliche Interesse an der Bekannt-
gabe erheblich oder handelt es sich um einen Fall des 
Absatzes 1 Satz 2 mit mehr als 50 Betroffenen, kann auf 
eine Anhörung verzichtet werden. Unterbleibt die Anhö-

§ 27

Ablehnung des Antrags

(1) Wird der Antrag ganz oder teilweise nach den §§ 28 
und 29 abgelehnt, ist die antragstellende Person inner-
halb der Fristen nach § 24 Absatz 3 Satz 2 hierüber zu 
unterrichten. Eine Ablehnung liegt auch dann vor, wenn 
nach § 24 Absatz 2 der Informationszugang auf andere 
Art gewährt oder die antragstellende Person auf eine an-
dere Art des Informationszugangs verwiesen wird. Der 
antragstellenden Person sind die Gründe für die Ableh-
nung mitzuteilen; in den Fällen des § 28 Absatz 2 Num-
mer 4 ist darüber hinaus die Stelle, die das Material 
vorbereitet, sowie der voraussichtliche Zeitpunkt der 
Fertigstellung mitzuteilen. § 39 Absatz 2 des Landesver-
waltungsverfahrensgesetzes findet keine Anwendung. 

(2) Wenn der Antrag schriftlich gestellt wurde oder die 
antragstellende Person dies begehrt, erfolgt die Ableh-
nung in schriftlicher Form. Sie ist auf Verlangen der an-
tragstellenden Person in elektronischer Form mitzutei-
len, wenn der Zugang hierfür eröffnet ist. 

(3) Liegt ein Ablehnungsgrund nach § 28 oder § 29 vor, 
sind die hiervon nicht betroffenen Informationen zu-
gänglich zu machen, soweit es möglich ist, die betroffe-
nen Informationen auszusondern. 

(4) Die antragstellende Person ist im Falle der vollständi-
gen oder teilweisen Ablehnung eines Antrags auch über 
die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Entscheidung 
sowie darüber zu belehren, bei welcher Stelle und inner-
halb welcher Frist um Rechtsschutz nachgesucht werden 
kann. 

§ 28

Schutz öffentlicher Belange

(1) Soweit das Bekanntgeben der Informationen nachtei-
lige Auswirkungen hätte auf

1.	�die internationalen Beziehungen, die Verteidigung oder 
bedeutsame Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit,

2.	�die Vertraulichkeit der Beratungen von informations-
pflichtigen Stellen im Sinne des § 23 Absatz 1,

3.	�die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, 
den Anspruch einer Person auf ein faires Verfahren 
oder die Durchführung strafrechtlicher, ordnungswid-
rigkeitenrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Ermitt-
lungen oder

4.	�den Zustand der Umwelt und ihrer Bestandteile im 
Sinne des § 23 Absatz 3 Nummer 1 oder Schutzgüter 
im Sinne des § 23 Absatz 3 Nummer 6,

ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, das öffentliche 
Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. Der Zugang zu 
Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter 
Berufung auf die in den Nummern 2 und 4 genannten 
Gründe abgelehnt werden. 
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Hinblick auf Umweltbestandteile im Sinne von § 23 
Absatz 3 Nummer 1.

In Fällen des Satzes 1 Nummer 5 und 6 genügt zur Ver-
breitung die Angabe, wo solche Informationen zugäng-
lich sind oder gefunden werden können. Die veröffent-
lichten Umweltinformationen werden in angemessenen 
Abständen aktualisiert. 

(3) Die Verbreitung von Umweltinformationen soll in für 
die Öffentlichkeit verständlicher Darstellung und in 
leicht zugänglichen Formaten erfolgen. Hierzu sollen, 
soweit vorhanden, elektronische Kommunikationsmittel 
verwendet werden. 

(4) Die Anforderungen an die Unterrichtung der Öffent-
lichkeit nach Absatz 1 und 2 können auch dadurch erfüllt 
werden, dass Verknüpfungen zu Internetseiten eingerich-
tet werden, auf denen die zu verbreitenden Umweltinfor-
mationen zu finden sind. 

(5) Im Falle einer unmittelbaren Bedrohung der mensch-
lichen Gesundheit oder der Umwelt haben die informa
tionspflichtigen Stellen sämtliche Informationen, über 
die sie verfügen und die es der eventuell betroffenen Öf-
fentlichkeit ermöglichen könnten, Maßnahmen zur Ab-
wendung oder Begrenzung von Schäden infolge dieser 
Bedrohung zu ergreifen, unmittelbar und unverzüglich 
zu verbreiten. Dies gilt unabhängig davon, ob diese Be
drohung Folge menschlicher Tätigkeit oder einer natür
lichen Ursache ist. Verfügen mehrere informationspflich-
tige Stellen über solche Informationen, sollen sie sich bei 
deren Verbreitung abstimmen. 

(6) § 26 Absatz 1, 2 und 4 und die §§ 28 und 29 finden 
entsprechende Anwendung.

(7) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absätzen 1 
bis 6 kann auf bestimmte Stellen der öffentlichen Verwal-
tung oder private Stellen übertragen werden. 

§ 31

Umweltzustandsbericht

Das Land veröffentlicht regelmäßig im Abstand von 
nicht mehr als vier Jahren einen Bericht über den Zu-
stand der Umwelt im Landesgebiet. Hierbei berücksich-
tigt es § 30 Absatz 1, 3 und 6. Der Bericht enthält In
formationen über die Umweltqualität und vorhandene 
Umweltbelastungen. 

Abschnitt 4 

Ergänzende Bestimmungen

§ 32

Rechtsschutz

(1) Der Verwaltungsrechtsweg ist für Streitigkeiten nach 
Teil 3 dieses Gesetzes auch gegeben, soweit sie sich auf 

rung, kann die Bekanntgabe der Entscheidung über die 
Offenbarung durch eine öffentliche Bekanntmachung er-
folgen. Die öffentliche Bekanntmachung wird durch Ein-
stellung der Entscheidung auf der Internetseite der infor-
mationspflichtigen Stelle und außerdem durch einen 
entsprechenden Hinweis in ihrem amtlichen Veröffent
lichungsblatt oder in örtlichen Tageszeitungen bewirkt. 
Die Entscheidung gilt am Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. 

(3) Umweltinformationen, die private Dritte einer infor-
mationspflichtigen Stelle übermittelt haben, ohne recht-
lich dazu verpflichtet zu sein oder rechtlich verpflichtet 
werden zu können, und deren Offenbarung nachteilige 
Auswirkungen auf die Interessen der Dritten hätte, dür-
fen ohne deren Einwilligung anderen nicht zugänglich 
gemacht werden, es sei denn, das öffentliche Interesse an 
der Bekanntgabe überwiegt. Der Zugang zu Umweltin-
formationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 
auf die in Satz 1 genannten Gründe abgelehnt werden. 

Abschnitt 3

Verbreitung von Umweltinformationen

§ 30

Unterrichtung der Öffentlichkeit

(1) Die informationspflichtigen Stellen unterrichten die 
Öffentlichkeit in angemessenem Umfang aktiv und sys
tematisch über die Umwelt. In diesem Rahmen verbrei-
ten sie Umweltinformationen, die für ihre Aufgaben von 
Bedeutung sind und über die sie verfügen. 

(2) Zu den zu verbreitenden Umweltinformationen ge
hören zumindest

1.	�der Wortlaut von völkerrechtlichen Verträgen, das von 
den Organen der Europäischen Union erlassene Recht 
sowie Rechtsvorschriften von Bund, Ländern oder 
Kommunen über die Umwelt oder mit Bezug zur Um-
welt,

2.	�politische Konzepte sowie Pläne und Programme mit 
Bezug zur Umwelt,

3.	�Berichte über den Stand der Umsetzung von Rechts-
vorschriften sowie Konzepten, Plänen und Program-
men nach den Nummern 1 und 2, sofern solche Be-
richte von den jeweiligen informationspflichtigen 
Stellen in elektronischer Form ausgearbeitet worden 
sind oder bereitgehalten werden,

4.	�Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der 
Überwachung von Tätigkeiten, die sich auf die Um-
welt auswirken oder wahrscheinlich auswirken,

5.	�Zulassungsentscheidungen, die erhebliche Auswir-
kungen auf die Umwelt haben und Umweltvereinba-
rungen sowie

6.	�die zusammenfassende Darstellung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen nach den §§ 11 und 12 UVPG im 
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1.	�der Ergebnisse der Überwachung von Emissionen 
nach den §§ 26, 28 und 29 des Bundesimmissions-
schutzgesetzes,

2.	�der bei der zuständigen Behörde vorliegenden Ergeb-
nisse der Überwachung der von einer Deponie ausge-
henden Emissionen,

3.	�der Ergebnisse der Überwachung von Emissionen nach 
der Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei Zu
lassung und Überwachung industrieller Abwasserbe-
handlungsanlagen und Gewässerbenutzungen (Indus
triekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverord
nung) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973, 1011, 3756) in 
der jeweils geltenden Fassung,

4.	�der Planfeststellungsbeschlüsse, Genehmigungen und 
Anordnungen nach § 35 Absatz 2 und 3 und § 39 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der Ablehnungen 
und Änderungen dieser Entscheidungen.

(4) Die Gebühren werden nach den Rahmengebühren der 
Anlage 5 unter Berücksichtigung des Verwaltungsauf-
wands so bemessen, dass der Informationsanspruch wirk-
sam in Anspruch genommen werden kann. Informations-
pflichtige Stellen kommunaler Körperschaften, auch so-
weit sie Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörden im 
Sinne des Landesverwaltungsgesetzes oder Aufgaben der 
unteren Baurechtsbehörden im Sinne der Landesbauord-
nung wahrnehmen, und informationspflichtige Landrats-
ämter als untere Verwaltungsbehörden können abwei
chend von Satz 1 Halbsatz 1 eigene Regelungen nach 
Maßgabe von Satz 1 Halbsatz 2 treffen.

(5) Das Umweltministerium wird ermächtigt, die Rah-
mengebühren der Anlage 5 durch Rechtsverordnung zu 
ändern. 

(6) Informationspflichtige Stellen im Sinne von § 23 Ab-
satz 1 Nummer 2 können für die Übermittlung von Infor-
mationen nach diesem Gesetz von der antragstellenden 
Person Kostenerstattung gemäß den Grundsätzen der 
Absätze 2 und 4 verlangen. Die Höhe der erstattungsfä-
higen Kosten bemisst sich nach der Anlage 5 in der je-
weils geltenden Fassung.

§ 34

Überwachung

(1) Die zuständigen Stellen der öffentlichen Verwaltung, 
die die Kontrolle im Sinne von § 23 Absatz 2 für das 
Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände, die Land-
kreise oder eine unter ihrer Aufsicht stehende juristische 
Person des öffentlichen Rechts ausüben, überwachen die 
Einhaltung dieses Gesetzes durch informationspflichtige 
Stellen im Sinne von § 23 Absatz 1 Nummer 2.

(2) Die informationspflichtigen Stellen im Sinne von  
§ 23 Absatz 1 Nummer 2 haben den zuständigen Stellen 
auf Verlangen alle Informationen herauszugeben, die 
diese Stellen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Ab-
satz 1 benötigen.

eine informationspflichtige Stelle im Sinne von § 23 Ab-
satz 1 Nummer 2 beziehen. 

(2) Gegen die Entscheidung durch eine Stelle der öffent
lichen Verwaltung im Sinne von § 23 Absatz 1 Nummer 1 
ist ein Widerspruchsverfahren nach den §§ 68 bis 73 der 
Verwaltungsgerichtsordnung auch dann durchzuführen, 
wenn die Entscheidung von einer obersten Landesbe-
hörde oder einem Regierungspräsidium getroffen worden 
ist.

(3) Ist die antragstellende Person der Auffassung, dass 
eine informationspflichtige Stelle im Sinne von § 23 Ab-
satz 1 Nummer 2 den Antrag nicht oder nicht vollständig 
erfüllt hat, kann sie die Entscheidung der informations-
pflichtigen Stelle nach Absatz 4 überprüfen lassen. Die 
Überprüfung ist nicht Voraussetzung für die Erhebung 
der Klage nach Absatz 1. Eine Klage gegen die zustän-
dige Stelle nach § 34 Absatz 1 ist ausgeschlossen. 

(4) Der Anspruch auf nochmalige Prüfung ist gegenüber 
der informationspflichtigen Stelle im Sinne von § 23 Ab-
satz 1 Nummer 2 innerhalb eines Monats, nachdem diese 
Stelle mitgeteilt hat, dass der Anspruch nicht oder nicht 
vollständig erfüllt werden kann, schriftlich geltend zu 
machen. Die informationspflichtige Stelle hat der antrag-
stellenden Person das Ergebnis ihrer nochmaligen Prü-
fung innerhalb eines Monats zu übermitteln. 

§ 33

Gebühren und Auslagen

(1) Für die Übermittlung von Umweltinformationen auf-
grund dieses Gesetzes werden von den informations-
pflichtigen Stellen im Sinne von § 23 Absatz 1 Nummer 1 
Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der für sie gelten-
den Vorschriften festgesetzt und erhoben, soweit nach
folgend nicht etwas anderes bestimmt ist.

(2) Gebühren- und auslagenfrei sind

1.	�die Erteilung mündlicher und einfacher schriftlicher 
Auskünfte,

2.	die Einsichtnahme in Umweltinformationen vor Ort,

3.	�Maßnahmen und Vorkehrungen zur Unterstützung des 
Zugangs zu Umweltinformationen nach § 26,

4.	�die Unterrichtung der Öffentlichkeit nach §§ 30 und 31,

5.	�die Ablehnung oder Rücknahme eines Antrags auf 
Übermittlung von Umweltinformationen sowie Ent-
scheidungen, die die Rücknahme oder den Widerruf 
von Leistungen nach diesem Gesetz betreffen.

(3) Bei Anlagen, die in Anhang I der Richtlinie 2010/75/ 
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom 17.12.2010, S. 17, 
ber. ABl. L 158 vom 19.6.2012, S. 25) aufgeführt sind, 
werden Gebühren und Auslagen nicht erhoben für die 
Übermittlung
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§ 35

Ordnungswidrigkeit

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig einer vollziehbaren Anordnung nach § 34 Absatz 3 
zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit ei-
ner Geldbuße bis zu 10 000 Euro geahndet werden.

(3) Die nach Absatz 1 zuständigen Stellen können gegen-
über den informationspflichtigen Stellen im Sinne von 
§ 23 Absatz 1 Nummer 2 die zur Einhaltung und Durch-
führung dieses Gesetzes erforderlichen Maßnahmen er-
greifen oder Anordnungen erlassen.

(4) Das Umweltministerium wird ermächtigt, die Auf
gaben nach den Absätzen 1 und 3 abweichend von Ab-
satz 1 auf andere Stellen der öffentlichen Verwaltung zu 
übertragen.
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Anlage 1 
 

 (zu § 9 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Nummer 2, § 10 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 3, 
Absatz 3 Satz 4 und Absatz 4, § 11 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 12 Nummer 1, § 14 

Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1, § 15 Nummer 2, § 16 Nummer 1 und 2) 
 

Liste UVP-pflichtiger Vorhaben 
 
Soweit nachstehend eine UVP-Pflicht vorgesehen ist, nimmt dies Bezug auf die Regelung des 
§ 10. Soweit nachstehend eine allgemeine Vorprüfung oder eine standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls vorgesehen ist, nimmt dies Bezug auf die Regelung des § 11. 
 
Legende: 
 
Nummer = Nummer des Vorhabens 

 
Vorhaben = Art des Vorhabens mit gegebenenfalls Größen- oder Leis-

tungswerten nach § 10 Absatz 1 Satz 2 sowie Prüfwerten für 
Größe oder Leistung nach § 11 Absatz 1 Satz 5  
 

X in Spalte 1 = Vorhaben ist UVP-pflichtig (§ 10) 
 

A in Spalte 2 = Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls (§ 11 Absatz 1 Satz 1) 
 

S in Spalte 2 = Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls (§ 11 Absatz 1 
Satz 2 )  

 
 
Nummer  Vorhaben Spalte 1 Spalte 2 
1 Verkehrsvorhaben 

 
  

1.1 Bau einer Landeswasserstraße 
 

X  

1.2 Bau einer Landes- oder Kreisstraße oder einer Gemeinde-
straße im Sinne von § 3 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des 
Straßengesetzes (StrG), wenn diese eine Schnellstraße im 
Sinne der Begriffsbestimmung des Europäischen Über-
einkommens über die Hauptstraßen des internationalen 
Verkehrs vom 15. November 1975 (BGBl. II 1983, S. 245) ist 
 

X  

1.3 Vier- oder mehrstreifige Landes- oder Kreisstraße oder 
Gemeindestraße im Sinne von § 3 Absatz 2 Nummer 1  
bis 3 StrG, soweit nicht Teil eines bauplanungsrechtlichen 
Vorhabens nach Nummer 18 der Anlage 1 UVPG, 
 

  

1.3.1 die neu gebaut wird und eine durchgehende Länge von 5 km 
oder mehr aufweist 
 

X  

1.3.2 die durch Verlegung und Ausbau einer bestehenden ein- bis 
dreistreifigen Straße hergestellt wird, wenn der verlegte und 
ausgebaute Straßenabschnitt eine durchgehende Länge von  
5 km oder mehr aufweist 
 

X  
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1.3.3 die durch Ausbau einer bestehenden ein- bis dreistreifigen 
Straße hergestellt wird, wenn der ausgebaute Straßenabschnitt 
eine durchgehende Länge von 10 km oder mehr aufweist 
 

X  

1.3.4 die, soweit nicht von Nummer 1.3.1 bis 1.3.3 erfasst, neu 
gebaut wird oder durch Verlegung und Ausbau oder durch 
Ausbau einer bestehenden ein- bis dreistreifigen Straße 
entsteht 
 

 A 

1.4 Bau einer sonstigen Landes- oder Kreisstraße mit einer 
durchgehenden Länge von 
 

  

1.4.1 10 km oder mehr  
 

X  

1.4.2 1 km bis weniger als 10 km  
 

 A 

1.4.3 weniger als 1 km  
 

 S 

1.5 Bau einer sonstigen Gemeindestraße im Sinne von § 3 
Absatz 2 Nummer 1 bis 3 StrG oder einer Privatstraße, 
soweit nicht Teil eines bauplanungsrechtlichen Vorhabens 
nach Nummer 18 der Anlage 1 UVPG, mit einer durch-
gehenden Länge von 
 

  

1.5.1 2 km oder mehr  
 

 A 

1.5.2 1 km bis weniger als 2 km, sofern die Straße außerhalb der 
geschlossenen Ortslage im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 2  
und 3 StrG liegt 
 

 S 

1.5.3 weniger als 1 km, sofern die Straße außerhalb der geschlos-
senen Ortslage im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 2 und 3 StrG 
liegt und ein Projekt im Sinne von § 34 Absatz 1 Satz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist oder mindestens 
teilweise in einem in der Anlage 2 Nummer 2.3 aufgeführten 
Gebiet liegt 
 

 S 

1.6 Bau eines selbstständigen Radwegs außerhalb der ge-
schlossenen Ortslage im Sinne von § 8 Absatz 1 Satz 2 und 
3 StrG oder eines öffentlichen Feld- oder Waldwegs, der als 
Radwegverbindung dient (§ 3 Absatz 2 Nummer 4 Buch-
stabe a und b StrG), mit einer Länge von 
 

  

1.6.1 5 km oder mehr 
 

 S 

1.6.2 weniger als 5 km, sofern der Weg ein Projekt im Sinne von  
§ 34 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG ist oder mindestens teilweise in 
einem in der Anlage 2 Nummer 2.3 aufgeführten Gebiet liegt 
 

 S 

2 Seilbahnen und Skipisten 
 

  

2.1 Errichtung und Betrieb von Seilbahnen (zum Beispiel 
Skilifte) und zugehörigen Einrichtungen 
 

 A 
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2.2 Errichtung und Betrieb einer Skipiste und zugehöriger 
Einrichtungen auf einer Fläche von 
 

  

2.2.1 mehr als 10 Hektar 
 

 A 

2.2.2 mehr als 2 Hektar bis zu 10 Hektar 
 

 S 

3 Landesmesse 
 

  

 Bau einer Landesmesse 
 

X  

4 Selbstständige Abbauvorhaben im Außenbereich 
 

  

4.1 Torfabbauvorhaben auf einer Fläche von 
 

  

4.1.1 mehr als 10 Hektar 
 

X  

4.1.2 mehr als 0,5 Hektar bis zu 10 Hektar 
 

 A 

4.1.3 bis zu 0,5 Hektar 
 

 S 

4.2 Andere Abbau- und Gewinnungsvorhaben und Abgra-
bungen, die nicht der Bergaufsicht unterliegen, einschließ-
lich der Betriebsanlagen und -einrichtungen auf einer 
Fläche von 
 

  

4.2.1 mehr als 25 Hektar 
 

X  

4.2.2 mehr als 10 Hektar bis zu 25 Hektar 
 

 A 

4.2.3 mehr als 2 Hektar bis zu 10 Hektar 
 

 S 
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Anlage 2  
 

 (zu § 9 Absatz 1 Satz 2, § 11 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 16 Nummer 2) 
 

Kriterien für die Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
1. Merkmale der Vorhaben 
 
Die Merkmale eines Vorhabens sind insbesondere hinsichtlich folgender Kriterien zu 
beurteilen: 
 

1.1 Größe des Vorhabens, 
 

1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft, 
 

1.3 Abfallerzeugung, 
 

1.4 Umweltverschmutzung und Belästigung, 
 

1.5 Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien. 
 
2. Standort der Vorhaben 
 
Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebiets, das durch ein Vorhaben möglicherweise 
beeinträchtigt wird, ist insbesondere hinsichtlich folgender Nutzungs- und Schutzkriterien 
unter Berücksichtigung der Kumulierung mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen 
Einwirkungsbereich zu beurteilen: 
 

2.1 bestehende Nutzung des Gebiets, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung,  
für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche und 
öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskriterien), 

 

2.2 Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 
des Gebiets (Qualitätskriterien), 

 

2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und 
von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien): 

 

2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG), 

 

2.3.2 Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst, 
 

2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, soweit nicht 
bereits von Nummer 2.3.1 erfasst, 

 

2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete nach §§ 25 und 26 BNatSchG, 
 

2.3.5 Naturdenkmale nach § 28 BNatSchG, 
 

2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 BNatSchG, 
 

2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG und § 32 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 
des Naturschutzgesetzes, 

 

2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) oder festgesetzte 
Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 WHG, jeweils in Verbindung mit § 95 Absatz 1 
des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), sowie Überschwemmungsgebiete nach  
§ 76 WHG und § 65 WG, 
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2.3.9 als Wasserschutzgebiete nach § 51 WHG oder als Heilquellenschutzgebiete nach § 53 
Absatz 4 WHG vorgesehene Gebiete, in denen vorläufige Anordnungen nach § 52 Absatz 2 
WHG, auch in Verbindung mit § 53 Absatz 5 WHG, getroffen worden sind, 

 

2.3.10 Gewässerrandstreifen nach § 38 WHG und § 29 WG, 
 

2.3.11 Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten 
Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, 

 

2.3.12 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne von  
§ 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes, 

 

2.3.13 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmale, Denkmalensembles, 
Bodendenkmale oder Gebiete, die von der Denkmalschutzbehörde als archäologisch 
bedeutende Landschaften eingestuft worden sind, 

 

2.3.14 Waldschutzgebiete nach § 32 des Waldgesetzes für Baden-Württemberg, Wälder  
mit besonderen Schutzfunktionen, geschützte Waldbiotope und Wildkorridore des 
Generalwildwegeplans. 

 
3. Merkmale der möglichen Auswirkungen 
 
Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens sind anhand der unter den 
Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; insbesondere ist Folgendem 
Rechnung zu tragen: 
 

3.1 dem Ausmaß der Auswirkungen (geografisches Gebiet und betroffene Bevölkerung), 
 

3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen, 
 

3.3 der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen, 
 

3.4 der Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen, 
 

3.5 der Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen. 
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Anlage 3 
 

 (zu § 9 Absatz 2, § 14 Absatz 1 und § 16 Nummer 3 und 4) 
 

Pläne und Programme, für die eine Verpflichtung  
zur Strategischen Umweltprüfung besteht 

 
Nachstehende Pläne und Programme werden nach § 9 Absatz 2 Nummer 1 vom 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes erfasst. 
 
Legende: 
 
Nummer = Nummer des Plans oder Programms 

 
Plan oder Programm  = Art des Plans oder Programms 
 
 
Nummer Plan oder Programm 
1 Obligatorische Strategische Umweltprüfung nach § 14 Absatz 1 Nummer 1  
1.1 
 
1.2 
 

Programme und Pläne nach § 7 des Landwirtschafts- und 
Landeskulturgesetzes  
Generalverkehrspläne und Maßnahmenpläne 
 

2 Strategische Umweltprüfung bei Rahmensetzung nach § 14 Absatz 1 
Nummer 2  

2.1 Nahverkehrspläne nach § 11 des Gesetzes über die Planung, Organisation 
und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs.  

 



612	 GBl. vom 28. November 2014� Nr. 21

Anlage 4  
 

 (zu § 14 Absatz 4 und § 16 Nummer 4) 
 

Kriterien für die Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer Strategischen 
Umweltprüfung 

 
 
1. Merkmale des Plans oder Programms, insbesondere in Bezug auf 
1.1 das Ausmaß, in dem der Plan oder das Programm einen Rahmen setzt, 
1.2 das Ausmaß, in dem der Plan oder das Programm andere Pläne und Programme 

beeinflusst, 
1.3 die Bedeutung des Plans oder Programms für die Einbeziehung umweltbezogener, 

einschließlich gesundheitsbezogener Erwägungen, insbesondere im Hinblick auf die 
Förderung der nachhaltigen Entwicklung, 

1.4 die für den Plan oder das Programm relevanten umweltbezogenen, einschließlich 
gesundheitsbezogener Probleme, 

1.5 die Bedeutung des Plans oder Programms für die Durchführung nationaler und 
europäischer Umweltvorschriften. 
 

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen 
Gebiete, insbesondere in Bezug auf 

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen, 
2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen, 
2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit (zum Beispiel 

bei Unfällen), 
2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen, 
2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf Grund der 

besonderen natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der Intensität der Bodennutzung 
des Gebiets, jeweils unter Berücksichtigung der Überschreitung von Umweltqualitäts- 
normen und Grenzwerten, 

2.6 Gebiete nach Nummer 2.3 der Anlage 2. 
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Anlage 5 
 

(zu § 33 Absatz 4 bis 6) 
 

Gebührenverzeichnis 
 

 
Nummer Gegenstand Gebühr in 

Euro 
 
 
 
1. 
 
 
 
 
2. 
 
 
3. 

 

Übermittlung von Umweltinformationen durch schriftliche 
Auskünfte oder auf sonstigem Weg 
 
Informationsbegehren mit einem Bearbeitungsaufwand von 
0,5 bis zu 3 Stunden, auch bei der Herausgabe von wenigen 
Duplikaten 
 
 
Informationsbegehren mit erheblichem Bearbeitungsaufwand 
(mehr als 3 bis zu 8 Stunden) 
 
Informationsbegehren mit außergewöhnlich hohem 
Bearbeitungsaufwand (mehr als 8 Stunden) 
 

 
 
 
gebührenfrei 
 
 
 
 
100 bis 250 

  
250 bis 500 

 
 
 
 
 
 
 

Artikel 2

Änderung des Landwirtschafts-  
und Landeskulturgesetzes

Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom  
14. März 1972 (GBl. S. 74), zuletzt geändert durch Ar
tikel 2 des Gesetzes vom 20. März 2012 (GBl. S. 146), 
wird wie folgt geändert:

1.	�In § 7 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter »Landes
gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 
19. November 2002 (GBl. S. 428), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 367, ber. 
S. 411)« durch die Wörter »Umweltverwaltungsgesetz 
vom 25. November 2014 (GBl. S. 592)« ersetzt.

2.	�In § 25 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter »oder des 
Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung« gestrichen.

3.	�In § 25 b Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe »§ 15 Abs. 3« 
durch die Angabe »§ 15 Absatz 2« ersetzt.

Artikel 3 

Änderung des Landeswaldgesetzes

§ 9 Absatz 1 des Landeswaldgesetzes in der Fassung 
vom 31. August 1995 (GBl. S. 685), geändert durch Ar
tikel 5 des Gesetzes vom 19. November 2002 (GBl. 
S. 428, 438), wird wie folgt geändert:

1.	Satz 2 wird wie folgt gefasst:

	� »Bei Umwandlungen, die in den Anwendungsbereich 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

fallen, hat das Genehmigungsverfahren den in diesem 
Gesetz geregelten Anforderungen zu entsprechen.«

2.	Satz 3 wird aufgehoben.

Artikel 4

Evaluierung

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft evaluiert die Regelungen des Umweltverwal-
tungsgesetzes zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung über 
einen Zeitraum von fünf Jahren ab Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Der Landtag ist über das Ergebnis der Evaluie-
rung zu unterrichten.

Artikel 5

Schlussvorschriften

(1) Abweichend von § 70 Absatz 1 Halbsatz 2 WHG gel-
ten für die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung die Vor-
schriften dieses Gesetzes.

(2) Verfahren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
gonnen worden sind, sind nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zu Ende zu führen. Eine Wiederholung von 
Verfahrensabschnitten ist nicht erforderlich.

Artikel 6

Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig 
treten das Landesgesetz über die Umweltverträglichkeits



614	 GBl. vom 28. November 2014� Nr. 21

  3.	des mittleren und des gehobenen Gerichtsvollzieher-
dienstes,

  4. 	des Amtsanwaltsdienstes,

  5. 	des Bezirksnotardienstes,

  6. 	des Badischen Amtsnotardienstes,

  7. 	des mittleren und des gehobenen Vollzugsdienstes im 
Justizvollzug,

  8.	des mittleren und des gehobenen Werkdienstes im 
Justizvollzug,

  9. 	des mittleren und des gehobenen Verwaltungsdiens-
tes im Justizvollzug sowie

10. 	des Seelsorgedienstes im Justizvollzug

ein und gestaltet den Zugang dazu aus.

§ 2

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen  
und Staatsanwälte

Die Vorschriften über die Laufbahnen der Richterinnen 
und Richter und der Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte bleiben unberührt.

A B S C H N I T T  2

Laufbahnen des mittleren und des gehobenen 
Justizdienstes

§ 3

Laufbahnbefähigung für den mittleren Justizdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Justiz-
dienst erwirbt, wer

1.	den Vorbereitungsdienst nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den mittleren Justiz-
dienst erfolgreich abgeschlossen und die Laufbahn-
prüfung bestanden hat oder

2.	a)  �die Ausbildung zur oder zum Justizfachangestellten 
erfolgreich abgeschlossen hat und seit mindestens 
einem Jahr Aufgaben des mittleren Justizdienstes 
wahrgenommen hat oder

b)	 die Ausbildung zur oder zum Justizangestellten er-
folgreich abgeschlossen hat und seit mindestens 
drei Jahren Aufgaben des mittleren Justizdienstes 
wahrgenommen hat

	 und eine anschließende sechsmonatige laufbahnquali-
fizierende Zusatzausbildung nach Maßgabe der Zu-
satzausbildungs- und Prüfungsordnung für den mittle-
ren Justizdienst erfolgreich absolviert hat.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Justiz-
dienst erwirbt auch, wer

1.	mindestens über einen Realschulabschluss verfügt,

prüfung vom 19. November 2002 (GBl. S. 428), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 3. Dezember 
2013 (GBl. S. 389, 440), das Landesumweltinformations
gesetz vom 7. März 2006 (GBl. S. 50) und die Verord-
nung des Umweltministeriums über Gebühren für die In-
anspruchnahme von Leistungen nach dem Landesumwelt-
informationsgesetz vom 24. März 2006 (GBl. S. 112) au-
ßer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 25. November 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

	 	 Erler

Verordnung des Justizministeriums 	
zur Regelung der Laufbahnen 	

im Geschäftsbereich des Justizministeriums

Vom 5. November 2014

Auf Grund von § 16 Absatz 2, § 21 Absatz 6 und § 22 
Absatz 4 Satz 1 und 3 des Landesbeamtengesetzes 
(LBG) vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 794), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 
2014 (GBl. S. 99, 164), wird im Benehmen mit dem In-
nenministerium und dem Finanz- und Wirtschaftsminis-
terium verordnet:

Artikel 1

Verordnung des Justizministeriums über die Einrichtung 
von Laufbahnen (Laufbahnverordnung- 

Justizministerium – LVO-JuM)

A B S C H N I T T  1

Laufbahnen in der Justiz

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung richtet die Laufbahnen

  1. 	des mittleren und des gehobenen Justizdienstes,

  2. 	des Justizwachtmeisterdienstes,
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1.	seit mindestens fünf Jahren im Justizdienst beschäftigt 
sind und davon mindestens ein Jahr überwiegend Auf-
gaben einer Beschlussfertigerin oder eines Beschluss-
fertigers in einem Grundbuchamt wahrgenommen ha-
ben und

2.	erfolgreich an einer Qualifizierungsmaßnahme, die 
zur Erfüllung der Aufgaben einer Rechtspflegerin oder 
eines Rechtspflegers in Grundbuchsachen befähigt, 
teilgenommen haben.

Die Bewährung in einem zweiten Aufgabengebiet ist ab-
weichend von § 22 Absatz 1 Nummer 2 LBG nicht erfor-
derlich. Der Aufstieg ist abweichend von § 22 Absatz 1 
Nummer 1 LBG aus jedem Amt der Laufbahn des mittle-
ren Justizdienstes möglich. Den nach Satz 1 aufgestiege-
nen Beamtinnen und Beamten kann höchstens das Amt 
einer Justizamtfrau oder eines Justizamtmanns verliehen 
werden.

A B S C H N I T T  3

Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes

§ 6

Laufbahnbefähigung für den Justizwachtmeisterdienst

(1) Die Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes ist eine 
Laufbahn des mittleren Dienstes.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den Justizwachtmeister-
dienst erwirbt, wer

1.	mindestens den Hauptschulabschluss, eine erfolgreich 
abgeschlossene Berufsausbildung und mindestens 
zwei Jahre Berufserfahrung nachweist und

2.	eine justizinterne Qualifizierungsmaßnahme zur Jus-
tizwachtmeisterin oder zum Justizwachtmeister nach 
Maßgabe der Qualifizierungs- und Prüfungsordnung 
für den Justizwachtmeisterdienst erfolgreich abge-
schlossen hat.

(3) Die Befähigung für die Laufbahn des Justizwacht-
meisterdienstes erwirbt außerdem, wer die Prüfung für 
die Laufbahn des mittleren Vollzugsdienstes im Justiz-
vollzug bestanden hat.

A B S C H N I T T  4

Laufbahnen des Gerichtsvollzieherdienstes

§ 7

Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Gerichtsvollzieherdienst

(1) Die Befähigung für die Laufbahn des mittleren Ge-
richtsvollzieherdienstes erwirbt, wer

1.	die Befähigung für die Laufbahn des mittleren Justiz-
dienstes besitzt und

2.	die Ausbildung zur oder zum Justizfachangestellten 
oder die Ausbildung zur oder zum Justizangestellten 
erfolgreich abgeschlossen hat,

3.	mindestens drei Jahre Aufgaben des mittleren Justiz-
dienstes wahrgenommen hat und

4.	für eine Qualifizierungsmaßnahme, die in anderen 
Vorschriften dieser Verordnung genannt ist, vorgese-
hen ist.

(3) Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnbefähi-
gung für den mittleren Verwaltungsdienst im Justizvoll-
zug besitzen, erwerben im Falle eines horizontalen Lauf-
bahnwechsels in den mittleren Justizdienst die hierfür 
erforderliche Laufbahnbefähigung abweichend von § 21 
Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 LBG ohne Einfüh-
rung in die Aufgaben des mittleren Justizdienstes.

§ 4

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justizdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justiz-
dienst erwirbt, wer den Vorbereitungsdienst nach Maß-
gabe der Verordnung des Justizministeriums über die 
Ausbildung und Prüfung der Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger erfolgreich abgeschlossen und die Rechts-
pflegerprüfung bestanden hat.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justiz-
dienst besitzt, wer die Befähigung für die Laufbahn des 
Bezirksnotardienstes nach der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für Bezirksnotare erworben hat.

(3) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justiz-
dienst erwirbt auch, wer nach Erwerb der in § 15 Ab-
satz 1 Nummer 2 LBG benannten Bildungsvoraussetzun-
gen mindestens drei Jahre einen Beruf ausgeübt hat, der 
die Eignung zur selbständigen Wahrnehmung eines Am-
tes der angestrebten Laufbahn vermittelt. 

(4) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Justiz-
dienst erwirbt auch, wer die Zweite juristische Staatsprü-
fung bestanden hat.

§ 5

Aufstieg

(1) Der Aufstieg vom mittleren in den gehobenen Justiz-
dienst vollzieht sich

1.	für Beamtinnen und Beamte des mittleren Justizdiens-
tes, die anstreben, die Rechtspflegerprüfung abzule-
gen, nach Maßgabe des § 22 LBG in Verbindung mit 
der Verordnung des Justizministeriums über die Aus-
bildung und Prüfung der Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger,

2.	für andere Beamtinnen und Beamte des mittleren Jus-
tizdienstes nach Maßgabe des § 22 LBG.

(2) In den gehobenen Justizdienst können auch Beamtin-
nen und Beamte aufsteigen, die
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(4) Beamtinnen und Beamte des gehobenen Justizdiens-
tes, die zur Ausbildung für den Amtsanwaltsdienst zuge-
lassen werden, verbleiben bis zur Verleihung eines Am-
tes des Amtsanwaltsdienstes in ihrer bisherigen Rechts-
stellung.

A B S C H N I T T  6

Laufbahnen des Notardienstes

§ 10

Laufbahnbefähigung für den Bezirksnotardienst

(1) Die Laufbahn des Bezirksnotardienstes ist eine Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes.

(2) Die Befähigung für die Laufbahn des Bezirksnotar-
dienstes besitzt, wer den Vorbereitungsdienst nach Maß-
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Be-
zirksnotare durchlaufen und die Notarprüfung bestanden 
hat.

§ 11

Laufbahnbefähigung für den Badischen Amtsnotardienst

(1) Die Laufbahn des Badischen Amtsnotardienstes ist 
eine Laufbahn des höheren Dienstes.

(2) Die Befähigung für die Laufbahn des Badischen 
Amtsnotardienstes erwirbt, wer die Zweite juristische 
Staatsprüfung bestanden hat.

A B S C H N I T T  7

Laufbahnen im Justizvollzug

§ 12

Laufbahnbefähigung für den mittleren Vollzugsdienst  
im Justizvollzug

Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Vollzugs-
dienst im Justizvollzug erwirbt, wer den Vorbereitungs-
dienst nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den mittleren Vollzugsdienst im Justizvollzug 
erfolgreich abgeschlossen und die Laufbahnprüfung be-
standen hat.

§ 13

Laufbahnbefähigung für den mittleren Werkdienst  
im Justizvollzug

Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Werkdienst 
im Justizvollzug erwirbt, wer den Vorbereitungsdienst 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den mittleren Werkdienst im Justizvollzug erfolg-
reich abgeschlossen und die Laufbahnprüfung bestanden 
hat.

2.	nach einer Ausbildung nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den mittleren Ge-
richtsvollzieherdienst die Gerichtsvollzieherprüfung 
bestanden hat.

(2) Die Befähigung für die Laufbahn des mittleren Ge-
richtsvollzieherdienstes erwirbt außerdem, wer den Vor-
bereitungsdienst nach Maßgabe der Verordnung des Jus-
tizministeriums über die Ausbildung und Prüfung der 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger erfolgreich abge-
schlossen hat, die Rechtspflegerprüfung besteht und 
mindestens sechs Monate mit Erfolg im Gerichtsvollzie-
herdienst mit Dienstleistungsauftrag verwendet worden 
ist.

(3) Beamtinnen und Beamte des mittleren Justizdienstes, 
die zur Ausbildung für den Gerichtsvollzieherdienst zu-
gelassen werden, verbleiben bis zur Verleihung eines 
Amts des Gerichtsvollzieherdienstes in ihrer bisherigen 
Rechtsstellung.

§ 8

Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Gerichtsvollzieherdienst

(1) Die Befähigung für die Laufbahn des gehobenen Ge-
richtsvollzieherdienstes erwirbt, wer den Vorbereitungs-
dienst nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den gehobenen Gerichtsvollzieherdienst erfolg-
reich abgeschlossen hat.

(2) Die Befähigung für die Laufbahn des gehobenen Ge-
richtsvollzieherdienstes erwirbt außerdem, wer den Vor-
bereitungsdienst nach Maßgabe der Verordnung des Jus-
tizministeriums über die Ausbildung und Prüfung der 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger erfolgreich abge-
schlossen hat, die Rechtspflegerprüfung besteht und eine 
für Gerichtsvollzieheraufgaben befähigende Qualifizie-
rungsmaßnahme nach Maßgabe der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Gerichtsvollzieher-
dienst erfolgreich abgeschlossen hat.

A B S C H N I T T  5

Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes

§ 9

Laufbahnbefähigung für den Amtsanwaltsdienst

(1) Die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes ist eine Lauf-
bahn des gehobenen Dienstes.

(2) Die Befähigung für die Laufbahn des Amtsanwalts-
dienstes erwirbt, wer die Ausbildung nach Maßgabe der 
Verordnung des Justizministeriums über die Ausbildung 
und Prüfung für die Laufbahn des Amtsanwaltsdienstes 
durchlaufen und die Amtsanwaltsprüfung bestanden hat.

(3) Die Befähigung für die Laufbahn des Amtsanwalts-
dienstes erwirbt ferner, wer die Zweite juristische Staats-
prüfung bestanden hat.
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nommen haben, erwerben die Befähigung für die Lauf-
bahn des gehobenen Werkdienstes im Justizvollzug nach 
Maßgabe des § 22 Absatz 1 Nummern 1, 2, 4 und 5 LBG.

§ 17

Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst im Justizvollzug

(1) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst im Justizvollzug besitzt, wer den Vorberei-
tungsdienst nach Maßgabe der Verordnung des Justizmi-
nisteriums über die Ausbildung und Prüfung der Rechts-
pflegerinnen und Rechtspfleger erfolgreich abgeschlos-
sen und die Rechtspflegerprüfung bestanden hat.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst im Justizvollzug erwirbt auch, wer die Lauf-
bahnbefähigung für den gehobenen Verwaltungsdienst 
nach § 3 Laufbahnverordnung-Innenministerium erwor-
ben und anschließend erfolgreich eine zumindest drei-
jährige Berufstätigkeit absolviert hat, welche 

1.	nach Art, Bedeutung und Schwierigkeit den Anforde-
rungen der Laufbahn des gehobenen Verwaltungs-
dienstes im Justizvollzug vergleichbar ist und

2.	im Hinblick auf die Aufgaben der Laufbahn des geho-
benen Verwaltungsdienstes im Justizvollzug die Fä-
higkeit zu fachlich selbständiger Berufsausübung ver-
mittelt.

Zumindest ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine Beschäfti-
gung im öffentlichen Dienst entfallen.

§ 18

Laufbahnbefähigung für den Seelsorgedienst  
im Justizvollzug

(1) Die Laufbahn des Seelsorgedienstes im Justizvollzug 
ist eine Laufbahn des höheren Dienstes.

(2) Die Laufbahnbefähigung besitzt, wer

1.	als ordinierte Geistliche oder ordinierter Geistlicher 
evangelischen Bekenntnisses oder

2.	als Geistlicher römisch-katholischen Bekenntnisses, 
der die Priesterweihe empfangen hat,

eine mindestens dreijährige Berufstätigkeit nach § 16 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b LBG nachweist. Zeiten 
des Vikariats oder des Pastoralkurses stellen eine der 
Vorbildung entsprechende Berufstätigkeit dar.

Artikel 2

Änderung der Verordnung des Justizministeriums  
über die Ausbildung und Prüfung  

der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger

Die Verordnung des Justizministeriums über die Ausbil-
dung und Prüfung der Rechtspflegerinnen und Rechts-

§ 14

Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Verwaltungsdienst im Justizvollzug

(1) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Verwal-
tungsdienst im Justizvollzug erwirbt, wer

1. 	den Vorbereitungsdienst nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den mittleren Ver-
waltungsdienst im Justizvollzug erfolgreich abge-
schlossen und die Laufbahnprüfung bestanden hat 
oder

2. 	a)  �die Ausbildung zur oder zum Justizfachangestellten 
erfolgreich abgeschlossen hat oder

b)	 die Ausbildung zur oder zum Justizangestellten er-
folgreich abgeschlossen und seit mindestens drei 
Jahren Aufgaben des mittleren Verwaltungsdiens-
tes im Justizvollzug wahrgenommen hat oder

c)	 die Ausbildung in einem verwaltungsnahen Beruf 
erfolgreich abgeschlossen und seit mindestens drei 
Jahren Aufgaben des mittleren Verwaltungsdiens-
tes im Justizvollzug wahrgenommen hat, wenn da-
für im Einzelfall ein dienstliches Interesse besteht,

	 und eine anschließende sechsmonatige laufbahnquali-
fizierende Zusatzausbildung im Justizvollzug erfolg-
reich absolviert hat. 

(2) Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnbefähi-
gung für den mittleren Justizdienst besitzen, erwerben im 
Falle eines horizontalen Laufbahnwechsels in den mittle-
ren Verwaltungsdienst im Justizvollzug die hierfür erfor-
derliche Laufbahnbefähigung abweichend von § 21 Ab-
satz 2 und 3 LBG ohne Einführung in die Aufgaben des 
mittleren Verwaltungsdienstes im Justizvollzug. 

§ 15

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Vollzugsdienst 
im Justizvollzug

Beamtinnen und Beamte des mittleren Vollzugsdienstes 
im Justizvollzug, die mindestens ein Jahr lang erfolg-
reich eine ihnen förmlich übertragene Funktion der Lauf-
bahn des gehobenen Vollzugsdienstes im Justizvollzug 
wahrgenommen haben, erwerben die Befähigung für die 
Laufbahn des gehobenen Vollzugsdienstes im Justizvoll-
zug nach Maßgabe des § 22 Absatz 1 Nummern 1, 2, 4 
und 5 LBG.

§ 16

Laufbahnbefähigung für den gehobenen Werkdienst  
im Justizvollzug

Beamtinnen und Beamte des mittleren Werkdienstes im 
Justizvollzug, die mindestens ein Jahr lang erfolgreich 
eine ihnen förmlich übertragene Funktion der Laufbahn 
des gehobenen Werkdienstes im Justizvollzug wahrge-
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Verordnung des Umweltministeriums 	
zur Änderung der Feldes- 	

und Förderabgabeverordnung

Vom 13. November 2014

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 32 Absatz 1 und 2 des Bundesberggesetzes vom 13. 
August 1980 (BGBl. I S. 1310),

2.	§ 2 der Verordnung der Landesregierung über die Be-
stimmung der zuständigen Behörden nach dem Bun-
desberggesetz vom 13. Januar 1982 (GBl. S. 41), ge-
ändert durch Artikel 121 der Verordnung vom 25. 
Januar 2012 (GBl. S. 65, 80):

Artikel 1

Die Feldes- und Förderabgabeverordnung vom 11. De-
zember 2006 (GBl. S. 395), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 3. Dezember 2012 (GBl. S. 671), wird wie 
folgt geändert:

1.	In § 11 Absatz 1 und 2, §§ 12 und 14 Absatz 1, §§ 15, 
16 und 17 Absatz 1, § 18 Absatz 1 sowie §§ 20 und 21 
wird die Angabe »2014« jeweils durch die Angabe 
»2016« ersetzt.

2.	In § 12 wird die Angabe »18« durch die Angabe »19« 
ersetzt.

3. In § 15 wird die Angabe »36« durch die Angabe »37« 
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

stuttgart, den 13. November 2014� Untersteller

pfleger vom 27. Juli 2011 (GBl. S. 429), zuletzt geändert 
durch Artikel 16 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. 
S. 99, 170), wird wie folgt geändert:

1. 	In § 1 Absatz 2 werden die Wörter »der Geschäfte des 
gehobenen Justizdienstes erworben, soweit hierfür be-
sondere Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften nicht 
bestehen« durch die Wörter »die Befähigung für die 
Laufbahn des gehobenen Justizdienstes und für die 
Laufbahn des gehobenen Verwaltungsdienstes im Jus-
tizvollzug erworben« ersetzt.

2. 	In § 17 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »für die 
Laufbahn des Rechtspflegers« durch die Wörter »zur 
Wahrnehmung der Aufgaben einer Rechtspflegerin 
oder eines Rechtspflegers gemäß § 4 Absatz 1 der 
Laufbahnverordnung-Justizministerium« ersetzt.

Artikel 3

Änderung der Juristenausbildungs-  
und Prüfungsordnung

In § 60 Satz 1 der Juristenausbildungs- und Prüfungsord-
nung vom 8. Oktober 2002 (GBl. S. 391) werden die 
Wörter »Laufbahn des Rechtspflegers, des Bezirksno-
tars« durch die Wörter »Laufbahnen des gehobenen Jus-
tizdienstes, des Bezirksnotardienstes« ersetzt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

stuttgart, den 5. November 2014� Stickelberger
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